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Liebe Kolleginnen und Kollegen,
die GEW Hessen hat in den letzten
Jahren erfreulicherweise viele neue
Mitglieder gewonnen. So sind wir um
über 10 Prozent auf rund 23.500 Mit-
glieder gewachsen, die wir in unserer
Mitgliederverwaltung betreuen.

Gleichzeitig nehmen aber auch die
rechtlichen Probleme in den Schulen,
Kitas, Hochschulen und anderen päd-
agogischen Einrichtungen zu, für deren
Lösung die komeptente und schnelle
Hilfe der Landesrechtsstelle erwartet
wird. Wir können die Zahl der Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter leider nicht in
gleichem Maße mit den wachsenden
Aufgaben erhöhen. Deshalb müssen wir
eine neue Regelung für die Telefonzeiten
der Abteilungen „Landesrechtstelle“ und
„Mitgliederverwaltung“ treffen, um eine
konzentrierte und zeitnahe Erledigung
der Aufgaben zu ermöglichen. Diese tritt
nach den Herbstferien in Kraft.

Telefonzeiten der Landesrechtsstelle

Telefon des Sekretariats der Landes-
rechtsstelle: 069-971293-23
• Montag und Freitag: 10.00 bis 12.00
Uhr
• Dienstag und Donnerstag: 13.00 bis
16.00 Uhr

Telefonzeiten der Mitgliederverwaltung

Telefon der Mitgliederverwaltung:
069-971293-33 und 069-971293-34
• Montag, Dienstag und Donnerstag:
13.00 bis 16.00 Uhr
• Mittwoch und Freitag: 9.00 bis
12.00 Uhr

Telefonzeiten der GEW Hessen

Telefonnummer der Zentrale wie bis-
her: 069-971293-0
• Montag bis Donnerstag: 9.00 bis
12.00 Uhr und 12.45 bis 16.00 Uhr
• Freitag: 9.00 bis 12.00 Uhr und
12.45 bis 14.30 Uhr

Anfragen per Fax oder Mail

Anfragen an die GEW Hessen können
jederzeit per Fax (069-971293-93)
oder  per Mail an die Geschäftsstelle
gerichtet werden:
• info@gew-hessen.de
• rechtsstelle@gew-hessen.de
• mitgliederverwaltung@gew-hessen.de

Mit freundlichen Grüßen
Ulrich Märtin, Landesgeschäftsführer

Neue Telefonzeiten
in der GEW-
Landesgeschäftsstelle

GEW
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Die Bildungsdebatte ist voller bürokratischer Erlö-
sungsgewissheiten: neue Strukturen, bessere Evalua-
tion, mehr Selbstständigkeit. Selbst der plausible Trend-
begriff „Individuelle Förderung“ ist vor technokra-
tischer Entartung nicht sicher. Ein Schulamtsblatt aus
Düsseldorf stellte sich das so vor: Zunächst „Schaffung
einer positiven Lernkultur“, dann „ressourcenorien-
tierte Beratung auf systemisch-lösungsorientierter
Basis“, schließlich „bedarfsorientiertes Training nach
dem Mini-Max-Prinzip“, ergänzt durch die „Vermitt-
lung lernstilorientierter Strategien“. Vergleichsweise
bescheiden dann die finale Empfehlung fürs konkrete
Tun: Die Schüler mögen Lerntagebücher führen!

Warum ist eigentlich, wenn es um bessere Schulen
geht, so wenig von Menschen die Rede? Warum kreisen
Bildungsreformen so selten um den Beziehungsaspekt,
obwohl dieser doch den Kern jedes pädagogischen
Handelns darstellt? Mit kleineren Klassen und besseren
Lernmitteln alleine ist Schülern wenig gedient; vor
allem brauchen sie Erwachsene, die ihnen gerne etwas
erklären, die sich nicht über ihre Begriffsstutzigkeit, ihr
pubertäres Rumoren ärgern, die sich für ihre Meinung,
für ihre Schwierigkeiten beim Lernen interessieren.

Entscheidend für die Wirksamkeit von Schule ist,
wie Lehrer das Verhältnis zu ihrem menschlichen
Gegenüber sehen und gestalten. Die stärkste Motiva-
tionsdroge für den Menschen ist der andere Mensch, so
Joachim Bauer, der hierzulande das Phänomen der
Spiegelneuronen breiter bekannt gemacht hat. Und
nicht etwa ein Arbeitsblatt. Lernthemen alleine lösen
nur begrenzte Begeisterung aus, das wusste schon
Erasmus von Rotterdam: „Der erste Schritt zum Lernen
ist die Liebe zum Lehrer.“ Und warum? Weil man die
Liebe zur Wissenschaft von Heranwachsenden noch
nicht erwarten kann, so der weise Humanist sinnge-
mäß.

Diese Beziehungsdimension des Unterrichts wird
gerne unterschätzt. Psychologie im Klassenzimmer, das
beargwöhnt man entweder („Psychokram“) oder sieht
es als naturgegeben an („ein Händchen für Kinder
haben“). Hinzukommt, dass ein hehres Bildungsziel wie

K O M M E N T A R

Den Menschen
in den Mittelpunkt rücken

Selbstständigkeit – gerät es in die methodischen
Niederungen – leicht zum untauglichen Götzen gerät.
Gerade schwächere Schüler benötigen auf ihrem Gang
in neue Wissenswelten zunächst klare Anforderungen
und sensible Unterstützung. Gerade dabei sind viele
Lehrer, vielleicht als Spätfolge der 68er-Impulse, ge-
handikapt: Sie vertreten schulische Ansprüche wie
Hausaufgaben und Klassenregeln nur mit Verschämt-
heit.

Gleichzeitig erwarten sie von den Schülern ein Maß
an Selbstständigkeit, das diese – je nach Alter und
Lernstil – schlichtweg überfordert. Zudem ist bei vielen
Lehrern auch das psychologische Instrumentarium
unausgereift. Weder die eigenen Gefühle beim Unter-
richten noch die emotionale Resonanz auf Schülerseite
sind ihnen hinreichend bewusst, gute Absichten ertrin-
ken leicht in Ärger und Überforderung.

Was vielen Lehrkräften, sind nicht neue Strukturen
oder methodische Spitzfindigkeiten, sondern Selbstbe-
wusstsein und Menschenkenntnis. Schule richtig denken,
das erfordert eine neue Hinwendung zum Pädagogischen
– zu Führungsfreude wie zu Einfühlsamkeit.

Denn das, was kürzlich in Malmö gelang, wäre
überall möglich: Innerhalb eines halben Jahres schaff-
ten es acht aus ganz Schweden angereiste Lehrer, eine
desolate Abschlussklasse auf die Landesbestenplätze zu
katapultieren. Offenbar hängen Wohl und Wehe der
Bildung vor allem von den Lehrern ab.

Michael Felten

Das Gespräch mit dem Kölner
Lehrer und Buchautor („Auf die
Lehrer kommt es an“) findet man
in dieser HLZ auf Seite  13.
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Echt gruselig
Zu einer Klassenfahrt gehört ein ordent-
liches Gespenst! Meine Freundin hat
damit gute Erfahrungen gemacht. In der
letzten Nacht ist der Herbergsvater mit
Eisenketten auf dem Dachboden herum-
geschlurft, und die Zehntklässler in den
Betten darunter waren sehr beein-
druckt. Bis heute sind sie davon über-
zeugt, dass es in der Jugendherberge
Kleineiterfeld spukt. Eisenketten und
Herbergsvater stehen mir nicht zur Ver-
fügung. Aber ein Neffe, der mir aus dem
Internet Geräusche für die Geisterstun-
de zusammenstellt.

Im Spreewald haben wir mit unserer
9. Klasse ein Haus ganz für uns allein.
Abends schließe ich unten die Tür ab,
und wir sind ungestört. Im „Socken-
raum“ können wir die täglichen Ereig-
nisse besprechen und uns eins singen.
Am zweiten Abend lösche ich das Licht
und erzähle mit Grabesstimme von ei-
nem einsamen Feriencamp im Wald. Ein
paar fröhliche Teenager sollen dort al-
les für die Sommersaison vorbereiten.
Nachts muss eins der Mädchen auf die
Toilette. Der Weg führt aus der Ferien-
hütte durch dunkles Gelände. Die
Sanitärbaracke befindet sich am Ende
des Camps. Jaja, die Idee habe ich aus

einem romantischen amerikanischen
Film. Die Stellen mit der Axt lasse ich
beim Erzählen natürlich weg. Während
sich meine Heldin im düsteren Wasch-
raum ängstigt, rollen meine Schüler
kreischend und kichernd übereinander.
Ich bin froh, dass ich das Licht wieder
anmachen kann, weil ich noch gar nicht
weiß, wie die Geschichte eigentlich
enden soll.

In der dritten Nacht wird die CD zum
Einsatz kommen. Mein Kollege und ich
sagen „Gute Nacht“ und bewachen im
Flur das Einschlafen. Es wird nicht ru-
hig. Flüstern, Gackern und lieber nicht
näher beschriebene Körpergeräusche
dringen aus den Zimmern. Ständig muss
noch jemand aufs Klo. Als endlich Ruhe
eingetreten ist, versteckt sich das Lehr-
personal unter der Tischtennisplatte
und stellt den CD-Player an: Ein hoher
Schrei hallt durch die Gänge, tapsende
Schritte folgen, begleitet von Schep-
pern und gehässigem Lachen. Es klopft
laut an eine Tür. Jemand zersägt etwas.
Seufzen, Stöhnen und Grunzen in allen
Stimmlagen ertönen.

Fast umgehend schießen meine
Jung-Machos aus den Zimmern. Mit
ihren Paddeln bewaffnet entdecken sie
uns im Tischtennisraum. Schade, ich

hätte die CD gern bis zum
Schluss gehört. Als alle

wieder in den Betten
sind, taucht Jessica
vor meiner Tür auf.
In der Schule ist
sie ein rotzfreches
Mädchen, das mit
fast allen Lehrern
Zoff hat. Jetzt steht
sie in ihrem Bär-
chennachthemd
vor mir und weint.
Sie hätte als Kind
so viele Gruselfil-
me gesehen und
müsse jetzt unbe-
dingt zu Katja ins
Bett. Dann wäre
aber ihre Zimmer-
nachbarin allein.
Die will das auf gar
keinen Fall. Also
schlafen in dieser
Nacht acht Mädchen
in einem Raum. Eng
aneinandergekuschelt,

jeweils zwei in einem Bett. Die Jungen
haben vorsorglich ihre Paddel neben
sich gelegt. Mir fällt die Nachtwande-
rung ein, von der man im Kollegium
erzählt: Zwei Klassenverbände gehen
durch den Wald. Taschenlampen sind
verboten. An jede Lehrerin klammern
sich sechs Schülerinnen. Der vierte Leh-
rer hat Migräne vorgetäuscht, hält sich
aber im Gebüsch versteckt und springt
– mit einem Bettlaken getarnt – auf den
Weg und ruft „Buh!!!“. Ehe er sich ver-
sieht, stürzen sich einige Knaben auf ihn
und verprügeln ihn. Seine Stimme er-
kennen sie in ihrer Angst (angeblich)
nicht. Erst als das Laken fällt, lassen sie
von ihm ab.

Einige meiner Jungen wünschen
sich am nächsten Abend die erneute
Vorführung der CD. Ich treffe mich mit
ihnen im Sockenraum. Heute ist
Gruselstunde nur für Freiwillige. Um
wenigstens eine kleine Überraschung
zu bieten, bitte ich Jakob um seinen
Einsatz. Ich weiß, dass er eine scheuß-
liche Gummimaske im Koffer versteckt
hält. Aber statt Jakob erscheinen fünf
aufgeregte Mädchen im Türrahmen.
Ich müsse unbedingt zu Katja kommen.
Katja ist älter als die anderen, ein
toughes Mädchen, stark und tempera-
mentvoll. Sie schluchzt und hyper-
ventiliert in einem. Auf dem Weg zur
Dusche hat sie einen Einbrecher mit
Gummimaske gesehen. Sie hat um Hil-
fe gerufen, aber niemand hätte sie
gehört. So eine Maske kennt sie aus
den Schlachtsequenzen einer Video-
filmreihe. Es beruhigt Katja nicht im
Geringsten, dass hinter dieser Maske
nur ihr Mitschüler Jakob gesteckt hat.
In der Nacht schlafen alle 13 Mädchen
gemeinsam in einem Zimmer.

Ich habe daraus gelernt. Auf Klas-
senfahrten werden nur noch fröhliche
Lieder und Tiergeschichten zu Gehör
gebracht. Nachtwanderungen erfolgen
allenfalls in der Dämmerung, wenn man
Lehrer noch von Gespenstern unter-
scheiden kann. In den Fluren vor den
Schülerzimmern brennt die ganze
Nacht Licht. Die Erziehungsberechtig-
ten bitte ich darum, den Medienkonsum
ihrer Kinder zu kontrollieren. Ich selber
schließe mich der Initiative „Mehr Qua-
lität im Fernsehen“ an.

Die Grusel-CD habe ich zu Hallo-
ween einem Skelett geschenkt, das mit
Gummimaske und Axt vor meiner Woh-
nung stand. „Lass den Quatsch, Jakob!
Eine Lehrerin lässt sich durch nichts
schrecken!“

Gabriele Frydrych
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Kein guter Start

Die GEW Hessen reagierte auf die Er-
folgsmeldungen von Kultusministerin
Henzler zum Start in das neue Schuljahr
mit Skepsis. „Der Grad der Unterrichts-
versorgung, der – trotz nach wie vor
herunter gerechnetem Bedarf – immer
noch nicht hundert Prozent erreicht hat,
basiert in wesentlichen Teilen auf den
bundesweit höchsten Arbeitszeiten der
hessischen Lehrkräfte“, erklärte GEW-
Vorsitzender Jochen Nagel. Durch die
angekündigten Kürzungen bei den
Vertretungsmitteln drohe jetzt eine
weitere Zusatzbelastung.

Auch bei der Einrichtung von Ganz-
tagsschulen gebe es in Hessen weiterhin
keine positive Entwicklung. Die Schu-
len in Hessen benötigten dringend
Entwicklungsschritte hin zu einem flä-
chendeckenden Angebot an wirklichen
Ganztagsschulen. Deren Zahl steige aber
nicht, stattdessen versuche man, das
grundlegende Problem mit einer „päda-
gogischen Mittagsbetreuung“ zu ka-
schieren.

Sozialstaat
und Schuldenbremse

„Die Schuldenbremse ist der Hebel, um
den Sozialstaat klein zu kriegen.“ Mit
diesen klaren Worten erteilte der
„Wirtschaftsweise“ Professor Peter Bo-
finger, seit 2004 Mitglied im Sachver-
ständigenrat zur Begutachtung der ge-
samtwirtschaftlichen Entwicklung, den
Plänen zur Verankerung einer „Schul-
denbremse“ in der Hessischen Verfas-
sung eine Absage. Bei einer Fachtagung
des DGB Hessen erklärte Bofinger am
10. 9., die ständigen Steuersenkungs-
debatten würden „das Vertrauen in den
Staat untergraben“, als werfe er „das
Geld zum Fenster hinaus“. Tatsächlich
gehe es bei allen Forderungen nach
auskömmlichen Staatsausgaben immer
auch „um die Leistungen für das Ge-
meinwohl“, die aus Steuereinnahmen
finanziert werden. In der Nachkriegs-
zeit sei die Steuerbelastung von Ein-
kommensmillionären nie niedriger ge-
wesen als im Jahr 2005. Wer wirklich
„Mehr Netto vom Brutto“ wolle, müsse
vor allem den Arbeitnehmeranteil an
den Sozialversicherungsbeiträgen re-
duzieren.

Die hessische „Schuldenbremse“ und
die Zukunft des Sozialstaats ist Schwer-
punktthema in der HLZ 12/2010.

DGB-Initiative
„Vorfahrt für Kommunen“

Die gemeinsame Initiative von ver.di
Hessen und DGB Hessen-Thüringen
„Vorfahrt für Kommunen – Kommune
sind wir“ stößt bei Kommunalpolitikern
auf immer größere Zustimmung. Insge-
samt haben das Papier mittlerweile mehr
als 400 hessische Landräte, Oberbür-
germeister, Bürgermeister und Kom-
munalpolitiker unterzeichnet, darunter
die Rathauschefs Schneider (Offenbach),
Hilgen (Kassel), Kaminsky (Hanau) und
Vaupel (Marburg). Bei der Initiative
handelt es sich um ein breites, parteien-
übergreifendes gesellschaftliches Bünd-
nis für die Lebensfähigkeit unserer Kom-
munen. DGB-Vorsitzender Stefan Kör-
zell freute sich besonders über viele
Unterschriften von CDU-Politikern.

Hintergrund von „Vorfahrt für Kom-
munen“ sind die Pläne der Landesregie-
rung, den Kommunen die Mittel im
kommunalen Finanzausgleich drastisch
zu kürzen. Ab 2011 sollen sie rund 400
Millionen Euro weniger bekommen.

DGB-Haushaltsgespräche

Im Rahmen der jährlich stattfindenden
Gespräche des DGB mit den Fraktionen
im hessischen Landtag zum Entwurf des
Landeshaushalts hat Jochen Nagel die
gravierende Unterfinanzierung des Bil-
dungswesens massiv angegriffen. „Die
dauerhafte Überbelastung durch die
höchste Pflichtstundenregelung, zu we-
nig Koordinationsstunden und jetzt
auch noch der Wegfall der Altersteil-
zeit, die geplante Lebensarbeitszeitver-
längerung sowie die Kürzung der Ver-
tretungsmittel kann man nur als massi-
ven Angriff auf die Gesundheit der
Lehrkräfte und auf die Qualität der
Arbeit in den Schulen bezeichnen“,
betonte er bei den Gesprächen.

Auch von den anderen DGB-Ge-
werkschaften des öffentlichen Dienstes
gab es eine breit begründete Ableh-
nung des vorgelegten Haushaltsent-
wurfs. Deshalb wurden die Abgeordne-
ten aufgefordert, diesem Haushalt nicht
zuzustimmen und entsprechende Än-
derungsanträge vorzulegen. Unterstüt-
zung von den Oppositionsparteien gab
es auch in der Kritik an dem von der
Landesregierung angekündigten Ge-
setzentwurf für eine Volksabstimmung
zur Schuldenbremse.

Ausländerbeiratswahlen
in Hessen

Wahlen sind regelmäßig ein Thema im
Politikunterricht. Warum nicht auch die
Wahlen zu den Ausländerbeiräten, die
in Hessen turnusmäßig am 7. November
2010 stattfinden? Ältere Schülerinnen
und Schüler sind selbst schon wahlbe-
rechtigt, jüngere können ihre Eltern auf
die Wahlen aufmerksam machen und
für eine höhere Wahlbeteiligung sor-
gen. Die Ausländerbeiräte sollen politi-
sche Partizipation und Interessenver-
tretung der ausländischen Bevölkerung
sicherstellen.

Wenn in einer Gemeinde mehr als
1.000 ausländische Einwohnerinnen und
Einwohner gemeldet sind, ist der Aus-
länderbeirat ein in der Hessischen Ge-
meindeordnung (HGO) zwingend vorge-
schriebenes kommunales Gremium. In
125 hessischen Gemeinden und zwei
Landkreisen findet am 7. November 2010
die nächste landesweite Ausländerbeirats-
wahl statt, in Hochheim (Main-Taunus-
Kreis) am 28. November 2010. Wahlbe-
rechtigt sind alle Einwohner, die nicht
Deutsche im Sinne des Art. 116 Grundge-
setz sind, am Wahltag das achtzehnte
Lebensjahr vollendet haben und  minde-
stens drei Monate vor dem Wahltag in der
Gemeinde ihren Wohnsitz haben.
• Weitere Informationen und Übersichten
über die örtlichen Kandidatinnen und Kan-
didaten findet man im Internet unter
www.auslaenderbeiratswahl.de
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Wege zur Selbstbestimmung
Selbstständiges, selbstorganisiertes oder selbstreguliertes Handeln?

„Eines der größten Probleme der Erziehung ist, wie man die
Unterwerfung unter den gesetzlichen Zwang mit der Fähigkeit, sich
seiner Freiheit zu bedienen, vereinigen könne. Denn Zwang ist nötig!
Wie kultiviere ich die Freiheit bei dem Zwange? Ich soll meinen
Zögling gewöhnen, einen Zwang zu dulden, und soll ihn selbst
zugleich anführen, seine Freiheit gut zu gebrauchen.“ (Immanuel
Kant: Über Pädagogik)

Im Begriffsdschungel
Schule in einer demokratischen Gesellschaft soll die Heran-
wachsenden zu mündigen Bürgerinnen und Bürgern erzie-
hen. Mündigkeit bedeutet seit der Aufklärung Selbstbestim-
mung. Diese Selbstbestimmung zu entwickeln und zu fördern
ist zentrales Ziel schulischer Erziehung. In welchem Zusam-
menhang mit diesem Ziel stehen Konzepte wie „selbsttätiges“,
„selbstständiges“, „selbstorganisiertes“, „selbstreguliertes“ oder
„eigenverantwortliches“ Lernen, wie sie gegenwärtig im
Schwange sind?

An dieser Stelle versucht eine ihren Bildungsauftrag ernst
nehmende Lehrkraft, Ordnung in das Begriffschaos zu brin-
gen: Das Studium der didaktischen Literatur führt eher zur
Verwirrung als zur Klärung: Wolfgang Klafki beispielsweise
spricht in einem Aufsatz mit dem Titel „Selbstständiges
Lernen muss gelernt sein“ von „Erziehung durch Selbst-
tätigkeit zur Selbstbestimmugsfähigkeit“ (1). Daneben haben
aber auch Begriffe wie „selbstgesteuertes Lernen“ (SGL) und
„Selbstorganisiertes Lernen“ (SOL) (2) Konjunktur. Heinz
Klippert spricht vom „eigenverantwortlichen Lernen“ (EVA)
(3).

Didaktisch-methodische Konzepte
Allen Konzepten selbstständigen Lernens ist gemeinsam, dass
die Lernenden (mit)bestimmen sollen: über die Wahl der Ziele
und Unterrichtsgegenstände, über Methoden, Lernorganisa-
tion, Kooperationsformen, Lernzeit und Lernergebnisse. Da-
bei ist der Grad der Öffnung eines solchen Unterrichts hin zur
Mitbestimmung der Schülerinnen und Schüler durchaus
unterschiedlich, wie vor allem Falko Peschel betont (4).
Methoden wie Freiarbeit, Wochenplanunterricht, Stationen-

lernen oder Gruppenpuzzle, die üblicherweise als Formen
selbstständigen Lernens begriffen werden, schränken unter
Umständen durch enge Vorgaben der Lehrkraft das selbst-
ständige Denken der Lernenden ein. Selbst der Projekt-
unterricht verliert seine intendierte Offenheit und verdient
seinen Namen nicht, wenn er lediglich in „Alibi-Projekt-
wochen“ stattfindet, die meist vom Lehrer komplett organi-
siert werden. Das von Heinz Klippert entwickelte EVA-
Konzept, das beansprucht, „Schlüsselqualifikationen“ wie
Methodenkompetenz, Kommunikationsfähigkeit, Teamfähig-
keit, Kreativität, Eigeninitiative, Zielstrebigkeit, Verantwor-
tungsbewusstsein zu fördern, reduziert sich im Schulalltag oft
darauf, dass Schülerinnen und Schüler „selbsttätig“ markie-
ren, exzerpieren, strukturieren und visualisieren. Ob sie
damit eigenverantwortlich lernen, mag bezweifelt werden.
Wichtig ist also eine Klärung des Grads der Selbstständigkeit
der Lernenden. Hilfreich dabei ist der Ansatz von Thorsten
Bohl und Diemut Kucharz, die von Selbstorganisation und
Selbstregulierung des Lernens sprechen, wenn Lernenden in
organisatorischer und methodischer Hinsicht Freiräume bei
der Lösung von Aufgaben gegeben werden. Offener, auf
Selbstbestimmung zielender Unterricht sei dann gegeben,
wenn Schülerinnen und Schülern Mitbestimmung „in inhalt-
licher und/oder politisch-partizipativer Hinsicht“ (5) einge-
räumt wird.

Fremdbestimmung kann es also auch in einem Unterricht
geben, der auf der methodischen Ebene Schülerinnen und
Schüler in hohem Maße aktiviert. Selbstbestimmtes Lernen
kann dagegen nur da erfolgen, wo Lernende eine echte Wahl
haben zwischen mehreren anspruchsvollen inhaltlichen An-
geboten oder sie sogar über Ziele und Themen des Unterrichts
selbst bestimmen können.

„Kernkompetenz Selbstständigkeit“
Die Diskussion in den 70er und 80er Jahren war von
reformpädagogischen Konzepten beeinflusst (Maria Mon-
tessori, Alexander Sutherland Neill, Célestin Freinet, Paulo
Freire) und zielte auf Selbstbestimmung und Mündigkeit. In
der PISA-Debatte verschob sich die Begründung für die
notwendige „Kernkompetenz Selbstständigkeit“ (6): Auf-
grund der beschleunigten technischen, wirtschaftlichen
und gesellschaftlichen Entwicklung sei es notwendig, Her-
anwachsende zur Bewältigung einer unbestimmten künfti-
gen Entwicklung zu befähigen. Selbstständigkeit wird in
dieser Argumentation weniger als Wesensmerkmal des
autonomen Individuums im Sinne Kants begriffen, sondern
als Kernkompetenz mit funktionalem Charakter zum Zweck
der Bewältigung von künftigen Herausforderungen. „Metho-
denschulung“ und „Teamarbeit“ dienen nicht mehr primär
der Förderung von Selbst- und Mitbestimmung der Jugend-
lichen, sondern dem Training von „Schlüsselqualifika-
tionen“, um auf dem Arbeitsmarkt und in der Gesellschaft
der Zukunft bestehen zu können. Daher leuchtet es ein, dass
SOL und SGL gerade im Berufsschulbereich Einzug halten

GEW-Initiative erfolgreich

Die zahlreichen Protestschreiben, vor allem aus den Ge-
samtschulen, und das Desaster bei den Vergleichsarbeiten in
der Grundschule, wo Lehrkräfte tausende von Kopien
anfertigen mussten, hat Wirkung gezeigt. In einem Schullei-
tungsinfo vom Juni 2010 teilte Kultusministerin Henzler
mit, dass die Prüfungsaufgaben für die Haupt- und Real-
schulabschlussprüfungen weiterhin in gedruckter Form zur
Verfügung gestellt werden und das Kultusministerium den
Druck der Aufgabenhefte für die Lernstandserhebungen
übernimmt.
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und ein zentrales Handlungsfeld im Pro-
jekt „Selbstverantwortung plus“ (SV-
plus) sind.

Diese Entwicklung wird durch die
Möglichkeiten digitaler Medien und
Lernplattformen im Web 2.0 beschleu-
nigt, wobei Selbstorganisation und
Selbstbestimmung oft nur auf dem Pa-
pier stehen:
„Um Arbeitsplätze zu erhalten, Innovationen
voranzutreiben und die Produktivität von
Regionen, Nationen und Kontinenten im
globalen Wettbewerb zu steigern, werden
selbstorganisierte Formen des Lernens und
Arbeitens zunehmend in den Dienst der Ver-
besserung des ‚Humankapitals’ gestellt. Ob
unter einer solchen Rhetorik noch günstige
(bildungs-)politische Bedingungen für
Selbstorganisation im Web 2.0 im Sinne der
Selbstbestimmung möglich sind, ist zumin-
dest fraglich.“ (7)

Wirksamkeit eines offenen Unterrichts
Führen selbstständiges Lernen und offener Unterricht zu
besseren Lernergebnissen? Auch diese wichtige Frage wird
sich eine verantwortungsvolle Lehrkraft stellen. Bohl und
Kuchartz gelangen nach Sichtung der Forschungsbefunde zu
folgendem Fazit:
„Mit Blick auf Schülerleistungen sind die Ergebnisse uneinheitlich.
Insgesamt scheint jedoch direkte Instruktion und damit ein eher
höheres Maß an Fremdsteuerung – was nicht mit autoritärem
Unterricht gleichzusetzen ist – die Fachleistungen eher zu begünsti-
gen als offene Unterrichtsformen. (…) Mit Blick auf überfachliche
und nicht kognitive Ziele (...) sind die Forschungsbefunde uneinheit-
lich. Tendenziell sind leichte Vorteile offenen Unterrichts möglich
und konnten belegt werden, sie sind aber nicht zwingend. Offensicht-
lich sind Einflussfaktoren wie Autonomie- und Kontrollorientierung
der Lehrerperson oder die Konzeption des offenen Unterrichts
mitentscheidend.“ (8)

Auch Hilbert Meyer gelangt zu dem Ergebnis, dass ein
lehrerzentrierter Unterricht nicht automatisch zu schlechte-
ren Ergebnissen führe, genau so wenig wie der offene
Unterricht Erfolge garantieren könne:
„Direkte Instruktion ist ein wenig erfolgreicher im Blick auf die
Wissensaneignung und fachliches Lernen. Offener Unterricht ist ein
wenig erfolgreicher im Blick auf die Vermittlung von Methoden- und
Sozialkompetenz.“ (9)

Christina Huf und Georg Breidenstein untersuchten speziell
die Wochenplanarbeit als Form selbstständigen Lernens. Sie
beobachteten die Tendenz, dass für die Lernenden der Aspekt
der „Planerfüllung“ wichtiger sei als die inhaltliche Ausein-
andersetzung mit der Sache (10).

Selbstständiges Lernen und offener Unterricht werden
von leistungsstärkeren Schülerinnen und Schülern intensi-
ver genutzt als von schwächeren. Diese benötigen mehr
Strukturierung, Unterstützung und Beratung. Das - gut ge-
meinte – Auswahlangebot an Aufgaben überfordert häufig
weniger leistungsstarke Lernende (11). Die Unterrichts-
forschung leitet aus diesen Befunden die Notwendigkeit ab,
dass Aufgaben in Kenntnis der individuellen Lernausgangs-
lage sorgfältig strukturiert sein sollten, weil weniger leis-
tungsstarke Lerner Lernhilfen hinsichtlich der Zwischen-

schritte brauchen. Die Mitbestimmung durch Schülerinnen
und Schüler sollte stufenweise, gezielt und systematisch
ausgeweitet werden, am besten in Übereinstimmung des
ganzen Kollegiums einer Schule (12).

„Wege zur Selbstbestimmung“ sind also möglich, wenn
man weiß, dass auch im offenen Unterricht die Lehrperson,
ihre Überzeugungen und ihre Beziehungsfähigkeit entschei-
dende Faktoren für das Lernen der Schülerinnen und Schüler
sind (13).

Franziska Conrad
Ausbilderin am Studienseminar für Gymnasien in Wiesbaden

(1) Klafki, Wolfgang: Selbstständiges Lernen muss gelernt werden!, in:
Stübig, Frauke/Schäfer, Christina (Hrsg): Selbstständiges Lernen in der
Schule, Kassel 2003, S. 23
(2) Ministerium für Kultus, Jugend und Sport Baden-Württemberg
(Hrsg): SOL. Selbstorganisiertes Lernen, Stuttgart 2003
(3) Klippert, Heinz: Eigenverantwortliches Arbeiten und Lernen. Bau-
steine für den Fachunterricht, Weinheim – Basel 2004, 4. Aufl.
(4) Peschel, Falko: Offener Unterricht. Idee, Realität, Perspektiven und
ein praxiserprobtes Konzept in der Evaluation. Teil I und Teil II,
Baltmannsweiler 2006.
(5) Bohl, Thorsten/ Kucharz, Diemut: Offener Unterricht heute. Konzep-
tionelle und didaktische Weiterentwicklung, Weinheim, Basel 2010,
S. 19
(6) Schnack, Jochen/Timmermann, Uwe: Kernkompetenz Selbststän-
digkeit. Wie junge Menschen heute lernen müssen, in: Pädagogik 9/
2008, S. 6
(7) Reinmann, Gabi: Selbstorganisation auf dem Prüfstand: Das Web 2.0
und seine Grenzen(losigkeit), in: Hugger, Kai-Uwe/Walber, Markus:
(Hrsg.): Digitale Lernwelten. Konzepte, Beispiele und Perspektiven.
Wiesbaden 2010. S. 84f.
(8) Bohl/ Kucharz (wie Anm.5), S. 69 und S. 71
(9) Meyer, Hilbert: Was ist guter Unterricht? Berlin 2004, S. 81
(10) Huf, Christina/Breidenstein, Georg: Schülerinnen und Schüler bei
der Wochenplanarbeit. Beobachtungen zur Eigenlogik der „Planerfül-
lung“, in: Pädagogik 4/2009, S. 20-23
(11) Bohl/Kurcharz (wie Anm. 5), S. 76-78
(12) ebenda, S. 99 ff.
(13) vgl. auch Felten, Michael: Auf die Lehrer kommt es an! Für eine
Rückkehr der Pädagogik in die Schule. Gütersloh 2010
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Mit der Aufklärung, der potenziellen Freisetzung des Men-
schen zu einem selbstbestimmten Dasein, und mit dem
politischen Versuch in der Französischen Revolution, die
Freiheit und Gleichheit aller Menschen durchzusetzen, wer-
den Mündigkeit sowie Selbst- und Mitbestimmungsfähigkeit
der Individuen zu einem obersten Ziel aller Erziehungs- und
Bildungsbemühungen. Pädagogen wie Rousseau, Pestalozzi
und Fichte weisen wiederholt darauf hin, dass im pädagogi-
schen Prozess durch die Tätigkeit des Zöglings Erfahrung
gestiftet wird – Erfahrung, die zum Lernen befähigt. Der
selbsttätige junge Mensch lernt das, was er für seine Lebens-
bewältigung braucht, er lernt es nachhaltig, und er wird damit
stark und unabhängig. Die Kultur der Selbsttätigkeit wird in
allen schulischen Reformprojekten dieser Zeit aufgegriffen.
Selbstständiges Lernen hat also als Forderung schon eine
lange Tradition. Freilich hat es auch Wandlungen erfahren,
die nicht ausgeblendet werden dürfen; die unterschiedliche
Akzentuierung der Begriffe der Selbsttätigkeit, Selbststän-
digkeit, Selbstorganisation und Selbstregulation weist darauf
hin. Es lohnt sich, aus dem historischen Prozess die Einsichten
herauszufiltern, die noch heute Gültigkeit haben und sie mit
neueren Erkenntnissen der erziehungswissenschaftlichen
Forschung und pädagogischen Praxis zu verbinden. Diese
Entwicklung soll nachfolgend skizziert werden.

Vom Belehrungskäfig ...
Die langen Restaurationsphasen des 19. Jahrhunderts über-
decken die Idee der Selbstbestimmung der Bürger und
damit auch der Selbsttätigkeit der Lernenden über eine
weite Strecke. Aber immerhin verdanken wir der Aufklä-
rung in Deutschland im Bereich staatlicher Bildungspolitik
die Einrichtung und allmähliche Durchsetzung einer „Schu-
le für alle“. Diese Schule ist jedoch in allen ihren Stufen eine
Institution der Belehrung und – je weiter das 19. Jahrhun-
dert voranschreitet – eine Institution zur Einübung in den
Untertanengeist. Erst mit dem Entstehen der reform-

pädagogischen Bewegung um 1890, die Gegenmodelle zum
„öden Belehrungskäfig“ (Kerschensteiner) entwickelt, erst
mit der Gegenbewegung zur wilhelminischen „Pauk- und
Buchschule“ gewinnt die Idee der Selbstständigkeit, die
durch Selbsttätigkeit angebahnt werden soll, neue Bedeu-
tung.

Unterschiedliche Vertreter und Vertreterinnen einer neu-
en pädagogischen Praxis, die in den Mittelpunkt nicht mehr
das zu belehrende Objekt, sondern das Kind als lernendes
Subjekt stellt, entwickeln und erproben eine breite Palette
von selbstständigkeitsorientierten Methoden in ihren Schu-
len. Maria Montessori bringt die Zielrichtung dieser päda-
gogischen Bewegung auf den Begriff: „Hilf mir, es selbst zu
tun“. Diese Bitte eines Kindes an die Erzieherin hebt das
Prinzip der Selbsttätigkeit hervor, sie verweist den erwach-
senen Begleiter des Lernprozesses in eine Helfer- und
Unterstützerrolle; die Verantwortung für seine Tätigkeit
übernimmt das Kind. Die Modernität dieser Konzeption ist
nicht zu übersehen.

... über die Reformpädagogik ...
In der gleichen Zeit entwickelt in Chicago John Dewey seine
Projektmethode, die auf Demokratisierung der Gesellschaft
abhebt und die Lernenden mittels kognitiver Aktivierung zu
handlungsleitender Erfahrung befähigen will. In Frankreich
realisiert Célestin Freinet Arbeitsateliers, Werkstätten, in
denen die Kinder und Jugendlichen arbeiten, ihr Lern-
material selbst erstellen und über den Prozess des Herstellens
inhaltliche Kenntnisse, handwerkliche Erfahrung und zu-
gleich soziale Kompetenz erwerben. Hugo Gaudig realisiert
in Leipzig mit seinem Prinzip der „freien geistigen Schular-
beit“ ein wegweisendes Konzept der Erziehung zur Selbst-
ständigkeit, das auch heute noch zu beeindrucken vermag.
Ihm geht es im Kern um eine „Erziehung zur Persönlichkeit“,
in der der Einzelne in seinen individuellen Anlagen gefördert
wird und zu „geistiger Selbstständigkeit“ gelangt. Dazu hat
Gaudig zusammen mit seinem Kollegen Otto Scheibner den
Arbeitsprozess der Schüler in einzelne Teilschritte zerlegt:
von der Entstehung einer Schülerfrage, dem Festlegen eines
Ziels durch die Schüler und der Wahl ihrer Arbeitsmittel über
das Entwerfen eines Arbeitsplans und die Durchführung der
Arbeitsschritte bis zur Feststellung, Auswertung und Über-
prüfung der Ergebnisse. Hier liegen also bereits Ansätze zur
Methodisierung selbstständiger geistiger Arbeit einschließ-
lich fachspezifischer Beispiele vor.

Viele weitere Pädagoginnen und Pädagogen entwerfen
und praktizieren in dieser Zeit Schulkonzeptionen, in denen
– bei aller Unterschiedlichkeit im Einzelnen – das lernende
Subjekt als aktive Person im Zentrum steht, die sich selbsttä-
tig und selbstbestimmt die sie umgebende Welt aneignet und
dadurch zu verantwortlichem Handeln befähigt werden soll.
Den meisten Reformpädagogen gelingt es allerdings – von
wenigen Ausnahmen abgesehen – nicht, eine Lernprozessbe-
gleitung durch Lehrpersonen zu konzeptualisieren, die jen-

Fokus Unterricht
Auf dem Weg zum selbstregulierten Lernen: Ein Rückblick
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seits des eigenen Modells, also gewissermaßen personen-
unabhängig funktionieren könnte und damit übertragbar
wäre.

Die Schulpädagogik der Bundesrepublik Deutschland
greift die reformpädagogische Lernkultur in den 1950er
Jahren wieder auf, setzt aber zunächst keine nennenswert
neuen Impulse. Dies geschieht erst, nachdem sich abzeichnet,
dass die große Strukturreform des Bildungswesens der 1960er
und frühen 1970er Jahre stecken geblieben ist und nicht bis
in den Unterricht der einzelnen Schulen und Lehrkräfte
hinein zu wirken vermag. In der neuen Aufbruchbewegung
der „inneren Schulreform“ entsteht aus der Initiative einzel-
ner Lehrkräfte oder kleiner Gruppen von Lehrerinnen und
Lehrern, die sich Unterstützung in den Instituten der Fort-
und Weiterbildung holen, eine große Zahl reformpädagogisch
orientierter Arbeitsgruppen; der Wochenplan von Peter
Petersen – als eine überschaubare Organisationsform selbst-
ständigkeitsorientierten Lernens – hält in zahlreichen Grund-
schulen Einzug. Es entsteht eine neue Freinet-Bewegung, die
Projektmethode wird neu belebt und in zeitgemäßer Form
weiterentwickelt. Gruppenarbeit nach dem Heidelberger
Kollegen Ernst Meyer erwirbt ihren festen Platz in der
methodischen Gestaltung von Unterricht.

... zur inneren Schulreform
Entscheidend aus heutiger Sicht sind die Impulse von Martin
Wagenschein, der mit seiner Praxis des genetischen,
sokratischen und exemplarischen Lehrens in schüler-
aktivierender Weise den Lernprozess so organisiert, dass er
am Phänomen ansetzt. Ausgangspunkt des Lernens ist ein
beobachtbares und im besten Sinne des Wortes „fragwürdi-
ges“ Phänomen: Was brennt eigentlich an einer Kerze? Der
Docht? Das Wachs? Etwas anderes? Und warum? Selbst bei der
Beobachtung eines Phänomens Fragen aufzuwerfen, ihnen
sodann im produktiven Austausch der Einfälle und Erfahrun-
gen der Mitlernenden möglichst selbsttätig forschend in
einer Art „Wiederentdeckung unter Führung“ nachzugehen,
bedeutet, nicht nur die Ergebnisse von Wissenschaft kennen-
zulernen, sondern die dazugehörigen Wege entdecken und
gehen zu lernen, die zu diesem Ergebnis geführt haben. Das
selbstständige Entdecken einer Gesetzmäßigkeit, das Trans-
ferieren auf ein anderes Phänomen gestaltet sich zu einer
Grundform des Lernens, die den Lerner zum eigenen Kon-
strukteur seines Wissens über diese Welt macht.

Zwei weitere wesentliche Impulse erhält das selbstständige
Lernen durch Heinz Klippert, dessen Methodentraining seit
der Mitte der 1990er Jahre in aufwändigen Aktionen in den
Schulalltag implementiert wurde. Kaum ein Schüler, der
nicht Markieren, Ordnen, Oberbegriffe finden und sinnvolle
Selbstorganisation zum Beispiel zur Vorbereitung einer
Klassenarbeit nach der Methode Klipperts gelernt hat. Insbe-
sondere aber ist das kooperative Lernen in seiner Bedeutung
für selbst zu verantwortende Lernprozesse neu begründet
und aufgewertet worden. Neben den Aspekten sozialen
Lernens, die schon Meyer betont hatte, geht es im koopera-
tiven Lernen um adäquate Lerntempi und -stile, um die
Berücksichtigung von Interessen der Lernenden und um
Ansätze von Partizipation. Vor allem aber geht es um
Verantwortungsübernahme im Prozess des von einander
Lernens beziehungsweise des Lernens durch Lehren.

Das Finden der richtigen Fragen und deren eigenständige
Beantwortung, das Lernen am Phänomen und nicht das

Lernen über das Phänomen, das kooperative Lernen als
Sozialform der Verantwortungsübernahme beziehungsweise
der geteilten Verantwortung stellen zusammen mit den
komplexen reformpädagogischen methodischen Groß-
arrangements um die Jahrtausendwende gewissermaßen die
pädagogischen Grundbestandteile dar, mit denen ertragrei-
che Lernprozesse in Gang gebracht werden sollen. Dabei sind
neben den bereits genannten Methoden der Projektarbeit, der
Werkstattarbeit, des Wochenplans sowie der Gruppenarbeit
und deren Weiterentwicklung zum Expertenpuzzle insbeson-
dere die Vorhaben der Freien Arbeit, das Stationenlernen
sowie Rollen- und Planspiele zu nennen.

Gefragt ist eine durchdachte Balance
Die Bilanz von PISA 2000 hat neben herber Ernüchterung
zugleich neue Ansätze aufgedeckt. Drei Aspekte haben
seitdem erheblich an Bedeutung gewonnen. Das ist zum
einen die Frage nach den Lernstrategien, zum Zweiten die
Frage der Aufgabenformate und zum Dritten der ausgewo-
gene Wechsel von Unterrichtsphasen der Instruktion und
Anleitung durch die Lehrkraft mit Phasen der selbst-
verantworteten Lernaktivität der Schülerinnen und Schüler.
Insbesondere die fachdidaktische Forschung zeigt, dass
eine durchdachte Balance zwischen Instruktion und Kon-
struktion für gute Lernergebnisse wichtig ist. Lernaufgaben,
die kognitiv aktivierend sind, weil sie nicht schon alles
vorgeben, die situativ angepasst sind und für die Lernenden
eine Herausforderung bedeuten, stellen ein Instrument dar,
das die Selbstständigkeit fördert. Und schließlich hat die
Frage nach den Lernstrategien eine „strategische Wende“
eingeleitet. Sie hebt darauf ab, kognitive, metakognitive
und motivationale beziehungsweise volitionale Prozesse
bewusst zu machen und gezielt einsetzen zu können, bis sie
gewissermaßen automatisiert sind. Das ist die Selbst-
regulation im Lernprozess.

Die aus der Reformpädagogik überkommenen methodi-
schen Großformen, die auf Selbsttätigkeit und Selbstständig-
keit hin ausgerichtet sind, mit den neuen Forschungsergeb-
nissen und Erkenntnissen zu vermitteln, sie gewissermaßen
unter diesen Aspekten neu durchzuarbeiten, stellt ein zentra-
les Desiderat der Gegenwart dar. Der Fokus liegt dabei auf
dem Unterricht.

Frauke Stübig, Professorin i.R. für Schulpädagogik mit dem
Schwerpunkt Gymnasiale Oberstufe an der Universität Kassel
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Selbstorganisiertes und selbstverantwortetes Lernen hat an
der Helene-Lange-Schule einen Namen: „Offenes Lernen“. So
heißt an unserer Schule ein Unterrichtsfach, das in den
Jahrgängen 5 bis 8 wöchentlich vier Unterrichtsstunden
einnimmt und zu den bewährten Konzeptelementen unserer
Schule gehört. Diese Verankerung des eigenverantwortlichen
Arbeitens im Stundenplan sichert bestimmte Unterrichtsme-
thoden und -inhalte institutionell ab und ermöglicht somit
eine schulweite Unterrichtsentwicklung. Vier Unterrichts-
stunden am Stück bieten zunächst einmal eins: Zeit! Zeit, um
sich in ein Thema zu versenken, Zeit, um außerschulische
Lernorte zu besuchen, Zeit, um eigene Lernwege zu erproben
und dabei auch Irrwege gehen zu können, Zeit, um sich mit
einer Gruppe und einem Thema wirklich intensiv auseinan-
derzusetzen und Zeit, um an einem Arbeitsergebnis wirklich
zu feilen. Diese Zeit ist für handlungsorientierten und offenen
Unterricht nötig, für Projektunterricht und auch für selbst-
ständiges und selbstorganisiertes Lernen.

„Offenes Lernen“ an der Helene-Lange-Schule
In den Jahrgängen 5 bis 8 hat jede Klasse einmal in der
Woche vier Stunden „Offenes Lernen“ (OL) am Stück bei
ihrem Klassenlehrer oder ihrer Klassenlehrerin, wobei im-
mer nur eine Klasse pro Jahrgangsteam OL hat, damit es zu
keinen räumlichen Kollisionen und Materialproblemen
kommt. Zwei dieser vier Stunden sind doppelt besetzt: Der
„Co-Klassenlehrer“ und der Klassenlehrer sind gemeinsam
in der Klasse. Dieses Teamteaching ermöglicht so kollegiale
Hospitation und Zusammenarbeit sowie eine intensive Be-
treuung der Schülerinnen und Schüler. Die Klassenlehrer
und ihre „Co“s decken gemeinsam möglichst viel des
Unterrichts in „ihrer“ Klasse ab. Das ist für den Aufbau
konstruktiver und verlässlicher Beziehungen unerlässlich
und ermöglicht es, hilfreiche Strukturen und Routinen für
das selbstorganisierte Lernen im Fach OL und im Fach-
unterricht zu schaffen. Auch Lehrkräfte, die sogenannte
Nebenfächer studiert haben, können so Klassenleitungen
übernehmen, da sie durch OL zusätzliche Stunden in ihrer
Klasse unterrichten können.

Ein beliebtes Fach
Die Fächer Mathematik, Deutsch, Englisch und die Lern-
bereiche Gesellschaftslehre (GL) und Naturwissenschaften
geben Unterrichtsstunden an das „Offene Lernen“ ab. Diese
werden jahrgangsweise verrechnet und auch nicht in allen
Jahrgängen einheitlich. So haben die 6. Klassen beispiels-
weise je eine Stunde weniger Deutsch, Englisch und GL, und
auch die in der Stundentafel vorgesehene Klassenlehrer-
stunde wird in das „Offene Lernen“ integriert. Dafür gibt es
das „Fach“ OL. Natürlich dürfen die klassischen Fächer nicht
einfach in ihrer Stundenzahl beschnitten werden. Das Haus-
curriculum der Projekte ist so gestaltet, dass Inhalte aus dem
Fachunterricht in den Projektunterricht verlagert werden.

Mit Kopf, Herz und Hand
Eigenverantwortliches Lernen als Unterrichtsfach

In den Stunden des „Offenen Lernens“ werden darüber
hinaus gezielt Angebote gemacht, die darauf abzielen,
überfachliche Kompetenzen zu erwerben. In unserer Schule
erfreut sich das Fach „Offenes Lernen“ großer Beliebtheit.
Nur selten wird diese Verlagerung der Stunden als Problem
angesehen, da sie von allen Beteiligten als gewinnbringend
wahrgenommen wird.

Als weitere Voraussetzung organisatorischer Art ist die
Einteilung der Schule in Jahrgangsteams und -bereiche zu
nennen. In ihrem Jahrgangsteam arbeiten die Kolleginnen
und Kollegen zusammen, die den meisten Unterricht in
einem Jahrgang haben. Sie treffen sich einmal wöchentlich
zur Teamsitzung und planen größere Unterrichtsprojekte
gemeinsam – insbesondere also auch das, was im „Offenen
Lernen“ passieren soll. Gerade Methoden und Materialien
der Binnendifferenzierung und Individualisierung lassen
sich im Team besser (und auch arbeitsteilig) finden. Auch
die Instrumente für die Steuerung des selbstorganisierten
Lernens (wie Fahrpläne, Kompetenzprofile, Lernland-
schaften, Arbeitspläne, task banks) lassen sich besser im
Team erarbeiten. Außerdem stehen den Klassen neben ihren
Klassenräumen die sogenannten Schülertreffs ihres Jahr-
gangs (große Flure mit Arbeitsbereichen und einer Bühne
wie auf dem Foto) und Computerarbeitsplätze zur Verfü-
gung.

Selbstorganisation im Projektunterricht
Nicht erst die Erkenntnisse der Neurobiologie haben deut-
lich gemacht, dass neues Wissen dann am nachhaltigsten
erworben werden kann, wenn Kopf, Herz und Hand beteiligt
sind. Wenn man den Dingen auf den Grund gehen kann,
wenn be-greifen auch wörtlich gemeint ist und die Lernen-
den emotional beteiligt sind, können neue Inhalte besser mit
bekannten vernetzt und deren Anwendung ausprobiert
werden. Dafür brauchen Kinder Zeit und Ruhe, vielfältige
Gelegenheiten und Lehrerinnen und Lehrer, die nicht mit
Blick auf das Stundenende aufs Tempo drücken. Im OL hat
dieses Lernen seinen Platz, und die vier zusammenhängen-
den Stunden haben ihre Berechtigung. Hier finden all die
Aktivitäten statt, die sich engagierte Lehrkräfte für ihre
Lerngruppen wünschen, aber mit Blick auf Stundentafeln
und Curricula oft schweren Herzens „begraben“ müssen,
weil die Organisation eines Projekttages oder eines längeren
Stundenblocks in der eigenen Klasse zahlreiche andere
Klassen und Fachlehrer betrifft und schnell sehr aufwändig
wird.

Vor allem fachübergreifendes, projektartiges, selbst-
ständiges und entdeckendes Lernen findet bei uns oft im
Offenen Lernen statt.

So haben wir während des Römerprojektes in der 6. Klasse
Vergils Aeneas (in der vereinfachten Fassung von Auguste
Lechner) im Deutschunterricht gelesen, die Taten des Aeneas
im Kunstunterricht in Zeichnungen beschrieben und auf
Tontafeln dargestellt. Dafür fuhren wir im OL ins nahe
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gelegene Museum für Antike Schifffahrt und haben uns die
nachgebaute Trajanssäule angeschaut, auf der die Taten
Trajans, seine Kriege und Triumphe im Relief dargestellt sind.
So ausgestattet gingen die Schülerinnen und Schüler daran,
ihre Zeichnungen in Ton reliefartig darzustellen, wobei jede
Gruppe für ein Kapitel zuständig war und das zentrale Motiv
ihres Kapitels auf eine Tonplatte übertrug. Vor allem für den
Museumsgang und die Arbeit mit den Tontafeln haben wir in
diesem Projekt das Offene Lernen gebraucht.

Zentral für alle Projekte ist die Vertiefung der Erkenntnis,
das intensive Eindringen in den Lerngegenstand, das meist
durch „Spezialthemen“ realisiert wird. Nach einem inhaltli-
chen Basislehrgang, der zentral organisiert und gemeinsam
gelegt wird, suchen sich die Lernenden die für sie spannenden
und interessanten Themen und Aspekte zum übergeordneten
Thema aus, organisieren sich in Gruppen, stellen Fragen,
recherchieren, interviewen und bereiten ihre Erkenntnisse
für eine anspruchsvolle Präsentation vor.

Bei dieser Art des individuellen Lernens in Kleingruppen
hat die Lehrkraft eher eine beratende, begleitende Rolle, sie
gibt Hinweise zur Materialbeschaffung, vermittelt bei Strei-
tigkeiten innerhalb der Kleingruppen und sorgt für eine
ruhige und konzentrierte Arbeitsatmosphäre.

Aber auch an die Selbstverantwortung und die Selbst-
organisation der Schülerinnen und Schüler werden durch das
Offene Lernen hohe Anforderungen gestellt. Ein Unterricht
über mehrere Zeitstunden hinweg mit teilweise nur wenig
zentraler Organisation bietet natürlich auch den „Freiraum“,
sich dem inhaltlichen Lernen zu entziehen, Geschäftigkeit
vorzutäuschen und die Zeit zu vertrödeln. Diese Um- und
Abwege sind bei einigen Schülerinnen und Schülern sogar
nötig, müssen aber nach Abschluss einer Einheit oder eines
Projektes anhand der dann mangelhaften Ergebnisse mit den
Betroffenen reflektiert werden, und es gilt, Strukturen für
künftiges Lernen zu vereinbaren.

Fachübergreifende Kompetenzen
Das OL ist nicht nur offen für die Inhalte verschiedener
Fächer, sondern auch für das Erwerben und Einüben
fachübergreifender Kompetenzen und Methoden. Hier ist
der Ort, an dem gezielt das mündliche Referat, das struktu-
rierte Verstehen von Sachtexten oder die erfolgreiche
Vorbereitung auf Klassenarbeiten und Prüfungen geübt
und gefestigt werden können. Da sich die Inhalte in den
Fächern oft immer mehr ausweiten, die zur Verfügung
stehende Zeit dafür aber weniger wird (G8), sind viele
Fachlehrer immer weniger bereit, diese wichtigen fach-
übergreifenden Kompetenzen in „ihrem“ Unterricht zu
vermitteln. So kann OL eine wichtige Funktion beim
Kennenlernen und Einüben fachübergreifender Kompeten-
zen übernehmen und dafür sorgen, dass diese auch für die
weitere Bildungslaufbahn zentralen Fähigkeiten erfolg-
reich trainiert werden können.

Nicht immer gelingt es uns, die Zeit des Offenen Lernens
als effektive Lernzeit zu nutzen, insbesondere in projekt-
freien Zeiten. Dann stellt sich gelegentlich die Frage, wie
diese vier Stunden zu füllen sind. Meistens stehen in solchen
Zeiten die aktive „Beziehungspflege“ der Klasse untereinan-
der oder ein auf die Klasse zugeschnittenes Methodentraining
an. Auch sind wir nicht immer mit der Qualität der Präsenta-
tionen zufrieden: Wir arbeiten daran, dass neben der Form
auch der Inhalt einer Präsentation in Schülerfeedbacks be-

rücksichtigt wird, und auch daran, die Präsentationen als
echte Lerngelegenheiten für die zuhörenden Schülerinnen
und Schüler zu gestalten, so dass Präsentationen entweder ein
echtes Erlebnis oder eine gute Unterrichtsstunde sind (und
nicht schlecht gemachter Frontalunterricht durch die Schü-
lerinnen und Schüler).

Eigenverantwortung, Selbstständigkeit und Selbst-
organisation – das alles ist nur durch learning by doing zu
erwerben. Im Fach OL gibt es dafür Raum und Zeit, genauso
wie für die individuelle (Lern-)Begleitung der Schülerinnen
und Schüler. In OL arbeiten Schülerinnen und Schüler mit
großer Freude und Begeisterung an selbst gewählten Themen-
schwerpunkten. Nicht zuletzt ermöglicht die intensive Be-
gleitung der Schülerinnen und Schüler durch die Klassenleh-
rerinnen und Klassenlehrer den Aufbau langanhaltender,
ernsthafter und wertschätzender Beziehungen. Individuali-
sierung heißt bei uns nicht Vereinzelung, obwohl die Schü-
lerinnen und Schüler an sehr unterschiedlichen Themen und
in sehr unterschiedlichem Tempo an sehr unterschiedlichen
Aufgaben arbeiten.

Gemeinsame Aktivitäten und Erlebnisse sind genauso
abgesichert wie der gemeinsame Rahmen für die individua-
lisierte Arbeit in der Klasse, so dass die Schule insgesamt
produktiv mit der Heterogenität ihrer Schülerinnen und
Schüler umgehen kann.

Es lohnt sich, Strukturen zu schaffen, die das alles
ermöglichen.

Carmen Bietz und Mike Zergiebel
Helene-Lange-Schule (IGS), Wiesbaden

Literatur:
Conrad, Franziska/Zergiebel, Mike: Differenzieren in langfristigen
Unterrichtsvorhaben – Annäherungen an das Mittelalter, in: Geschichte
lernen, Heft 131, September 2009, S. 30-40.
Meine Schule – deine Schule – unsere Schule: Schule ist mehr als Un-
terricht, Wiesbaden 2006
Reinbacher-Kaulen, Brigitte: Das „Freie Thema“ wird präsentiert, in:
Lernchancen Heft 64/2008, S. 32-35.
Riegel, Enja: Schule kann gelingen, Frankfurt 2004.
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„Stellen Sie sich vor, Sie wären ein Archäologe im 5.
Jahrtausend, der verschüttete Kulturen ausgräbt – nicht im
südamerikanischen Dschungel, sondern im längst versunke-
nen Mitteleuropa. Sie finden: hoch verdichtete Ansammlun-
gen von rechteckigen Räumen – mehr oder weniger (meist
weniger) gut belichtet, mehr oder weniger (meist weniger) gut
belüftet, karg möbliert, ohne jede Spur einer schöpferischen
Aktivität außer merkwürdigen Zeichen auf den Tischplatten.
Die Tische selbst, für 30 bis 35 Menschen ausreichend, sind
fast auf Körperkontakt in Reihen dicht beieinander gestellt,
jeweils ein einzelner Tisch hat eine Sonderstellung. Die
Hochrechnung ergibt: mindestens 1.500 Lebewesen auf engs-
tem Raum. Das Umfeld des Gebäudes: Teer und Beton, hin
oder wieder ein Baumrest, manchmal Pflanzen, reine Mono-
kulturen, vermutlich Gras. Sie finden Uhren, eingestellt auf
einen unverständlichen Takt, mal 45, mal 5 Minuten, die
offensichtlich bereits unmäßig früh am Morgen aktiviert
waren. Und Sie treffen auf Berge von Listen, die immer dem
gleichen Schema zu folgen scheinen, mit seltsamen Berech-
nungen in einer Skala zwischen 1 und 6.

Sie entwickeln Hypothesen, was sich in diesen Räumen
wohl abgespielt haben könnte. Vermutlich ein Warteraum.
Allenfalls kurzzeitig nutzbar. Oder vielleicht ein Museum
für eine gigantische Schreibstube, in der Schriftgelehrte vor
Erfindung des Buchdrucks Texte reproduzieren ließen.
Wenn Sie auf einem Archäologenkongress jedoch die These
vertreten würden, dass dies Orte gewesen seien, in denen
Kinder und Jugendliche die prägungsintensivsten, kostbars-
ten Jahre ihres Lebens zugebracht haben sollen – Sie würden
wahrscheinlich ausgepfiffen werden. Soweit das Gedanken-
spiel.“ (Dr. Otto Seydel, Institut für Schulentwicklung,
Überlingen)

Dass Räumlichkeiten (Struktur, Farbe, Belichtung, Beleuch-
tung, Belüftung, Akustik, Ausstattungen und Mobiliar) für
das Wohlbefinden von Lehrenden und Lernenden ganz
wesentlich sind, erscheint zunächst trivial. Die neuere Hirn-
forschung hat nachgewiesen, dass das Lernen in angenehmen,
ästhetisch ansprechenden, abwechslungsreichen, baubiolo-
gisch und bauphysikalisch „sauberen“ Räumen deutlich
besser gelingt. Ich selbst habe dies in meiner 35-jährigen
Schulpraxis an zwei großen beruflichen Schulen als Klassen-
lehrer, Personalratsvorsitzender und zuletzt als Schulleiter
immer wieder erfahren: Ästhetische und gut gestaltete urbane
Räume und Gebäude einschließlich der dazugehörenden
Außenbereiche sowie ansprechende Ausstattungen vermin-
dern Gewalt- und Zerstörungsbereitschaft gegen Räume und
Sachen und führen genauso deutlich zu einer Verbesserung
des Schulklimas und der Beziehungen zwischen den Men-
schen in der Schule.

Der Raum als dritter Pädagoge
Maßstäbe „für die Gestaltung von Bildungseinrichtungen des

21. Jahrhunderts“ beschreibt die „Charta schulUMbau“:
„Bildungseinrichtungen und ihre Atmosphäre wirken auf die
Menschen, die an diesen Orten leben und lernen. Das gilt besonders
für Kinder und Jugendliche, die in Kindergärten und Schulen in
einer prägenden Phase ihrer Entwicklung zusammentreffen. Hier
wird die Basis für lebenslanges Lernen, für die Freude am sich
Bilden und Weiterbilden und für aktive Teilhabe an der Gesellschaft
gelegt. (…)

Die Qualität von Bildungsbauten spiegelt die Wertschätzung
wider, die eine Gesellschaft dem Thema Bildung sowie den dort
Lernenden und Lehrenden entgegenbringt. (…) Bildungseinrichtun-
gen des 21. Jahrhunderts sind Orte einer neuen Lernkultur. Sie sind
keine Belehrungs- und Aufbewahrungsorte, sondern erlauben vielfäl-
tige Unterrichtsarrangements, in denen neben der Instruktion auch
die Selbstaneignung von Welt, soziales Miteinander, Hilfsbereit-
schaft und die Entwicklung von Gemeinsinn erlebt und erlernt
werden. (…)

Schulentwicklung, Unterrichtsentwicklung und räumliche
Gestaltung müssen Hand in Hand gehen. (…) (1)

Der immer noch weit verbreitete lehrerzentrierte Unterricht
soll durch ein selbstbestimmtes oder selbstgesteuertes Lernen
(SGL) ersetzt werden. Selbstorganisiertes Lernen (SOL), ei-
genverantwortliches oder selbstständiges Arbeiten, Selbst-
wirksamkeit, konstruktivistisches und kooperatives Lernen,
lernerzentrierter Unterricht sind zentrale Begriffe in der
aktuellen pädagogischen Diskussion. Die Veränderungspraxis
hat längst begonnen, in der Lehrerausbildung, in der Fortbil-
dung, in der unterrichtlichen Umsetzung und in einer darauf
abgestimmten räumlichen Veränderung, weg von den bishe-
rigen uniformen, rechtwinkligen, 65 qm großen Klassenzim-
mern und der geschlossenen Tür und hin zu offenen Lern-
landschaften mit entsprechendem Mobiliar und geeigneter
Ausstattung, die Einzelarbeit, Gruppenphasen, Plenums-
diskussionen und -vorträge variabel, abwechslungsreich,
kreativ und möglichst störungsfrei ermöglichen.

An vielen Schulen in Hessen und anderswo beginnen
diese Veränderungsprozesse, mal schneller, mal langsamer.
Am Anfang steht der Wunsch, den traditionellen Unterricht
in Richtung auf mehr Erfolg, mehr Befriedigung und mög-
lichst auch weniger Arbeitsbelastung zu verändern, manch-
mal auch nur in kleinen Lehrergruppen, manchmal gepusht
durch die Schulleitung. Dann kommt die Beschäftigung mit
pädagogischen Möglichkeiten und Alternativen, es folgen
(meistens sehr teure) Fortbildungen und Teambildungen.
Parallel dazu wächst zunehmend die Erkenntnis, dass verän-
derte Lehr- und Lernformen auch andere räumliche Vor-
aussetzungen und Bedingungen und andere Ausstattungen
und Möbel zwingend erfordern. Diese Prozesse sind inzwi-
schen an vielen Schulen zu beobachten und werden dort mit
viel Engagement und Enthusiasmus betrieben (2).

Dieter Staudt, Teamvorsitz Landesfachgruppe Berufliche Schulen

(1) Berufsschul-INSIDER 2/2010, mehr unter www.win-future.de
(2) Praxisbeispiele: Berufsschul-INSIDER 1/2009, www.bbs-wester-
burg.de, Berufsschul-INSIDER 1/2010 www.bs-witzenhausen.de, Treib-
häuser der Zukunft – Wie in Deutschland Schulen gelingen (3 DVDs
von Reinhard Kahl im Beltz-Verlag)

    „ Man kann Menschen mit Räumen erschlagen
wie mit einer Axt.“ (Zille)
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Im Gespräch
Michael Felten (59) ist Lehrer für Kunst und Mathematik an einem
Gymnasium in Köln und sieht sich als „Stimme der Praxis“ in einer
„unübersichtlichen pädagogischen Debatte“. HLZ-Redakteur Harald
Freiling sprach mit ihm bei einer Veranstaltung des Stadteltern-
beirats Frankfurt. Mehr über die Positionen des Autors (Auf die
Lehrer kommt es an. Gütersloh 2010) auf seiner Homepage
www.eltern-lehrer-fragen.de.

 HLZ:   Herr Felten, Sie kritisieren das selbstorganisierte Lernen oder
mindestens die große Begeisterung, die es zurzeit für diese Lern-
formen gibt. Ist es nicht lernpsychologisch nachgewiesen, dass
Selbsttätigkeit und Selbsttun zu den besten Lernergebnissen führen?

Felten: Das Problem ist die Fokussierung auf eine einzige
Methode. Lernen ist immer „Selbstlernen“, anders können
Menschen gar nicht lernen. Aber wenn man die Kinder zu sehr
sich selbst überlässt, gerät das Beziehungsgeflecht in der
Klasse in den Hintergrund. Dabei ist Lehrerarbeit vor allem
Beziehungsarbeit; Kinder lernen besonders gerne bei Leh-
rern, bei denen sie sich wohlfühlen, die ihnen helfen und die
sie ermutigen. Der einzelne Schüler muss beteiligt sein,
aktiviert werden. Dann lernt er auch etwas beim Zuhören.

 HLZ:   Sie kritisieren Methoden des individualisierenden selbstor-
ganisierten Lernens als Etikettenschwindel.

Felten: Vieles sind Scheinaktivitäten, ohne dass die Kinder
wirklich selbstständig sind. Wo bleibt die Selbstbestimmung,
wenn beim Stationenlernen, in Lernwerkstätten, bei der
Freiarbeit, in Projektwochen letztlich alle Aufgaben und
Ziele von der Schule gesetzt sind? Ich kann keinen Fortschritt
erkennen, wenn man von der Lehrersteuerung zur Papier-
steuerung übergeht. Da ist doch dann auch alles vorgedacht
– und sogar schwarz auf weiß festgelegt.

 HLZ:  Sind Ihre Thesen ein Beitrag zur Verteidigung des Frontal-
unterrichts? Fürchten Sie Beifall von der falschen Seite?

Felten: Ich habe nichts gegen Frontalunterricht, höchstens
gegen schlechten - genauso wie ich gegen eine schlechte
Planung von Phasen selbstständiger Arbeit bin, die zu lang
sind, nicht ausgewertet werden. Ein guter Lehrervortrag ist
nützlich, wenn er die Schüler aktiviert. Bei manchen Lehrern
wäre es sicher ein Segen für alle Beteiligten, wenn die
Eigenaktivität der Schüler mehr Raum bekäme. Andererseits
wäre es ein riskanter Trend, Schüler zu sehr allein zu lassen.
Eigenverantwortliches Lernen ist beileibe kein Teufelszeug -
aber sicher auch kein neuer Königsweg des Lernens. Ich singe
nicht das Hohelied des Frontalunterrichts, sondern das der
differenzierten Lehrersteuerung. Der Lehrer muss dem Unter-
richt Struktur geben und Klarheit über die Ziele herstellen. Er
muss die Arbeitsformen variabel gestalten und dabei auch
eigenverantwortliche Lernphasen zulassen und unterstützen.

 HLZ:  Sie zitieren Studien, nach denen die Formen des selbst-
ständigen Lernens vor allem den Lernstarken zugute kommen. Aber
ist das selbstständige Lernen, bei dem nicht alle zur selben Zeit
dasselbe machen, nicht ein wirksamer Beitrag zur Differenzierung,
eine Möglichkeit, gerade die Lernschwachen besser zu fördern?

Felten: Ein guter Lehrer muss auf das ganze Leistungsspek-
trum eingehen, muss die heterogenen Lernvoraussetzungen

beachten. Auch ein lehrergesteuerter Unterricht kann diffe-
renzieren. Hermann Giesecke, ein linker Pädagoge, hat
einmal zynisch angemerkt, die Selbstlerneuphorie sei ein
wunderbarer Einfall der Mittelschicht, ihre Bildungsprivile-
gien zu verteidigen. Strukturarmer Unterricht benachteiligt
die Kinder aus bildungsfernen Milieus, in denen Selbstbe-
stimmung eher wenig gilt. Was diesen Kindern hilft, sind
Anleitung, Geduld und Ermutigung.

 HLZ:  Was müsste sich denn aus Ihrer Sicht im Unterricht ändern,
die Ergebnisse sind doch nicht befriedigend?

Felten: So schlecht, wie die Schule von den Medien mit ihrer
Interpretation der PISA-Ergebnisse gemacht wurde, ist sie gar
nicht. Wir brauchen kein Methoden-Feuerwerk, sondern
einen überlegten Methoden-Mix. Wir brauchen Ermutigung,
Fehlerfreundlichkeit und gute Lernaufgaben, in Mathematik
etwa durch offene Aufgabenstellungen, wie uns das die
Japaner vormachen – aber ohne die nötige Übungszeit in
private Einrichtungen zu verlagern. Das heißt für mich: mehr
Lernzeit in der Schule, in der Ganztagsschule.

 HLZ:   Der Untertitel Ihres jüngsten Buchs lautet: „Für eine Rückkehr
der Pädagogik in die Schule“. Wann und wie ist die uns abhanden
gekommen?

Felten: Ich erlebe viele Lehrer
als verunsichert. Das hat zum
einen damit zu tun, dass mit
der historisch berechtigten
Ächtung des Autoritären auch
die Autorität in Verruf gekom-
men ist. Autorität heißt für
mich: Rollensicherheit, Kom-
petenz und dichte personale
Präsenz. Der Lehrer muss Kin-
der unverschämt führen wol-
len, er darf keine Angst vor
Ansprüchen haben. Jugendli-
che nennen das „klare Ansa-
ge“. Auch mit den neuen Medi-
en geht eine Gefahr für das
Pädagogische einher. Im Drei-
eck Lehrer – Schüler – Sache
tritt der Lehrer dann in den Hintergrund, sieht sich nur noch
als Lernbegleiter oder Moderator, wird eine schwache Figur.

 HLZ:  Sie sehen den Hype des selbstorganisierten Lernens mit
Giesecke als Strategie eines „pädagogischen industriellen Komple-
xes“, dem es ums Sparen und ums Kassieren geht. Gibt es dafür
ernsthafte Anzeichen?

Felten: Die beobachten Sie doch auch! Der Verkauf von
Arbeitsheften mit CDs und Lernsoftware aller Art boomt. Oder
die Test-Industrie, die ständig neue standardisierte Testverfah-
ren produziert. Ob man die jetzt gut oder schlecht findet, mag
jeder selbst entscheiden – aber man muss sich der Risiken
bewusst sein. Private Gewinninteressen sind jedenfalls mit im
Spiel. Auch die finanzklamme Kultusbürokratie verfolgt mög-
licherweise nicht nur hehre Ziele: Wäre der Gedanke nicht
verlockend, den Lehrern in Zukunft mehrere Klassen anzuver-
trauen, zur gleichzeitigen Beaufsichtigung mehrerer autono-
mer Lernphasen, beim E-Learning oder im Selbstlernzentrum?
Und wo bleibt die demokratische Kontrolle, wenn Vertreter von
Medienkonzernen in den Kultusministerien ein und aus gehen?

 HLZ: Herr Felten, ich danke Ihnen für das Gespräch.
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Als Lehrerin höre ich häufig die folgenden verzweifelten
Aussagen:
• „Ich kann das einfach nicht!“
• „Wie soll ich denn lernen?“
• „Ich habe gelernt und zu Hause konnte ich es noch, aber

dann war alles weg!“
• „Ich habe so eine Angst vor der Prüfung.“
• „Referate sind Stress für mich!“
• „Ich finde keinen Anfang!“
• „Mir fällt es schwer, mich zu konzentrieren!“
Bislang konnte ich die Lernenden in ihrer Not nur hinrei-
chend beraten, denn mir fehlten das Hintergrundwissen, wie
Lernen funktioniert, und das Bewusstsein über meine eigenen
Motivations- und Lernstrategien.

Auf der Suche nach hilfreichen Antworten entdeckte ich
2001 die Kinesiologie, die neben verschiedenen Erklärungs-
modellen viele effektive Möglichkeiten anbietet, den Lern-
prozess zu unterstützen. Seit meiner dreijährigen Ausbildung
zur Begleitenden Kinesiologin DGAK (Deutsche Gesellschaft
für angewandte Kinesiologie) kann ich die Lernenden in
ihrem Lernprozess erfolgreicher begleiten. Zudem lernte ich
verschiedene effektive Möglichkeiten kennen, meine Per-
sönlichkeitsentwicklung als lebenslangen Lernprozess zu
begreifen und eigenverantwortlich zu unterstützen sowie
meinen Kanon an Kompetenzen zu erweitern. Dadurch erfah-
re ich mehr Freude und Zufriedenheit bei meiner Arbeit.

Voraussetzung für die Ausbildung war die Zustimmung
meiner Schule, die sich zeitgleich um die Teilnahme an dem
Modellprojekt „Selbstverantwortung Plus“, ausgeschrieben
vom Hessischen Kultusministerium, bewarb und somit an
meiner Idee, die Kinesiologie in die Schule zu integrieren,
sehr interessiert war und ist. Vor diesem Hintergrund entwi-
ckelte ich mein Projekt „Förderung des individuellen Lern-
prozesses mit Brain-Gym“ mit dem Ziel, die Lernvorausset-

Verantwortung übernehmen
Förderung des individuellen Lernens mit Brain-Gym

zungen unter Anwendung von Brain-Gym als Methode der
Selbsterfahrung zu verbessern, damit die Lernenden ihr
Potenzial entdecken und entwickeln können für mehr Freude
am Lernen und für bessere Leistungen.

Die Einführung des Wahlpflichtunterrichtes (WPU) in der
Berufsschule bot mir eine geeignete Plattform, mein oben
genanntes Projekt zu beginnen. Inzwischen ist dieser Kurs
fester Bestandteil des WPU-Angebotes. Auch in der Berufs-
fachschule werden im Rahmen eines Methodenworkshops
Kurselemente vermittelt. Insbesondere der Lerntypentest ist
für die Schülerinnen und Schüler sehr interessant. Damit ich
intensiver auf einzelne Jugendliche eingehen kann, biete ich
einmal in der Woche eine Sprechstunde an. Ferner durfte ich
als Mentorin und Begleitende Kinesiologin eine Referendarin
durch ihre Examensprüfung begleiten.

Was ist Brain-Gym?
Jeder Mensch hat seine eigenen Startbedingungen, die ihm
gestellten Lernaufgaben zu meistern. Meine Idee war es im
Rahmen des Wahlpflichtunterrichts, den Berufsschülern die
Möglichkeit zu geben, sich mit ihren vermeintlichen Lern-
problemen aktiv auseinanderzusetzen, indem sie eigene
Fragestellungen hinsichtlich des Lernens sowohl inhaltlich
klären als auch methodisch erarbeiten, um darauf aufbauend
ihre Lernkompetenz zu erhöhen. Der Kurs bietet Gelegenheit,
den eigenen Lernprozess besser zu verstehen und eigenver-
antwortlich gestalten zu lernen, die Wahrnehmung zu schu-
len, eigene Erfahrungen zu machen und sich in der Lern-
gruppe auszutauschen. Begleitend werden unterstützende
Übungen aus dem Brain-Gym® Programm von Dr. Paul
Dennison eingeführt und hinsichtlich ihrer Wirkung erklärt
und erfahren.

Brain-Gym ist mehr als nur eine Zusammenstellung von
Übungen, die das Gehirn aktivieren. Dahinter steht die Idee,
dass zunächst die Lernvoraussetzungen für den nächsten
Lernschritt oder eine anstehende Aufgabe geschaffen werden
müssen und der Lernprozess im 5-Schritte-Lernmodell merk-
bar gemacht und begleitet werden kann (siehe Kasten). Brain-
Gym liefert Erklärungsmodelle, schult die Eigenwahr-
nehmung und weckt die Sinne. Die Verantwortung für den
Lernprozess und dessen Gestaltung liegt ausschließlich beim
Lernenden. Der Lernbegleiter ist präsent und führt durch die
fünf Schritte des Lernmodells.

Wichtig ist, dass der Lernende die Veränderung, die neue
Spur im Gehirn, wahrnimmt, beobachtet und wertet. Auf
Wunsch kann ein Feedback gegeben werden, indem Dritte
ihre Beobachtungen (keine Interpretationen!) spiegeln.

Lernen bedeutet Arbeit
Jedes Lernen ist an eine körperliche Erfahrung gekoppelt. Die
Erfahrungen durch die Interaktion mit der Umwelt erzeugen
Gefühle und Bewegungen, die wiederum neuronale Bahnen
aufbauen. Jeder Lernschritt bedeutet Veränderung und jede

Das Fünf-Schritte-Lernmodell

1. Lernvoraussetzungen schaffen
• Motivation: Bin ich bereit und motiviert?
• Klarheit: Was will ich erreichen und wo stehe ich jetzt?
• Aktivität: Den ersten Schritt tun, um die Komfortzone zu

verlassen
• Einstellung: Ich glaube an meinen Erfolg!
2. Ziel formulieren (Was soll sein?)
3. Wie ist es jetzt? (vorher): Hilfreich ist das Rollenspiel,

das viele Sinne aktiviert und das vergleichend vorher
und nachher durchgeführt werden kann.

4. Lernmenü (Brain-Gym-Übungen, Informationen und Ent-
spannungsübungen)

5. Wie ist es jetzt? (nachher): Wiederholung von Punkt 3;
der Vergleich verdeutlicht in der Veränderung den
Lernfortschritt.
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Veränderung birgt ein Risiko, das wiederum mehr oder
weniger starke Widerstände erzeugt. Der Lernerfolg belohnt
denjenigen, der seine inneren Widerstände gelebt und über-
wunden hat. Es lohnt sich! Die Schülerinnen und Schüler
sollen
• erfahren und verstehen, dass sie in Ordnung sind wie sie

sind,
• analysieren, wo ihre Herausforderungen liegen,
• Lernmethoden kennen und anwenden lernen,
• Lerntipps austauschen, erarbeiten und auf ihren Lerntyp

bezogen ausprobieren,
• erfahren, dass sie ihre Lernvoraussetzungen aktiv verbes-

sern können,
• Möglichkeiten von Stressabbau kennen und anwenden

lernen und
• erfahren, wie Brain-Gym Übungen unterstützend wirken

können
Auffällig ist, dass die Schülerinnen und Schüler eine Art
Gebrauchsanweisung erwarten, wie sie mit wenig Aufwand
sehr gute Leistungen erzielen können. Oft sind sie enttäuscht,
wenn sie hören, dass Lernen Arbeit bedeutet. Ihnen wird auch
deutlich gemacht, dass sie für den Erfolg des Kurses mitver-
antwortlich sind, indem sie die Referate vortragen und sich
einbringen. Mittels einer Kartenabfrage zeigen sich meist
folgende Zielformulierungen:
• leichter und schneller lernen
• Lernmethoden kennenlernen
• Spaß haben in der Gruppe und beim Lernen
• Tipps zum besseren Lernen
• ruhiger werden, weniger Stress haben
• bessere Noten erzielen
• verstehen, wie das Gehirn funktioniert
Am Ende des Kurses wird überprüft, ob die Lernenden ihre
Ziele erreicht haben. Doch was heißt „besser“? Um eine
Veränderung zu verdeutlichen, ist die Skalierung (1-10)
hilfreich, zum Beispiel: „Am Anfang des Kurses lag mein
Stresslevel bei 9= sehr hoch. Jetzt liegt er bei 4, deutlich
niedriger.“ Der Erfolg des Kurses basiert auf dieser Zielüber-
prüfung.

Wie lerne ich?
An Hand der Zielformulierungen werden gemeinsam mit den
Lernenden die Themen der Referate festgelegt. Neben den
theoretischen Inhalten soll das Referat einen praktischen Teil
aufweisen, in dem die Lerngruppe aktiviert wird. Wichtige
Stichpunkte sollen in einem Handout (maximal 1 Seite)
zusammengefasst werden, das am Ende in der Klassenarbeit
verwendet werden darf:
• Bedeutung der Bewegung für den Lernprozess
• Lernvoraussetzungen schaffen, Lerntypentest
• Tippliste erstellen (Karussellgespräch)
• Lernen und Stress – Brain-Gym und Entspannungsübungen
• Wie funktioniert das Gehirn, das Gedächtnis?
• Gestaltung des Lernplatzes
• Hausaufgaben, Mitschrift und Mitarbeit
• Vorbereitung auf eine Prüfung, Spickzettel, Mindmapping
• Prüfungsangst und Blackout
Im Mittelpunkt steht immer wieder die Frage: „Wie lerne
ich?“. Wenn diese Frage von den Lernenden aufgrund von
bewussten Lernerfahrungen mehr und mehr beantwortet
werden kann, finden sie auch Antworten auf die Frage der
Gestaltung ihres Lernprozesses und können somit in die

Eigenverantwortung gehen. Die Lehrkraft hat zunehmend die
Aufgabe, die Lernumgebung zu schaffen, den Lernprozess
erfahrbar zu machen, das Lernprofil zu erarbeiten und die
Lernwerkzeuge (z. B. Augenfolgebewegungen für das Lesen)
zu schulen. Um diesen Aufgaben gerecht werden zu können,
bedarf es entsprechender Fortbildungen und angepasster
Rahmenbedingungen.

Feedback der Lernenden
Am Ende des Kurses gab es viele positive Rückmeldungen:
• „Ich weiß jetzt, wie ich lerne, was ich anders machen kann.“
• „Ich kann mich jetzt besser organisieren, besser konzentrie-

ren.“
• „Ich habe weniger Angst, weniger Stress!“
• „Ich bin ruhiger, gelassener.“
• „Die Übungen haben mir geholfen, mich zu entspannen.“
• „Auch die Noten sind besser geworden.“
Daneben gab es auch kritische Stimmen, die keine Verände-
rung feststellen konnten und die ihre Ziele nicht erreicht
hatten. Im Reflexionsgespräch stellte sich dann heraus, dass
die Kritiker in der Auswahl der WPU-Kurse das kleinere Übel
gewählt haben, also im Grunde kein Interesse an dem Kurs
bestand, oder dass sie erwartet hatten, „locker“ eine gute Note
abholen zu können.

Meine ersten Erfahrungen verdeutlichen den immens
hohen Bedarf an echter Unterstützung. Die Kinesiologie kann
in Bezug auf Selbstbestimmung und Eigenverantwortung
einen wichtigen Beitrag leisten, die Motivation, Leistungsfä-
higkeit und Gesundheit der Lernenden zu fördern. Wer
allerdings in der Begleitenden Kinesiologie eine Methode
sieht, die Leistungsfähigkeit der Lernenden zu steigern, ohne
dass sich an den Rahmenbedingungen etwas ändert, der wird
enttäuscht werden, denn sie dient dem Menschen und nicht
dem System. Genau das macht sie als Methode akzeptabel und
interessant.

Andrea Schönewolf, begleitende Kinesiologin DGAK, Peter-Paul-
Cahensly-Schule Limburg

Foto:
M. Studzinkski
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In dem Modell- beziehungsweise Umsetzungsprojekt „Selbst-
verantwortung plus“ (SV-plus) an 17 beruflichen Schulen,
das die „selbstverantwortliche“ oder „selbstständige“ Schule
in Hessen repräsentiert, wird eine bestimmte Form der
Organisation des Unterrichts bevorzugt gefordert:
„Der Unterricht ist geprägt durch Lehr- und Lernarrangements, die
weitgehend selbstorganisiertes und lebenslanges Lernen ermögli-
chen. Die verschiedenen Schülergruppen werden durch organisato-
rische und spezielle unterrichtliche Maßnahmen individuell geför-
dert.(…) Dieser Paradigmenwechsel vom lehrerzentrierten Unterricht
zum selbstorganisierten Lernen gewinnt immer mehr Gewicht. In
einer Vielzahl von Schulprojekten werden selbstgesteuerte und
kooperative Lernformen entwickelt, Lernvereinbarungen erprobt und
Lernlandkarten sowie Kompetenzraster zur Unterstützung von Lern-
prozessen eingesetzt. Dabei zeichnet sich ab, dass Nachhaltigkeit
nur über einen systemischen Ansatz erreicht werden kann, wenn
Schulleitungen, Lehrer und Schüler diesen Lernkulturwandel schritt-
weise in Angriff nehmen.“
Die Kürzel SOL (selbstorganisiertes Lernen), SGL (schüler-
gestütztes Lernen) und NLK (neue Lernkultur) werden vielfach
synonym verwendet. Ich benutze im Folgenden das zuerst
verwendete SOL. Wenn es nur darum ginge, SOL als eine
Variante unter vielen Unterrichtsmethoden zu betrachten,
würde sich eine Auseinandersetzung vermutlich erübrigen.
Tatsächlich geht es um mehr. SOL soll mehr Raum im Unterricht
einnehmen, der Anteil schwankt in den verschiedenen Beiträ-
gen zwischen 5 und 30 %. Im Projekt „Hessencampus“, das die
Verbindung von Schulen für Erwachsene, Volkshochschulen
und beruflichen Schulen propagiert, begegnet man dem SOL
in den dort favorisierten „Selbstlernzentren“.

Auch das Modellprojekt „Virtuelles Lernen in Berufs-
schulen“ (ViLBe), das das Hessische Kultusministerium (HKM)
und das Hessische Ministerium für Wirtschaft, Verkehr und
Landesentwicklung in Kooperation mit der Vereinigung der
hessischen Unternehmerverbände (!) durchführen, soll
„Schülerinnen und Schüler bereits heute dazu befähigen, sich Wissen
selbst organisiert und selbst gesteuert anzueignen. Virtuelle Lernformen
können diese Prozesse wesentlich unterstützen und eröffnen zusätzlich
neue Möglichkeiten der Gestaltung und Organisation von Unterricht.“

Mehr als eine Methode
Warum das „selbstorganisierte Lernen“ gepuscht wird

Meine Ausbildung: Schüler führen Regie

Zum dritten Mal schreibt die Bildungsredaktion „Wissen
und mehr“ des Hessischen Rundfunks (hr) den Wettbewerb
„Meine Ausbildung“ für junge Nachwuchsregisseure und -
darsteller aus. Die Ergebnisse des Wettbewerbs werden im
Juni 2011 im hr-fernsehen ausgestrahlt. Zu den Sponsoren
gehört auch die DGB-Jugend Hessen. Teilnehmen können
alle hessischen allgemeinbildenden Schulen ab der 8. Klasse
und Kurse an berufsbildenden Schulen, deren Schüler noch
nicht in Ausbildung sind. Ein Leitfaden zur Vorbereitung
kann ab Oktober bestellt werden. Der Einsendeschluss für
die fertigen Filmbeiträge ist am 8. 4. 2011.
• Anmeldung bis zum 17. 12.: www.meine-ausbildung.hr-online.de

Kritik des Hauptpersonalrats
Der Hauptpersonalrat der Lehrerinnen und Lehrer (HPRLL)
hat im Dezember 2009 folgende Kritik formuliert:
„Die Forderung der Projektleitung, dass der Unterricht an den SV-
Plus-Schulen geprägt sein soll von Selbstorganisiertem bzw. Selbst-
gesteuerten Lernen (SOL, SGL), fokussiert die pädagogische Arbeit
der Lehrkräfte auf ein einziges didaktisches Modell. Lehrkräfte als
Profis für das Lehren und Lernen in Schule haben aber eine Vielzahl
didaktischer und pädagogischer Modelle und Methoden parat, um
adäquat agieren zu können. Dass SOL oder SGL bzw. Elemente
daraus die pädagogische Arbeit der Lehrkräfte bereichern können,
mag durchaus möglich sein. Es kann jedoch nicht das einzige
pädagogische Konzept für jeden Unterricht und alle Schulen sein.
Dazu sind die zu vermittelnden Fachinhalte und Werte, Lehrkräfte,
Schülerinnen und Schüler sowie das Umfeld von Schulen zu
unterschiedlich. Der HPRLL lehnt diese Einschränkungen der päda-
gogischen Freiheit der Lehrkräfte und der Schulen ab. Für den HPRLL
müssen Modelle eigenständiger Schule im Wesentlichen mit einem
Ausbau der pädagogischen Freiheiten der Lehrkräfte und der Schulen
verbunden sein.“
Ab 2011 können sich alle beruflichen Schulen als Selbst-
verantwortliche Berufliche Schule (SBS) „anmelden“. Sie
müssen dann unter anderem im Unterricht verstärkt Anforde-
rungen der Bildungspolitik umsetzen, zum Beispiel Metho-
den für selbstorganisiertes und selbstgesteuertes Lernen. Der
HPRLL hat deshalb seine Kritik an der Einengung der
pädagogischen Freiheit der Lehrkräfte bekräftigt.

Regierungen hoffen auf Einsparungen ...
Die Frage stellt sich, weshalb eine einzige Unterrichtsmetho-
de in dieser Form verabsolutiert wird. Aus meiner Sicht ist
SOL – genauso wie der Wechsel vom „Wissen“ zu den
„Kompetenzen“ – Bestandteil eines „Paradigmenwechsels
von der Input- zur Outputsteuerung“ und damit ein erklärtes
Ziel der seit 1998 in Umsetzung befindlichen „Neuen
Verwaltungssteuerung“ (NVS). Nach Ansicht ihrer Protago-
nisten handelt es sich dabei um einen „weltweit unumkehr-
baren Prozess“, bei dem die Lehrkraft zum „Moderator von
Lernprozessen“, zum „Coach“ werden soll. Regierungen, die
sich mit ihrer Politik der Umverteilung von unten nach oben
in eine Finanzklemme manövriert haben, verbinden damit
die Hoffnung, auf der Inputseite (Lehrkräfte, Stundentafeln,
Klassengrößen, Ausstattung) kürzen zu können, indem sie die
Bedeutung des Inputs relativieren. Finanzpolitiker glauben,
dass man durch Lernformen wie SOL nennenswert Personal
einsparen kann. Und eine solche Personalkostensenkung ist
erklärtes Ziel der Landesregierung.

Private Unternehmen sehnen eine Ausweitung ihrer Um-
satzfelder und Einflussgebiete herbei, wenn Lehrkräfte durch
neue Organisationsformen und Medien ersetzt werden.

Hinter SOL, E-Learning oder Blended Learning stehen
Firmen, die daran verdienen und ihre Inhalte verbreiten
wollen: kleinere Beraterfirmen (nicht nur aus der Schweiz),
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das große Bertelsmann-Unternehmen,
die Initiative D-21 (stellvertretend für
die IT-Branche), Stiftungen und Schul-
buchverlage.

Staatssekretär Brockmann erklärte
im März 2009 anlässlich einer Preis-
verleihung des IT-Unternehmens CISCO
und der Vereinigung der hessischen
Unternehmerverbände:
„Wir möchten in Hessen erreichen, dass die
Chancen und Potentiale des Einsatzes neu-
er, virtueller Lern- und Kommunikations-
formen für die berufliche Ausbildung und
die Entwicklung der Schulen optimal ge-
nutzt werden.“
Und eine Studie der Deutsche Bank
Research von 2009 mit dem Titel „In-
vestitionen in Lerninnovationen statt
Geld für Bürokratie“ propagierte:
„Besonders im Schul- und im gesamten
Bildungssektor können Investitionen in den Bereich Lern-
technologien, Lernmethoden und Lerndienstleistungen helfen, Innova-
tionspotenziale zu erschließen, die für den Wirtschaftsstandort
Deutschland zunehmend wichtig werden.“

... und Private wittern Gewinnchancen
Die Outputorientierung führt zu immer weiter ausufernden
vergleichenden Kontrolltests, die die eigentliche Unterrichts-
tätigkeit immer mehr beschneiden. Lehrkräften, die sich über
Arbeitsverdichtung und zu lange Arbeitszeiten beklagen,
wird entgegengehalten, das liege nicht zuletzt an einer
falschen Berufseinschätzung: Solange sie ihren „Entertainer-
Status“ nicht aufgäben, könnten sich die Verhältnisse nicht
entkrampfen. In einer Broschüre der Koordinierungsstelle
des Modellprojekts SV-Plus heißt es:
„Modelle, die in diesem Sinne funktionieren, sind längst bekannt.
Millionenfach übernehmen Lernende die Verantwortung für ihr
persönliches Vorankommen in den Fitnessstudios dieser Welt. (…)
Dieses Fitnessstudio-Modell kann - mit einigen Korrekturen -
durchaus auf den Unterricht übertragen werden. (...) Damit gibt der
Lehrende seine Rolle als Entertainer auf.“ (1)
Was hier als Entertainment bezeichnet wird, diffamiert das
differenzierte Beziehungsgeschehen im Klassenzimmer als
(Laien-)Bühne und suggeriert, die nicht immer leichten
didaktischen, methodischen, psychischen und sozialen Pro-
bleme einer Lerngruppe ließen sich auf eine Beziehung
zwischen Schüler und Lernmaterial reduzieren, in die der
Lehrercoach nur noch moderierend eingreift, weshalb folge-
richtig an einigen SOL-Schulen auch die klassischen
Unterrichtsräume und -gruppen aufgelöst werden.

Wie eng die Auseinandersetzung um SOL mit der Debatte
über Bildungsstandards und Kompetenzausrichtung ver-
knüpft ist, zeigte Professor Koch auf der Tagung „Bildungs-
standards auf dem Prüfstand – auf dem Weg zum homo
oeconomicus?“ im Juni 2010 in Köln auf (HLZ 9/2010). Er
charakterisierte den Kompetenzbegriff als „hoch defizitär“,
weil er die Schülerpersönlichkeit auf funktionale Eindimen-
sionalität reduziere. Wesentliche Voraussetzungen und Ei-
genschaften des Lernenden, der Aufbau seiner Interessen und
seiner Motivation beim Lernen, seine sozialen, emotionalen
und moralischen Fähigkeiten, seine politische Reifung wür-
den praktisch ausgeblendet – und damit auch alle bildungs-

theoretischen Überlegungen. Diese „Totalreform“ des Bil-
dungswesens führe somit zu einer radikalen Entleerung des
pädagogischen Auftrags der Schulen. Und Professor Eiko
Jürgens schrieb schon 2005:
„Der angebliche Paradigmenwechsel ist kein sachklärender
Paradigmenwechsel, sondern dient als Etikett für andere Vorhaben:
einerseits dazu, den ganzheitlichen Bildungsbegriff der Schule durch
Anpassung an das neoliberale ökonomische Denken in der Gesell-
schaft zu verschlanken und andererseits dazu, den Output der Schule
durch die gehäufte Anwendung metrischer Verfahren an den Schnitt-
stellen des Schulsystems zur besser handhabbaren bildungspoliti-
schen Steuergröße machen zu können.“

Die Menschen stärken
Um die Akzeptanz von SOL zu verbessern, werden Selbstver-
ständlichkeiten oder Banalitäten des pädagogischen Alltags
als Neuheiten ausgegeben. Gleichzeitig werden die Begriffs-
inhalte in einer Art Neusprech umgedreht: Wo die Einschrän-
kungen zunehmen, wird von größerer Freiheit und Selbstbe-
stimmung gesprochen. So wird bei SOL eine Möglichkeit von
Autonomie unterstellt, die in der Realität durch die vorhan-
denen Zwänge gar nicht vorhanden ist: vom Lehrplan und der
zu knappen Zeit über externe Prüfungsanforderungen und
das unterschiedlichen Vorwissen der Schülerinnen und Schü-
ler bis zur unzureichenden Ausstattung.

Wichtiger als von Selbstorganisierung zu sprechen, wäre
es, die zunehmende Fremdbestimmung durch äußere Zwänge
wie zentrale Tests und Normierungen zurückzudrängen und
ausreichend Zeit für Bildungsprozesse zu gewinnen. Und statt
weiter den Lehrer als „Moderator“ oder „Coach“ zu propagie-
ren, sollten die Lehrkräfte dabei unterstützt werden, jungen
Menschen in einer zunehmend anonymeren, unsicheren Welt
mit Aufmerksamkeit, Sympathie und Verständnis zu begeg-
nen und dadurch ihr Selbstwertgefühl durch Zutrauen, Her-
ausforderung und Anerkennung zu stärken und Lernbarrieren
zu überwinden – so Michael Felten in seinem Buch „Auf die
Lehrer kommt es an“ (HLZ, S. 13).

Herbert Storn

(1) Qualitätsentwicklung von Unterricht durch selbstgesteuertes Lernen
- Argumente und Anregungen für den Aufbau einer veränderten Lehr-
Lernkultur an selbstverantwortlichen Schulen. August 2009
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Tarifpolitische Herausforderungen
Schuldenbremse bedroht Tarife im öffentlichen Dienst

Die Ablösung des BAT durch den TV-
Hessen (TV-H) prägte in tarifpolitischer
Hinsicht für die GEW das Jahr 2010. Mit
dem neuen Tarifrecht in Hessen wurde
vieles auf eine neue, längerfristig tra-
gende Basis gestellt. Vereinbarungen
zur Einkommensentwicklung sind aber
üblicherweise recht kurzlebig. Die letz-
te in Hessen stammt aus 2009 und
deckte zwei Jahre ab. Daher erlaubt es
der TV-H, die Entgelttabellen für die
Tarifbeschäftigten des Landes zum 31.
Dezember 2010 zu kündigen. Die weite-
re Einkommensentwicklung ist also Ge-
genstand der nächsten Tarifrunde. Das
ist in Hessen nicht anders als in den
übrigen Bundesländern, die zur Tarif-
gemeinschaft deutscher Länder (TdL)
gehören. Auch dort steht die weitere
Einkommensentwicklung zur Debatte.
Natürlich werden sich – wie bereits
2009 – in Hessen Gewerkschaften wie
Arbeitgeber in dieser Frage wiederum
sehr eng an dem orientieren, was bei der
TdL gefordert, mit ihr verhandelt und
vereinbart werden wird.

Vor welchem ökonomischen und fi-
nanzpolitischen Hintergrund gehen wir
aber in diese Tarif- und Besoldungs-
runde 2011?

Wirtschaftliche Rahmenbedingungen

Da sind zunächst die Portemonnaies der
abhängig Beschäftigten in den Blick zu
nehmen. In der vergangenen Wachs-
tumsphase, so lautet der erste Befund,
hat es keine Trendumkehr gegeben.
Denn: Die gesamtwirtschaftliche Lohn-
quote, also der Anteil der Arbeitneh-
merentgelte am gesamten Volksein-
kommen, betrug 2008 nur 65,4 %. 2000
lag der Wert noch bei über 72 %. Für die
abhängig Beschäftigten, deren Zahl ins-
gesamt in diesem Zeitraum leicht ange-
wachsen ist, schmilzt der Anteil am
gesamten Wohlstand tendenziell immer
weiter dahin. 2009 ist die Lohnquote
krisenbedingt wieder auf 68,4 % ange-
stiegen, weil die andere Seite des Volks-
einkommens, nämlich die Unterneh-
mens- und Vermögenseinkommen, um
rund 82 Milliarden Euro einbrach. Am
langfristigen Trend ändert sich dadurch
nichts, der Daumen zeigt weiterhin nach
unten.

Dieses Ergebnis findet seine Bestäti-
gung, wenn die Tarifsteigerungen für die
Beschäftigten im hessischen Landes-
dienst betrachtet werden. Von Anfang
2000 bis zum März 2010 wuchsen die
Tarifentgelte in Hessen um nominal
17,1 % an. Die Beamtinnen und Beamten
des Landes hatten, wenn auch manchmal
zeitverzögert, entsprechende Zuwachs-
raten. Das reichte allenfalls für einen
knappen Ausgleich der steigenden Kon-
sumgüterpreise, die im selben Zeitraum
um rund 18,1 % anzogen. Berücksichtigt
man darüber hinaus die Kürzungen bei
den Jahressonderzahlungen (Weih-
nachts- und Urlaubsgeld) im Zusammen-
hang mit der „Operation Sichere Zu-
kunft“, dann ist für den betrachteten
Zeitraum ein Rückgang der Realeinkom-
men zu konstatieren. Die Einkommen aus
Unternehmertätigkeit und Vermögen
stiegen zwischen 2000 und 2008 nomi-
nal um 53 %. Und selbst wenn man das
Krisenjahr 2009 als Bezugspunkt nimmt,
liegt die Steigerungsrate noch bei
33,4 %. Fazit: Gerecht geht anders. Die
Beschäftigten des Landes Hessen haben
angesichts der eigenen Kassenlage einen
gut begründeten Anspruch auf spürbare
Einkommensverbesserungen.

Die Landesregierung sieht das aber
anders. In einem seiner ersten Inter-
views als Finanzminister erklärte Tho-
mas Schäfer, dass „sich das Ausgaben-
gebaren der öffentlichen Hand ändern
muss, wenn wir die Handlungsspiel-
räume künftiger Generationen erhal-
ten wollen“ (Oberhessische Presse vom
2.9.2010). Tatsächlich verlief die Ent-
wicklung der öffentlichen Ausgaben
in Deutschland in den vergangenen
Jahren ausgesprochen moderat. Preis-
bereinigt sind die Staatsausgaben in
Deutschland zwischen 1998 und 2008
im Durchschnitt um 0,2 % pro Jahr
gesunken. Der Durchschnitt der alten
EU-Länder lag bei +1,8 %. Auch die
Ausgaben des Landes Hessen sind nur
geringfügig gestiegen, preisbereinigt
im Durchschnitt um 0,7 % pro Jahr.
Weil das Bruttoinlandsprodukt (BIP)
aber schneller angewachsen ist, ging
die hessische Staatsquote (Ausgaben
des Landes – nach Länderfinanzaus-
gleich – als Anteil am hessischen BIP)
seit 1993 deutlich zurück: von 9,5 auf
gut 8,5 % im Jahr 2008. Das finanzpo-
litische Problem der öffentlichen Haus-
halte in Deutschland und in Hessen
liegt nicht auf der Ausgaben-, sondern
auf der Einnahmeseite. Nach Angaben
des DGB Hessen verzichtete der Staat
seit 1998 vor allem zugunsten von
Unternehmen, Vermögenden und Be-
ziehern hoher Einkommen auf bis zu
50 Milliarden Euro pro Jahr, wobei die
rot-grünen Steuerreformen den größ-
ten Effekt zeitigten. Dem Land Hessen
fehlen aufgrund der seit 1998 umge-
setzten Steuerrechtsänderungen 2010
bis 2012 voraussichtlich über 2 Milli-
arden Euro an Steuereinnahmen pro
Jahr. Hierbei ist die seit 1996 nicht
mehr erhobene Vermögensteuer, eine
reine Landessteuer, noch nicht einmal
berücksichtigt. Da das Nettofinanzie-
rungsdefizit in Hessen in den vergan-
genen Jahren zwischen knapp 0,5 und
über 3 Milliarden Euro schwankte,
kann etwas zugespitzt formuliert wer-
den, dass die Aufgaben und Ausgaben
des Landes im Gegensatz zu früher
nicht mehr über Steuern, sondern über
die Aufnahme von Krediten finanziert
werden.

T A R I F V E R H A N D L U N G E N
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Dies verdeutlicht auch, wie die An-
kündigung einer „Schuldenbremse“ in
der Hessischen Verfassung zu bewerten
ist. Die Strategie, die Steuerfinanzierung
staatlicher Ausgaben tendenziell durch
eine Schuldenfinanzierung zu ersetzen,
soll selbstverständlich nicht umgekehrt
werden. Vielmehr zielt die Debatte um
die verfassungsrechtliche Verankerung
einer „Schuldenbremse“ ausschließlich
auf die Reduzierung der staatlichen
Ausgaben.

Binnennachfrage stärken!

Deshalb kann man erwarten, dass die
Arbeitgeber in der kommenden Tarif-
runde Forderungen der Beschäftigten
nach höheren Entgelten und verbesser-
ten tarifvertraglichen Regelungen mit
Hinweis auf die „Schuldenbremse“ zu-
rückweisen werden. Nur: Dieser „Sach-
zwang“ wurde von denselben Politi-
kern absichtsvoll herbeigeführt. Die Ge-
werkschaften müssen in dieser Debatte
immer wieder deutlich machen, dass
nicht die international vergleichsweise
zurückhaltende Entwicklung der Aus-
gaben zur Unterfinanzierung der öf-
fentlichen Hand geführt hat, sondern
die Steuersenkungspolitik der Vergan-
genheit.

Gleichzeitig spricht noch ein weite-
res Argument für höhere Einkommen
der abhängig Beschäftigten. Es ist wirt-
schafspolitisch enorm wichtig, sich über
eine Stärkung der Binnennachfrage von
dem bisher praktizierten, einseitig auf
den Export orientierten bundesdeut-
schen Wachstumsmodell zu lösen. Denn
diese Strategie war in der Vergangen-
heit wenig erfolgreich, wie die deut-
schen Wachstumsraten im europäischen
Vergleich belegen. Die deutsche „Ex-
portweltmeister“-Strategie ist wegen
der mit ihr verbundenen dauerhaften
Überschüsse in der Leistungsbilanz eine
Ursache der Wirtschaftskrise, weil ste-
tig hohe Überschüsse stetig hohe De-
fizite bei anderen Staaten bedingen. Das
bestätigt auch das größte deutsche Wirt-
schaftsforschungsinstitut, das DIW in Ber-
lin:
„Auf Dauer destabilisierend können aber
massive chronische Leistungsbilanzüber-
schüsse wirken. (…) Daher gilt es, die
Dichotomie außenwirtschaftliche Stärke –
binnenwirtschaftliche Schwäche zu über-
winden. (...) Einen Ansatzpunkt, die Binnen-
nachfrage zu stärken, könnte die Abkehr
von der Lohnzurückhaltung der Vor-
krisenjahre bieten.“ (Wochenbericht 35/
2010)

Diese ökonomischen Zusammenhänge
kann auch die Schuldenbremse nicht
außer Kraft setzen. Letztlich kann und
muss aber auch ein höheres Entloh-
nungsniveau im öffentlichen Dienst zur
Stärkung der Binnennachfrage durch
höhere Steuern auf hohe Einkommen
und Vermögen finanziert werden.

Themen der Tarifrunde 2011

Gegenstand der kommenden Tarifrunde
in den Bundesländern wird aber nicht
nur die weitere Entwicklung der Entgelt-
tabellen sein. Von großer materieller
Bedeutung ist darüber hinaus die Frage
einer Entgeltordnung, also eines Tarif-
vertrages, mit dem festgelegt wird, wel-
che Ausbildungen, Qualifikationen und
Tätigkeiten zu einer Eingruppierung in
eine bestimmte Entgeltgruppe führen.
Eine zum neuen Tarifrecht „passende“
Entgeltordnung müssen Gewerkschaf-
ten und Bundesländer erst noch verein-
baren. Hinsichtlich des kommunalen
Sozial- und Erziehungsdienstes ist dies
im vergangenen Jahr gelungen. Eine
Einigung mit der TdL in den schon
länger andauernden konfliktreichen
Verhandlungen ist noch nicht in Sicht.
Die Frage der Entgeltordnung wird da-
her in den anderen Bundesländern in
der Tarifrunde 2011 eine nicht zu unter-
schätzende Bedeutung haben, zumal
die GEW in den vergangenen Monaten
dort bereits zu Arbeitskampfmaßnah-
men aufgerufen hat. In Hessen sind
zunächst die Tarifkommissionen und
Gewerkschaftsgremien am Zuge. Sie
müssen sich zur Frage einer Tarifaus-
einandersetzung um eine hessische

Entgeltordnung im Rahmen der Tarif-
runde 2011 positionieren. Für die GEW
birgt die Tarifauseinandersetzung um
eine für die Bundesländer geltende
Entgeltordnung bekanntermaßen eine
besondere Herausforderung: Zum ers-
ten Mal soll die Eingruppierung von
angestellten Lehrkräften nach tarifver-
traglich vereinbarten Regeln erfolgen.

Nicht nur bezüglich der Entgelt-
tabellen sieht der TV-H eine Kündi-
gungsmöglichkeit zum Jahresende vor.
Nach § 39 TV-H sind auch einzelne
andere Regelungen des TV-H erstmals
zum 31. 12. 2010 kündbar, über die
dann verhandelt werden müsste, auch
wenn sie zunächst einmal der Nachwir-
kung unterliegen. Daher hat also auch
der Arbeitgeber Möglichkeiten, The-
men für die Tarifrunde 2011 zu setzen.

Außerdem vereinbarten die Ge-
werkschaften des öffentlichen Dienstes
2010 spezielle Tarifverträge mit den
tarifrechtlich eigenständigen Universi-
täten Frankfurt und Darmstadt. Deshalb
muss an diesen Hochschulen wiederum
jeweils eine formal selbstständige Tarif-
auseinandersetzung geführt werden, die
mit jener beim Land Hessen in Überein-
stimmung zu bringen ist – tarifpolitisch
nicht immer die einfachste Aufgabe.

Im Gegensatz zur Tarifrunde 2009,
in der ein völlig neuer Tarifvertrag für
den hessischen Landesdienst zur Debat-
te stand, sind die Herausforderungen
der Runde 2011 insgesamt sicherlich
kleiner geworden, sollten aber trotz-
dem nicht unterschätzt werden.

Rüdiger Bröhling
Tarifsekretär der GEW Hessen
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Die UN-Konvention verleiht dem The-
ma „Menschen mit Behinderung in der
Regelschule“ mächtigen Auftrieb und
bringt gleichzeitig Bildungs- und
Schulverwaltungen in arge Not. Der
Anteil der Kinder mit sonderpädagogi-
schem Förderbedarf, die eine allgemei-
ne Schule besuchen, liegt in Deutsch-
land bei 17,4 % und in Hessen sogar nur
bei 10,6 % (1) und damit deutlich unter
den internationalen Vergleichswerten.
Das Ziel der UN-Konvention, eine
Integrationsquote von 80 bis 90 %, wird
deutlich verfehlt.

Es geht auch anders
Dass es auch anders geht, beweisen die
Zahlen aus dem Main-Taunus-Kreis
(MTK). Hier werden in der Grundschule
80 % der Kinder mit einem sonder-
pädagogischen Förderbedarf im Ge-
meinsamen Unterricht (GU) beschult. In
der Sekundarstufe I sind es immerhin
noch 25 % (2).

Die Erfolgsgeschichte des gemeinsa-
men Unterrichts (GU) im kleinsten Flä-
chenkreis Hessens beginnt vor knapp
30 Jahren. Angeregt durch die Vorbil-
der aus Bundesländern wie Berlin und
Nordrhein-Westfalen, aber auch durch
die erfolgreiche Integration von prak-
tisch bildbaren Kindern in Rüsselsheim-
Königstädten, beginnt an der Grund-
schule Süd-West in Eschborn die Er-
folgsstory des GU im MTK. 1986 startet
die erste Integrationsklasse. Die Initiati-
ve ging von Pädagoginnen und Päda-

gogen aus, stellvertretend seien Eva
Walther-Narten, Bettina Schlamp, Hei-
di Gattung und Walter Schmidbauer
genannt. Ein Jahr später waren es die
Eltern aus zwei integrativen Kindergär-
ten, die die erste GU-Klasse an der
Heiligenstockschule in Hofheim auf den
Weg brachten.

Im Jahr 1991 wurde die Ebene der
Schulversuche verlassen und der GU
auf eine gesetzliche Grundlage gestellt.
Mit Unterstützung von innovativen und
handlungsorientierten Schulamtsmen-
schen nahm der GU-Zug Fahrt auf. Bis
1997 entwickelten sich im Grundschul-
bereich zwölf Schulstandorte, die den
Flächenkreis fast vollständig mit einem
Regelschulangebot für Kinder mit son-
derpädagogischem Förderbedarf abde-
cken. Hilfreich war von Beginn an die
Unterstützung durch den Schulträger in
Raum- und Sachfragen und eine zusätz-
liche Ausstattung im Schulhaushalt.
Von der Weitsicht und der klaren Prio-
ritätensetzung der Entscheidungsträger
und der Wachsamkeit an der Basis pro-
fitierte der Aus- und Aufbau bis in die
Mitte der 90er Jahre. Am Ende dieser
ersten Phase steht die erstmalige Ein-
richtung des GU an einer kooperativen
Gesamtschule, die somit die Fortset-
zung der integrativen Beschulung ein-
läutet.

Jahre der Stagnation
Danach folgten die Jahre der Stagnation.
Nur mühsam entwickelten sich zwei
weitere Standorte im Sekundarstufenbe-
reich, ohne dass die Ressourcen auf
Schulamtsebene angemessen erhöht
wurden. Auch auf der Landesebene wur-
de jede Weiterentwicklung durch die
„Deckelung“ der GU-Stellen blockiert.
Profilierungskämpfe zwischen alten Ha-
sen und Frischlingen in der praktischen
Umsetzung des gemeinsamen Lernens
und Verteilungskämpfe um die immer
knapper werdenden Ressourcen bei ei-
ner steigenden Zahl der Integrations-
maßnahmen umschreiben die mageren
Jahre bis zum Ende der ersten Dekade
des neuen Jahrhunderts. Dass die Inte-
gration nicht zum Erliegen kam, ist ins-
besondere der guten Zusammenarbeit

der GU-Schulen zu verdanken, die durch
ihre regelmäßigen Schulleitertreffen bei
allen Unterschiedlichkeiten und diffe-
rierenden Meinungen das übergeordne-
te Ziel des gemeinsamen Lernens durch
eine solidarische Haltung und Sprache
im Umgang mit den Behörden konse-
quent weiterverfolgten. Das Halten des
Status quo ist im Rückblick die große
Leistung in diesem Jahrzehnt. Das große
Desinteresse auf allen Entscheidungs-
ebenen – vom Kultusministerium über
das Staatliche Schulamt bis zu den Me-
dien – war eine bittere Erfahrung für
Eltern und Lehrerkollegien.

In diese Phase fiel das Ende des
alljährlichen Ressourcenkampfes. Das
Staatliche Schulamt entschied sich, die
ihm zugewiesenen GU-Stellen nicht
mehr nach der Zahl der Kinder im GU zu
verteilen, sondern den Schulen einen
festen Sockel und einen an langjähri-
gen Erfahrungswerten orientierten Zu-
schlag zuzuweisen. Dadurch wurden
auch die kleineren Standortschulen
erstmals in die Lage versetzt, schulbe-
zogene Konzeptarbeit unabhängig von
jährlich wechselnden Zuweisungszah-
len zu leisten.

Watschen für Schulsystem
Mit den zahlreichen und heftigen Wat-
schen, die dem bundesrepublikanischen
Bildungssystem im Allgemeinen und
dem hessischen im Besonderen verpasst
wurden, kam Leben in die Bildungs-
landschaft. Dabei zeichnen sich ein-

Auf dem Weg zur Inklusion
Main-Taunus-Kreis: Erfolgsgeschichte mit Hindernissen

Inklusion:  Die Termine

Die „Un-Konferenz“ des Bündnisses „Eine
Schule für alle“ findet am 13. und 14.
November 2010 in Essen statt. Wer etwas
beitragen will, ist herzlich eingeladen.
• Anmeldungen und Beiträge: www.nrw-
eineschule.de/unkonferenz2010
Mit Ressourcen, Rahmenbedingungen
und Umsetzung der Inklusion befasst
sich die Fachtagung der Bundesverei-
nigung Lebenshilfe e.V. am 25. und
26. November 2010 in Kassel.
• Informationen: www.lebenshilfe.de

Inklusion: Das Buch

24 fachliche Beiträge zu Theorie und
Praxis der inklusiven Schule gibt der im
Juni 2010 erschienene Band „Auf dem
Weg zur Schule für alle“ wieder. Das
Buch stellt die aktuellste und vollstän-
digste Veröffentlichung zum Thema dar,
die gegenwärtig auf dem Markt ist.
• Andreas Hinz, Ingrid Körner, Ulrich
Niehoff (Hg.): Auf dem Weg zur Schule
für alle. Barrieren überwinden – inklusi-
ve Pädagogik entwickeln. Lebenshilfe-
Verlag Marburg 2010, 320 S., 19,50 Euro
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schneidende Änderungen für Unterrichts-
planung und -organisation ab:
• Kompetenzorientierte Bildungsstan-
dards bilden die Grundlage für zu er-
stellende Schulcurricula.
• Die starre Dreigliedrigkeit bröckelt
an vielen Stellen.
• Mit der Umsetzung des Inklusions-
gedankens tut man sich besonders
schwer, obwohl die UN-Konvention eine
klare Sprache spricht.

Wie so oft, wenn die Bildungsver-
walter mangels Kenntnis und prakti-
scher Schulerfahrung, Sturheit oder feh-
lenden Rückgrats nicht weiterkommen,
verweisen sie auf die Schulträger, die
vor Ort auf Kreisebene basisorientiert
neue Wege gehen sollen. Oder die Kul-
tusministerkonferenz wird wieder ein-
mal bemüht, Grundsatzpapiere zu er-
stellen, weil man so schwierige und
unangenehme Themen auf die lange
Bank schieben und in den Mühlen der
Bürokratie zermahlen kann, wohl wis-
send, dass in den verschlungenen Pfa-
den des Föderalismus fortschrittliche
Ideen meist auf der Strecke bleiben.

Das macht den Schulen verständli-
cherweise Angst, weil die drohenden
Ressourcenengpässe nicht gerade Mut
machen, abgesehen davon, dass die Ent-
wicklung von gemeinsamem Lernen
nicht gerade begünstigt wird, wenn bun-
desweit gemessen, analysiert und inspi-
ziert wird. Kreativität und Innovation
werden unsinnigerweise unterdrückt.
Schulleitungsstellen bleiben unbesetzt.
Ängstliche, auf Pflichterfüllung ausge-
richtete Schulleitungen werden kaum
Kraft haben, ohne die Unterstützung der
vorgesetzten, in erster Linie Rechen-
schaft einfordernden Behörde ausge-
rechnet die individuelle Förderung auf
den Bereich am unteren Rand des Leis-
tungsvermögens auszudehnen und die
erzieherischen und gesellschaftsfördern-
den Ziele obenan zu stellen.

Das Salz in der Suppe
Damit ist der Rahmen umschrieben, der
die neue, die dritte Phase umschreibt.
Neben dem Inkrafttreten der UN-Kon-
vention, mit der durch die Festlegung
von Zeitfenstern der Zwang zum Han-
deln wächst, sind es vor allem die
Eltern, die auf Fördervereinsebene oder
organisiert als Elterninitiativen das Salz
in der Suppe darstellen. Medien, Interes-
senverbände, Elternbeiräte finden zu-
nehmend Mut, Bildungsexperten ein-
zuladen und Verwaltungsbeamte vor-
zuführen.

Im Mai 2010 kamen über 100 Eltern
und Pädagoginnen und Pädagogen zu
einer Podiumsdiskussion in die Hein-
rich-Böll-Schule in Hattersheim (MTK),
zu der der Kreiselternbeirat und die
Elterninitiative für den gemeinsamen
Unterricht eingeladen hatten. Der
Frankfurter Erziehungswissenschaftler

Dieter Katzenbach wies darauf hin, dass
Integration und Inklusion – anders als
in der deutschen Übersetzung der UN-
Konvention – eben nicht identisch sei-
en: „Integration bedeutet Duldung, In-
klusion bedeutet Zugehörigkeit.“ Kat-
zenbach zeigte sich „genervt“, weil sich
die Debatte bei den Politikern nur um
die Frage dreht, ob man sich die
Inklusion finanziell „leisten“ kann: „Tat-
sächlich geht es aber um ein Menschen-
recht. Da müssen Regierung und Politik
mit vorne dran sein.“ Um Schülerinnen
und Schüler mit und ohne Behinderung
gemeinsam zu unterrichten, brauche es
nicht nur behindertengerechte Schul-
gebäude, sondern auch mehr speziell
ausgebildete Lehrkräfte.

Jetzt gilt es den neuen Schwung in
die richtigen Bahnen zu lenken. Dabei
muss man abwägen zwischen flächen-
deckender Inklusion, die jede Schule in
die Pflicht nimmt, aber Menschen mit
Behinderung in einen Exotenstatus hievt,
und der Bildung von Standortschulen,
die Eltern und Kindern notwendige Iden-
tifikationsmöglichkeiten bieten und den
Förderschullehrerinnen und -lehrern
und den Integrationskräften eine praxis-
nahe Stammschule zuweist. Es gilt in
dieser kommenden Ausbauphase den
notwendigen täglichen Austausch von
Eltern und Lehrkräften der allgemeinen
Schulen zu organisieren und der För-
derschullehrkraft die Möglichkeit zu
bieten, in Fachgespräche einzutauchen.
Der Föderalismus wird den Prozess nicht
erleichtern, andererseits der Vielfalt zu
neuem Leben verhelfen.

Der bisherige Erfolg hat den
Schulverbund der GU-Schulen im
Main-Taunus-Kreis ermutigt, sich für
den von der Bertelsmann-Stiftung aus-
geschriebenen Jakob-Muth-Preis zu
bewerben.
Wolfgang Kaupe
Schulleiter der Astrid-Lindgren-Grundschule
Hochheim

(1) Landesarbeitsgemeinschaft Gemeinsam le-
ben - Gemeinsam lernen; http://www.gemein-
samleben-hessen.de
(2) Diese aktuellen Zahlen stammen nicht von
ministerieller Seite und auch nicht aus dem
Staatlichen Schulamt, sondern wurden vom
Autor „basisorientiert“ an den Schulen des
Main-Taunus-Kreises abgefragt. Im Grund-
schulbereich besuchten im Schuljahr 2009/10
183 Kinder mit sonderpädagogischem För-
derbedarf eine GU-Klasse, 46 Kinder eine
Förderschule. Im Bereich der Sekundarstufe I
war die Relation genau umgekehrt: 77 Kinder
und Jugendliche besuchten eine GU-Klasse,
235 eine Förderschule.

Inklusion:  Das Foto

Das Foto von Miriam Schmidt stammt
aus der Festschrift „Die Kinder bestim-
men das Gesicht einer Schule“ mit
einem Rückblick auf 20 Jahre ge-
meinsamen Unterricht an der Grund-
schule Süd-West in Eschborn im
Main-Taunus-Kreis. Die Festschrift
zum Jubiläum erschien im Jahr 2006.
• Bestellungen zum Preis von 8 Euro
zzgl. Versandkosten: Grundschule
Süd-West, Berliner Str. 27-29, 65760
Eschborn, Fax: 06196-92757866



22HLZ 10–11/2010A B S C H L U S S P R Ü F U N G E N

In einer von den GRÜNEN beantragten
aktuellen Stunde über „Pleiten, Pech
und Henzler im Kultusministerium“ kri-
tisierte ihr Fraktionsvorsitzender Tarek
Al-Wazir am 20. Mai eine „erneute
Panne“ bei den zentralen Abschluss-
prüfungen:
„Ich glaube, wir alle in diesem Haus erinnern
uns noch an die zentrale Abschlussprüfung
Mathematik vor einem Jahr. Was hatte die
Ministerin, was hatte das Kultusministe-
rium nicht an Besserung gelobt: Es sollte nie
wieder vorkommen. Die Verantwortlichen
sollten zur Konsequenz gezogen werden. Es
sollte alles überprüft werden. Es werde nie
wieder so sein. – Ein Jahr später: genau die
gleiche Situation, schon wieder eine Panne
bei einer Matheabschlussprüfung. Das zeigt
eindeutig, das Kultusministerium unter sei-
ner Leitung hat nichts aus den Fehlern im
vergangenen Jahr gelernt. Wieder war es so,
nicht das Ministerium informierte die Öf-
fentlichkeit, informierte die Lehrerinnen und
Lehrer und die Schülerinnen und Schüler,
sondern erneut musste die Öffentlichkeit
über die Medien hergestellt werden. Bis heute
gibt es keine offizielle Verlautbarung vom
Kultusministerium (...), wie mit dieser Pan-
ne umgegangen wird, was die Konsequenzen
sind und was die Fehler waren. Wieder
Tauchstation im Kultusministerium, wieder
der gleiche Fehler wie vor einem Jahr,
überhaupt nichts gelernt.“
Es folgt eine längere Debatte mit Beiträ-
gen aller Fraktionen. Den Abschluss

bildete der Redebeitrag des Staatsse-
kretärs im Kultusministerium Heinz-
Wilhelm Brockmann:
„Bei den zentralen Abschlussprüfungen
der Realschulen am 7. Mai dieses Jahres hat
es neun Pflicht- und fünf Teilaufgaben
gegeben. Diese insgesamt 14 Aufgaben, von
denen fünf Wahlaufgaben waren, die man
nicht bearbeiten musste, waren in 135
Minuten zu erledigen. 25 Lehrkräfte haben
dies – das wurde zitiert – als eine Überfor-
derung und als eine theoretische Überlast
bezeichnet. Ich habe daraufhin Herrn Prof.
Blum von der Universität Kassel, Mathema-
tiker und Didaktiker der Mathematik, um
eine Stellungnahme gebeten. Ich zitiere:
,Insgesamt kann man also für die vorliegen-
de Arbeit nach Anlegen von für diese Alters-
gruppe und diesen Bildungsgang üblichen
Maßstäben etwa 130 Minuten Bearbei-
tungszeit ansetzen. Die vorgegebene Maxi-
malzeit von 135 Minuten ist nach meinem
Dafürhalten für diese Arbeit also angemes-
sen.’ So weit Herr Professor Blum. – Jeder,

Es ist schon erstaunlich, dass angeb-
lich bereits der Protest von nur 25
Lehrkräften ausreichen soll, damit
das Kultusministerium die Bewer-
tungsgrundlagen einer zentralen
Mathematikarbeit ändert. Tatsäch-
lich gab es eine flächendeckende
Protestwelle von Lehrkräften und
Schulleitungen aus ganz Hessen. Erst
nachdem die Presse das Thema auf-
gegriffen hatte, änderte das Ministe-
rium die Bewertungsgrundlagen. Es
wäre nämlich ansonsten im gesamten
Bereich der Realschulabschlussprü-
fungen in Hessen zu miserablen
Prüfungsnoten gekommen. Wenn
das, wie Herr Brockmann meint, nicht
als „Panne“ zu bezeichnen sei, dann
muss es wohl Absicht gewesen sein,
die Prüfungsergebnisse zu ver-
schlechtern - oder wie ist diese Äu-
ßerung des Staatssekretärs zu verste-
hen?

Was er dann über die Expertise
von Professor Blum aus Kassel be-
richtet, wirft ein ausgesprochen

schlechtes Licht auf den Mathematik-
didaktiker: Entweder hat er keine
Ahnung vom durchschnittlichen
Lernstand und den Mathematikfähig-
keiten hessischer Schülerinnen und
Schüler oder er hat sich – aus wel-
chen Gründen auch immer – mit
einem Gefälligkeitsgutachten zum
Erfüllungsgehilfen der CDU-FDP Bil-
dungspolitik gemacht. Zentrale Ab-
schlussprüfungen dürfen kein Expe-
rimentierfeld sein. Sie entscheiden
maßgeblich über die Zukunft tau-
sender junger Menschen in Hessen.
Dessen sollten sich die Verantwortli-
chen bewusst sein und deshalb end-
lich mehr Verantwortungsbewusst-
sein, Sorgfalt und Praxisorientierung
an den Tag legen - oder ihren Lehr-
kräften vertrauen und die zentralen
Prüfungen ganz abzuschaffen oder
zumindest durch dezentrale Projekt-
oder Präsentationsprüfungen erset-
zen.

Christoph Baumann

der von Schule etwas versteht, weiß, dass es
immer streitig ist, ob eine Arbeit im An-
forderungshorizont zu hoch oder zu niedrig
ist. (Zwischenruf Heike Habermann, SPD:
„Haben Sie die Bewertungskriterien geän-
dert oder nicht?“) Da wir dies als streitig
angesehen haben, haben wir gesagt, wir
ändern den Binnenbewertungsschlüssel da-
hin gehend, dass jede Notenstufe mit ca.
10 % weniger Leistung zu erreichen ist. (...)
Das hat bei allen Beteiligten Zustimmung
gefunden. Meiner Meinung nach ist das
Problem damit gelöst. Ich stelle fest: Es gab
keine Mathepanne. (Zwischenruf Thorsten
Schäfer-Gümbel, SPD: „Was? Und die Erde
ist eine Scheibe!“) Es gab ein sorgfältig
organisiertes, gut und fehlerfrei verlaufen-
des Abitur. Es gab Streit über die Frage, ob
in der Abschlussprüfung Mathematik von
den Schülerinnen und Schülern zu viel ver-
langt worden ist. Da, wo Sie ‘Feuer!’ schrei-
en, hat es nicht einmal Rauch gegeben.“

(alle Zitate aus dem Plenarprotokoll 18/46 des
Hessischen Landtags)

Panne oder Absicht?

Die Erde ist eine Scheibe
… und es gab keine Panne bei der Matheprüfung
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Mit Kundgebungen in Wiesbaden,
Gießen und Kassel und der Sammlung
von Unterschriften setzten die DGB-
Gewerkschaften des öffentlichen
Dienstes ihre Proteste gegen die Her-
aufsetzung des Renten- und Pensions-
alters auf 67 Jahre fort.

GEW-Vorsitzender Jochen Nagel
bezeichnete den Gesetzentwurf der
CDU-FDP-Koalition in Wiesbaden als
„Diebstahl von Lebenszeit“ und for-
derte „eine andere Politik für bessere
Arbeits- und Lebensbedingungen in
unserem Land“. Nicht einmal die im
Rentengesetz vorgeschriebene Über-
prüfung der Beschäftigungssituation
älterer Menschen werde „einigerma-
ßen ernsthaft“ vorgenommen. Mit dem
Kampfbegriff der „Generationenge-
rechtigkeit“ werde von der eigentli-
chen Gerechtigkeitsfrage abgelenkt,
„von der Frage der Verteilung zwi-
schen Arm und Reich und der Vertei-
lung zwischen Kapital und Arbeit“.

Gerade die heute Jüngeren würden beim
Berufseintritt noch weniger Stellen fin-
den als heute und im Alter länger arbei-
ten oder drastische Rentenkürzungen
in Kauf nehmen müssen:
„Hessen hat die höchsten Wochenarbeits-
zeiten bundesweit, die höchste Pflichtstun-
denregelung für Lehrkräfte bundesweit und
im Rückblick bis zum Anfang des letzten
Jahrhunderts. Für den Schulbereich liegen
die Daten vor, dass vor der Einführung der
Altersteilzeit gerade mal rund 10 % der
Lehrkräfte und sozialpädagogischen Fach-
kräfte noch bis zum 65. Lebensjahr vor den
Klassen standen.“

Er forderte die Abgeordneten des hes-
sischen Landtags auf, die Erhöhung
des Eintrittsalters in den Ruhestand
abzulehnen. Gleichzeitig bekräftigte
er die Forderung der Gewerkschaften
an Bundesregierung und Bundestag,
auch die Erhöhung des Rentenalters
zurückzunehmen.

DGB-Vorsitzender Stefan Körzell
forderte in Kassel auch die Rücknah-
me der 42-Stundenwoche für die hes-
sischen Beamtinnen und Beamten, in
allen anderen Bundesländern sei man
bereits zur 40-Stunden-Woche zu-
rückgekehrt.

Es sei ein „Armutszeugnis“, wenn
CDU und FDP zur Reform nichts ande-
res einfalle als die Erhöhung des
Pensionseintrittsalters. Die Pläne seien
„arbeitsmarktpolitisch kontraproduk-
tiv“ und bedeuteten „nichts anderes als
eine verkappte Pensionskürzung“.

Aus den Schulen liegen der HLZ
zahlreiche Protestresolutionen vor. So
fordert die Personalversammlung der
Sophienschule in Frankfurt, die Erhö-
hung des Rentenalters zurückzuneh-
men, „da es bisher keine Überprüfung
gegeben habe, ob überhaupt genü-
gend Arbeitsplätze für Ältere zur Ver-
fügung stehen.“ Gleichzeitig fordert
sie die Wiedereinführung der Alters-
teilzeit.

Der Gesamtpersonalrat der Lehre-
rinnen und Lehrer beim Staatlichen
Schulamt Marburg-Biedenkopf be-
schrieb die Pläne der Landesregie-
rung als „in hohem Maße kontrapro-
duktiv und gesundheitsschädlich.“ Ein
Heraufsetzen des Pensionsalters und
die gleichzeitige Verweigerung einer
Altersteilzeitregelung würden „zu ei-
nem Anstieg von Frühpensionierun-
gen wegen Dienstunfähigkeit führen“.

Harald Freiling

Kultusministerin Dorothea Henzler
(FDP) ist offensichtlich sprachlos oder
hat gar ein Sprechverbot. Ein Termin
nach dem anderen wird abgesagt, die
Hoffnung ihrer Gesprächspartner auf
einen ernsthaften Dialog enttäuscht.

Für den 18. August 2010 hatte die
Ministerin vor nahezu einem Jahr zu-
gesagt, in den Hauptpersonalrat (Ver-
waltung) beim Hessischen Kultusminis-
terium (HKM) zu kommen. Stattdessen
erschien Staatssekretär Brockmann
(CDU) und verkündete, es gebe „keine
Tabus in der Bildungsverwaltung“.

Das Machtzentrum im Kultusressort
liegt offensichtlich überhaupt nicht
bei Ministerin Henzler, sondern im
Freundschaftsdreieck „Hahn – Koch –
Bouffier“.

Am 30. August sagte die Ministerin
erneut einen Termin kurzfristig ab,
dieses Mal ein Gespräch mit der GEW.
Mitglieder der Fachgruppe „Schulauf-
sicht, Schulpsychologie und Schulent-
wicklung“ hatten sich darauf intensiv
vorbereitet.

Für den 26. August war der Beirat
des Amtes für Lehrerbildung (AfL)
eingeladen. Auch dieses Treffen wur-
de kurzfristig abgesagt, zu viele der
Eingelassenen hätten nicht zugesagt.
Trotz einer vor mehreren Monaten
ergangenen Einladung fiel das den
Verantwortlichen erst wenige Tage
vor der Sitzung auf. Wieder hatten
sich die Verantwortungsbewussten auf
eine Sitzung vorbereitet. Umsonst,
vertane Zeit.

Ein für den 17. August vorgesehe-
ner Termin der regionalen Fortbil-
dungsdezernentinnen und -dezernen-
ten wurde kurzfristig um 14 Tage
verschoben. Schon mittelfristige Ter-
minplanung ist im HKM nicht möglich
– ein verächtlicher Umgang mit den
nachgeordneten Ämtern.

Mit Eltern, Schülervertretungen und
anderen – außer mit Wirtschaftskreisen
– geht Frau Henzler nicht anders um.
Werner Scholz
Gewerkschaftsbeauftragter der GEW beim
Hauptpersonalrat Verwaltung

Mit 67,5 Jahren
vor der Klasse –
nein, danke!

Ministerin auf Tauchstation
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Franziska Conrad hat den Entwurf zu
neuen Bildungsstandards und Inhalts-
feldern für das Fach Geschichte in der
HLZ (7-8/2010, S. 22) pädagogisch be-
gründet kritisiert und geschichtsdi-
daktisch vor allem die „Inhaltsleere“
bemängelt. Von ganz anderem Kaliber
ist die Kritik des Historikerverbandes
in einer Pressemitteilung vom 18. Juni
2010. Für ihn steht die Abschaffung
der Geschichte kurz bevor. „Enthis-
torisierung“, „thematische Beliebig-
keit“, „Vordergründigkeit“, „Präsentis-
mus“ sind die begrifflichen Geschütze,
die in Stellung gebracht werden. Aber
der Verband irrt, denn seine Kritik ist
rückwärtsgewandt, politisch im Sinne
von fachpolitisch und weder fachlich
noch didaktisch wissenschaftlich be-
gründet. Sie feiert und reanimiert eine
Form historischer Bildung, die schon
vor einem halben Jahrhundert über-
holt war.

Zurück zu überholter Fachdidaktik

Die Autoren der hessischen Bildungs-
standards, Kenner der lehrplantheore-
tischen und fachdidaktischen Literatur,
haben in wissenschaftlicher Redlich-
keit auf die Vorgabe einer traditionel-
len Meistererzählung verzichtet. Und
dies mit guten Gründen: Es gibt keine
einzige Untersuchung, die bestätigt, dass
die Vermittlung eines chronologischen
Durchgangs durch die Geschichte, wie
er jahrzehntelang üblich war, bei den
Schülerinnen und Schülern zu nachhal-
tigen historischen Kenntnissen führt.

Kernstück jeder Lehrplanarbeit ist
die Entscheidung, welche Kenntnisse
und Einsichten von Geschichte heutige
Schülerinnen und Schüler benötigen,
um sich in ihrer Gegenwart orientieren
zu können. Wie Conrad kritisiert die
Stellungnahme des Historikerverbands
zu Recht, inhaltliche Angaben blieben
„zu vage“. Sicherlich, so wenig wie man
ohne Wolle stricken kann, kann man
Geschichte ohne Inhalte betreiben. Aber
man sollte nicht so tun, als ob verbind-
liche Inhalte für alle Lernenden „ein-
fach da“ wären. Von der fachwissen-
schaftlichen Potenz hätte man Angaben
über angeblich so selbstverständliche

„zentrale historische Themen“ erwartet,
nicht nur die Nennung von „Republik,
Lehnswesen und Absolutismus“. Es er-
schließt sich nicht, warum mit „Absolu-
tismus“ ein wissenschaftlich stark in die
Kritik geratener Begriff, hervorgeho-
ben wird. Es bleibt offen, ob „kritische
Reflexion“ innerfachliche Differenzie-
rung oder die Untersuchung des
Bildungspotenzials der Begriffe meint.
Ist man sich in der Inhaltsfrage doch
nicht so gewiss? Oder entspringt die
Zurückhaltung einer durchsichtigen
Strategie? Die Autoren wissen, dass sie
sich mit der Formulierung eines Kern-
curriculums aus rein fachwissenschaft-
licher Perspektive schnell angreifbar
machen würden. Entweder gäbe es
Streit in der eigenen Kollegenschaft,
weil bestimmt etwas Wichtiges überse-
hen wurde. Oder sie würden ein uferlo-
ses Pflichtprogramm, ein Kerncurricu-
lum mit tendenziell allem aufstellen.
Dessen Undurchführbarkeit riefe dann
schnell die Kritik aus Lehrerverbänden
und Praxis hervor. So ist es einfacher,
sich aus der notwendigen Relevanz-
frage herauszuhalten und die Inhalts-
auswahl der anderen im Bedarfsfall zu
kritisieren.

Anerkanntes Kompetenzmodell

Die eingangs zitierte Generalkritik und
die Vorwürfe der Abkoppelung des
Schulfachs Geschichte von der „fach-
wissenschaftlichen Reflexion“ sowie
der Missachtung der „spezifischen Mög-
lichkeiten des Schulfachs Geschichte“
können die Verfasser der Bildungs-
standards gelassen hinnehmen. Wer den
Entwurf nur genau liest, stellt fest, dass
angeblich fehlende essentielle Zielvor-
stellungen wie die Vermittlung von
„elementaren historischen Kategorien,
Fragestellungen und Verfahren“, die
„structure of discipline des Unterrichts-
faches“ oder die „wissenschaftlich fun-
dierte und fachdidaktisch adäquate För-
derung von historischem Denken und
Geschichtsbewusstsein“ im Planentwurf
unter Berücksichtigung der relevanten
Literatur und in korrekter Fachsprache
substanziell voll und ganz enthalten
sind.

Augenfällig wird die Oberflächlich-
keit der Stellungnahme in der Kritik an
der Kompetenzorientierung des Ent-
wurfs. Durch diese werde Geschichte
geradezu auf einen „Steinbruch“ zur
„Schulung von Kompetenzen“ redu-
ziert. Kompetenzförderung könne aber
nicht aus der „Nivellierung von Fach-
spezifika“ resultieren, vielmehr seien
„Kompetenzziele aus der Systematik
des Faches heraus“ zu entwickeln. Hier
wird eine offene Tür eingerannt: Ein
kritikwürdiges, weil sehr problemati-
sches Gesellschafts- und Menschenbild
offenbart sich in den vorgeschalteten
überfachlichen Kompetenzen, die den
Autoren durch das Institut für Qualitäts-
entwicklung (IQ) vorgegeben wurden.
Aber das Fachcurriculum orientiert sich
dezidiert an einem Kompetenzmodell,
das streng fachsystematisch, nämlich
geschichtstheoretisch und geschichtsdi-
daktisch begründet ist. Gerade wegen
seiner Fachbezogenheit wird es derzeit
in allen deutschsprachigen Ländern von
Experten sehr intensiv diskutiert und in
der Praxis rezipiert.

Peinlich ist die Verwendung von
„Steinbruch“ zusammen mit der
pejorativen Vokabel „Präsentismus“.
Der Historikerverband gebraucht die
Metapher seit Jahrzehnten reflexartig
und gebetsmühlenhaft, wenn es um
geschichtliche Bildung geht. Letztlich
steht der Topos „Steinbruch“ für den
Vorwurf einer unzulässigen Verwen-
dung von Geschichte durch die Her-
stellung eines Gegenwartsbezugs. Ge-
schichte diene der tendenziösen Poli-
tisierung, als bloßes Belegmaterial für
vorgefasste Meinungen, allenfalls zum
Beleg einer oberflächlichen Aktuali-
tät. So etwas passiert, wenn man fach-
sprachliche Verwendung von Begrif-
fen und alltagssprachlichen Gebrauch
verwechselt. Nichts von den Vorwür-
fen lässt sich in dem Entwurf nachwei-
sen und nichts davon meint der Fach-
terminus Gegenwartsbezug. Zur sach-
gemäßen Information hätte der Blick
in ein fachdidaktisches Handbuch ge-
nügt. Die Stellungnahme fällt hier hin-
ter den mehrfach apostrophierten
Reflexionsstand der eigenen Disziplin
zurück.

Erbarmen, die Hessen kommen!
Zur Kritik des Historikerverbandes an Bildungsstandards Geschichte
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Schließlich artikuliert die Stellung-
nahme eine ausgesprochen rückwärts-
gewandte eigene Vorstellung zum Ge-
schichtsunterricht. Wie anders sollte
man die Forderung nach einem „Kern-
curriculum im üblichen Sinne“ verste-
hen? Was anderes heißt es, wenn man
den Sinn des Geschichtsunterrichts in
der Entfaltung von „diachronen Zusam-
menhängen“ und der „Vermittlung von
historischem Orientierungswissen von
der Antike bis zur Gegenwart“ sieht.
Dieses Modell von historischer Bildung
ist das klassische Universitätsideal: Der
vorbildliche Studienanfänger ist dem-
nach ein wandelnder Ploetz, der im
gymnasialen Geschichtsunterricht Un-
massen an Stoff sozusagen auf Halde
gelernt hat: In der Stellungnahme heißt
das „Studierfähigkeit“. Erst die Univer-
sität verhilft ihm schließlich zu vertief-
ten und reflektierten Einsichten der
historischen Wissenschaft. Kein Wort
über die Bildungsziele für 60 bis 70 %
von Schülerinnen und Schülern, die
später kein Studium aufnehmen – von
den Prozentzahlen derjenigen ganz zu
schweigen, die nicht Geschichte studie-
ren.

Wissen ist mehr als Information

Dass diese Kennzeichnung keine Über-
treibung ist, sondern der Denkungs-
weise vieler Historikerinnen und Hi-
storiker entspricht, kann man leicht
nachweisen. In einer verbreiteten, von
einer Historikerin verfassten Einfüh-
rung zum Studium der Neueren Ge-
schichte von 2006 ist zum Beispiel zu
lesen:

„Schüler sollen ihr Schulbuch nicht in Frage
stellen und überprüfen, sondern lernen, was
sie dort lesen. (...) Auch geht es nicht darum,
neues Wissen oder neue Argumente zu su-
chen, sondern Bekanntes didaktisch ge-
schickt aufzubereiten, gesichertes Wissen
weiterzugeben, zu vermitteln.(...) Das Buch,
das sie in den Händen halten, [ist] keine
wissenschaftliche Literatur, sondern ein
Lehrbuch (...), das das Grundwissen, dasje-
nige, worüber weitgehend Einigkeit herrscht,
bereitstellt.“ (1)

Hier sind vierzig Jahre Schulbuch-
forschung und fachdidaktische For-
schung nicht zur Kenntnis genommen
worden. Die Autorin hat vergessen zu
erwähnen, dass es dieses ideale Ge-
schichtsbuch in ihrem Sinne bereits
gibt: den Kleinen Ploetz. Aber Spaß
beiseite: bei dem Stellenwert, den das
Geschichtsbuch im öffentlichen Be-
wusstsein immer noch als Leitmedium

hat, lässt sich dahinter eine sehr spezi-
elle Auffassung von historischem Ler-
nen und historischer Bildung erkennen.
Es ist die Abkehr vom Denkfach, wie es
viele Lehrerinnen und Lehrer in den
letzten Jahrzehnten anstreben und prak-
tizieren. Es ist die Vorstellung vom Hort
ewiger Wahrheiten, über die einige
Hohepriester wachen und die ex cathe-
dra katechetisch zu vermitteln sind, am
besten durch konditioniertes Lernen.
Die Schüler sind als leere Behälter ge-
dacht, die mittels eines Nürnberger
Trichters zu befüllen sind. Sie haben das
zu tun, was man früher „pauken“ nann-
te. Auswahlfragen sind per se passé,
Geschichtsdidaktik wird zur bloßen
Unterrichtsmethodik. Das hatten wir
schon mehrfach in der deutschen
Bildungsgeschichte.

Wissen ist mehr als Information. Es
ist Schülerinnen und Schülern nur dann
verfügbar, wenn es in eine Ordnung
eingebunden ist, die sie befähigt, diese
Informationen zu bewerten, um an-
schließend mit ihnen weitere Reaktio-
nen, Planungen und Handlungen zu
vollziehen (Olaf Breidbach). Histori-
sches Wissen meint also nicht nur Auf-
nahme von Informationen über die Ver-
gangenheit. Es soll dazu dienen, sich –
um die Erfahrungen früherer Generatio-
nen von Menschen bereichert – in den

Problemlagen der eigenen Gegenwart
zu orientieren. Diese Art der Vermitt-
lung von historischen Zusammenhän-
gen und Einsichten meinen auch die
Bildungsstandards.

Beim Lesen der Stellungnahme des
Historikerverbandes gewinnt man den
Eindruck, dass deren Verfasser von his-
torischem Lernen und historischer Bil-
dung als einem Prozess der Begegnung
zwischen Lerngegenstand und lernen-
dem Subjekt gar nichts wissen oder
wissen wollen. Die erkennbare Igno-
ranz gegenüber allen pädagogischen
und geschichtsdidaktischen Erkennt-
nissen ist kaum zu glauben. Die Auf-
fassung des Historikerverbandes wi-
derspricht allen wissenschaftlichen
Konzeptualisierungen von Wissen, Ge-
dächtnis, Bewusstsein und Lernen. Es ist
schwer zu verstehen, dass gerade Wis-
senschaftler in diesen Punkten auf ih-
rem Dilletantismus beharren.

Ulrich Mayer

Der Autor lehrte bis 2006 Didaktik der Ge-
schichte an der Universität Kassel.

(1) Barbara Wolbring ist promovierte Histori-
kerin und an der Frankfurter Uni tätig: Neue
Geschichte studieren, Konstanz 2006: UTB
basics, S.61
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Zu kurz gesprungen
Eine Replik auf das Titelthema „Politische Bildung“ (HLZ 7–8/2010)

Sicherlich haben viele PoWi-Lehrer,
die versuchen, bei Schülerinnen und
Schülern Interesse an politischem Ge-
schehen zu wecken und ihnen gesell-
schaftliche Zusammenhänge zu verdeut-
lichen, die Artikel im HLZ-Titelthema
„Politische Bildung“ mit großen Erwar-
tungen und viel Interesse gelesen. Doch
was bekommen die Kolleginnen und
Kollegen, die mit voller Stelle minde-
stens 24 Wochenstunden unterrichten
müssen, an Hilfen, theoretisch oder
praktisch, geboten?

Zu der Einsicht, dass die Bundes-
wehr in der Schule bestimmte Interes-
sen verfolgt, wäre man ohne Tony
Schwarz nie gekommen. Und genauso
überraschend ist die Ausrichtung der
Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft
und ihrer Materialien. Grundsätzlich
soll der Wert derartiger Analysen gar
nicht bestritten werden, zwei Ebenen
der Reflexion fehlen aber:
• Unter dem Mantel der Öffnung von
Schule haben wir inzwischen einen
immensen Einfluss von Institutionen
und Verbänden auf Schule. So existie-
ren nicht nur Kooperationsvereinba-
rungen des Kultusministeriums mit der
Bundeswehr, sondern es gibt auch di-
verse Projekte wie „Banker in die Schu-
le“. Kürzlich erst ist das Fach umbenannt
worden, die damit zusammenhängende
Lehrplanrevision hat eine enorme Zu-
nahme an wirtschaftlichen Themen für
den Unterricht ergeben. Weder Kolle-
gien noch Gewerkschaften haben gegen
diese Einflussnahme, die sich auch in
einer ganzen Flut von Filmen, Materia-
lien und Preisausschreiben ausdrückt,
adäquate Strategien entwickelt, obwohl
es dringend nötig wäre.
• Gerd Turk spricht im Editorial den
Zeitdruck an, der dazu zwingt, auf vor-
gefertigtes Material zurückzugreifen.
Das muss natürlich nicht unbedingt von
der INSM stammen, aber auch die „In-
formationen zur politischen Bildung“
oder die Schulbücher vertreten – sicher-
lich nicht so offenkundig – vergleich-
bare Positionen. Sind sie darum weni-
ger problematisch?

Der Analyse von Frank Nonnen-
macher hinsichtlich der Untauglichkeit
des Konzepts „Demokratielernen“ ist

sicherlich zuzustimmen und sie ver-
meidet zeitaufwändiges Engagement an
der falschen Stelle. Allerdings wäre es
schon wichtig, sich um die häufig so
desolate SV-Arbeit und die autoritären
Strukturen von Schule zu kümmern.

Genauso nachvollziehbar ist auch
das Plädoyer für den fächerübergrei-
fenden Unterricht von Klaus Moegling.
Jeder Kollege muss sofort ein schlech-
tes Gewissen bekommen, dass er bei
seinen Schülerinnen und Schülern das
„vernetzte Denken“, „den Perspektiv-
wechsel“ und „das komplexe Handeln“
nicht ausreichend gefördert hat, ob-
wohl er doch in der Unterrichtspraxis
immer wieder an die Grenzen seines
Faches und seiner Fachkenntnisse stößt
– bei den gesundheitlichen Auswirkun-
gen von Fluglärm genauso wie bei den
chemischen Reaktionen, die zur Klima-
erwärmung führen. Anstatt bei diesen
Themen fächerübergreifend zu arbei-
ten, dilettieren viele Kolleginnen und
Kollegen.

Warum haben sich viele Schulen
dieser Verpflichtung weitgehend ent-
zogen, obwohl in der alten Verordnung
zur gymnasialen Oberstufe ein fächer-
übergreifendes Projekt in den Jahr-
gangsstufen 12 und 13 vorgeschrieben
war? Da sind zunächst die organisatori-
schen Probleme, weil die Zusammenset-
zung des PoWi-Kurses und des Bio-
oder Chemiekurses nicht deckungs-
gleich ist. Dazu kommt der Zeitfaktor,
denn ein solcher fächerübergreifender
Unterricht bedarf erheblicher Koopera-
tion, die Zeit kostet. Und wenn man sich
vor Augen hält, wie schwierig die Ko-
operation innerhalb eines Faches ist,
dann kann man sich vorstellen, warum
fächerübergreifender Unterricht so sel-
ten praktiziert wird.

Um nicht missverstanden zu wer-
den: Dies ist kein Pamphlet gegen
fächerübergreifenden Unterricht, ggen
die Analyse von Unterrichtsmaterialien
oder die Analyse von Reformvorhaben
in der Schule. Aber es stellt sich doch
die Frage, wie politische Bildung in der
Schule effizient organisiert werden
kann. Hier kann und muss man von
einem entsprechenden Themenheft
mehr erwarten.

Krise als Lerngelegenheit?

Auch wenn die Kolleginnen und Kolle-
gen gleich wieder erschrecken, weil sie
die Frankfurter Allgemeine Sonntags-
zeitung, die Süddeutsche und den Spie-
gel nicht gelesen haben, sondern sich
auf die mehr oder minder gründliche
Lektüre einer Zeitung beschränken, so
bietet der Ansatz von Gerd Steffens
„Krise als Lerngelegenheit“ eine Orien-
tierung für diejenigen, die die Aufgabe
des Politikunterrichts darin sehen,
Schülerinnen und Schüler zu befähi-
gen, sich prüfend und argumentierend
mit den herrschenden Regeln (hier des
Marktes) auseinanderzusetzen und den
Dingen auf den Grund zu gehen, Zusam-
menhänge herzustellen, um aktuelles
Geschehen begreifbar zu machen, in-
dem man die Strukturen und ihre Pro-
bleme deutlich werden lässt, sodass eine
rationale Auseinandersetzung und ein
eigenständiges Urteil möglich werden.

Nicht ganz unproblematisch ist aber
die Reduktion auf die aktuelle Finanz-
marktkrise, in der „wieder gefragt wer-
den darf“. Wenn die gerade beschriebe-
ne Zielsetzung gelten soll, dann muss
gerade dann gefragt werden, wenn nicht
gefragt werden darf, wenn die Medien
und Politik weitgehend von den Selbst-
heilungskräften des Marktes, seiner Ef-
fizienz überzeugt sind und sie ungebro-
chen die Freiheit des Marktes fordern.
Denn Gerd Steffens verweist selbst dar-
auf, dass die Finanzmärkte die Deu-
tungshoheit zurückerobern wollen (und
werden). Medien und Politik unterstüt-
zen diesen Prozess, denn die Frage der
Regulierung der Finanzmärkte rückt
weiter in den Hintergrund, die Diskus-
sion über die Staatsverschuldung und
die notwendigen Sparmaßnahmen in
den Vordergrund, ohne dass die ver-
breiteten Horrorszenarien hinterfragt
werden. Aus und vorbei mit der Lern-
gelegenheit?

Natürlich nicht – und das wird auch
Steffens so meinen –, denn was ist mit
der Effizienz des Marktes, wenn wir uns
die Entwicklung der Arbeitslosigkeit,
den Konzentrationsprozess und die
Firmenpleiten ansehen? Was ist mit der
Freiheit des Marktes, wenn es um Sub-
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ventionen oder den Schutz vor billiger
ausländischer Konkurrenz, um Grund-
lagenforschung oder Markteinführung
geht? Soll die EU nicht möglichst freie
Märkte garantieren, das deutsche Rein-
heitsgebot für Bier aber nicht antasten?

Gemeint ist also ein didaktischer
Ansatz, der bei den sich in unterschied-
lichen Erscheinungsformen zeigenden
Widersprüchen des Kapitalismus an-
setzt und der dann auch auf aktuelle
Krisen und politisch-gesellschaftliche
Diskussionen bezogen werden kann.

Maßstäbe für Urteil und Handeln
Dieser Ansatz beschränkt sich nicht auf
die wirtschaftliche Dimension, sondern
lässt sich in allen Themenbereichen des
politischen Unterrichts in der Schule
verfolgen. Wie verhält es sich in unse-
rem Parteienstaat mit dem Anspruch
des Grundgesetzes, dass alle Macht vom
Volke ausgeht? Welche Rolle spielen
dabei die Medien? Und wie ist es um die
Wahrung der Grundrechte bestellt, die
der Staat einerseits schützen soll, die er
andererseits aber immer wieder durch
Gesetze einschränkt?

Zu thematisieren sind jene grundle-
genden Entwicklungen, die Grundre-
geln und Grundwerten unseres gesell-
schaftlichen Systems widersprechen:
• die Entsolidarisierung des Gesund-
heits- und Rentensystems durch ver-
mehrte Abwälzung der Kosten in den
privaten Bereich
• die Aufgabe des Anspruchs einer
sozialen Marktwirtschaft durch Reduk-
tion auf neoliberales Verständnis von
Marktwirtschaft

• die Verselbstständigung militäri-
scher Auslandseinsätze der Bundeswehr
gegenüber dem Grundgesetz, das sie als
„Streitkräfte zur Verteidigung“ definiert
Der Anspruch der Entwicklung einer
friedlichen, humanen und gerechten
Welt ist mit der Realität des Irakkrieges
oder der Entwicklungshilfe, der Migra-
tionspolitik oder Vorgehensweise in-
ternationaler Institutionen wie der
Weltbank oder des Weltwährungsfonds
zu kontrastieren.

Schülerinnen und Schüler gewin-
nen damit einen Maßstab, mit dem sie
gesellschaftliche Realität, Entwicklun-
gen und politisches Handeln beurteilen
können, wobei der Ansatz methodisch
offen ist. Es ergibt sich damit mindes-
tens die Chance, der veröffentlichten
Meinung das eigenständige Urteil ent-
gegenzusetzen, was allerdings bei gro-
ßer Einigkeit von Medien und Politik
schwer ist, weswegen Steffens zu der
Aussage verleitet wird, es dürfe „wieder
gefragt werden“. Diese Aussage be-
schreibt ja nur einen gefestigten öffent-
lichen Diskurs, der nur noch schwer in
Frage zu stellen ist. Ansatz und Aufgabe
des politischen Unterrichts in der Schu-
le muss es aber gerade sein, solche
„Vorurteile“ zu hinterfragen, hinterfrag-
bar zu machen, auch wenn das sicher
kein einfacher Prozess ist und auch bei
Weitem nicht immer gelingt.

Grundsätzlich ist das Material für
einen derartigen Unterricht vorhanden,
sei es in Materialsammlungen, Veröf-
fentlichungen der Bundeszentrale für
politische Bildung oder in den vorhan-
denen Schulbüchern. Allerdings muss
jeweils konkret auf die Ausrichtung des
Materials geachtet werden und in der
Regel der hier vertretene Ansatz selbst-
ständig eingebracht werden.

Es ist unschwer zu erkennen, dass
sich die thematischen Anregungen bis
jetzt im Rahmen der bisherigen Lehrplä-
ne bewegt haben. Gerade in der Ausein-
andersetzung mit den Bildungsstandards
wird es für die Fachkonferenzen, die ja
„die inhaltlichen Schwerpunkte den ein-
zelnen Jahrgangsstufen“ zuordnen müs-
sen, darauf ankommen, sich auf konkrete
Ziele und Inhalte zu einigen, sollen die
schulinternen Curricula eine Hilfe für
die Kolleginnen und Kollegen sein. Denn
die Bildungsstandards, deren Diskussion
hier jetzt nicht eröffnet werden soll, sind
es nicht.

Bernd Meyer
Der Autor war bis zum Schuljahr 2009/2010 Lei-
ter des gesellschaftswissenschaftlichen Auf-
gabenfeldes an einem Kasseler Gymnasium.

DAS  NEUE  FUNKKOLLEG

Mensch und Klima
- Wetter im Wandel
Das neue Funkkolleg startet am Sams-
tag, dem 30. Oktober, um 9.25 Uhr in
hr2-kultur. Alle Sendungen können
nach Ausstrahlung in hr2-kultur als
Podcast und Download auch zeitunab-
hängig angehört werden und stehen
Schulen und anderen Bildungsein-
richtungen als Unterrichtsmaterial zur
Verfügung.

Das Funkkolleg „Mensch und Kli-
ma“ spannt in 26 Halbstundensendun-
gen einen Bogen von den menschen-
gemachten Klimaänderungen der
Gegenwart zu den Folgen der Klima-
änderungen in früheren Erdepochen
und fragt nach den Strategien, den
von Menschen gemachten Klimawan-
del zu stoppen.

Das Begleitbuch „Wetter im Wandel“
erscheint im Oktober 2010 im Jonas-
Verlag. Das Funkkolleg richtet sich
• an alle, die sich solide und allge-
meinverständlich über den neusten
Stand der Forschung informieren wol-
len,
• an Lehrerinnen und Lehrer für die
naturwissenschaftlichen Fächer und für
Ethik sowie an Erzieherinnen und Erzie-
her, die sich gezielt fortbilden wollen,
• an Schülerinnen und Schüler, die
Teile des Funkkollegs als besondere
Lernleistung oder für Präsentationen
nutzen möchten, und an Studierende
aller Fachrichtungen.

Das Funkkolleg ist beim Institut für Qualitäts-
entwicklung akkreditiert (40 Punkte). Ein
Zertifikat als Nachweis der aktiven Teilnah-
me kann auf Basis einer Online-Klausur und
einer Präsenz-Klausur bei den Volkshoch-
schulen erworben werden. Weitere Informa-
tionen unter www.funkkolleg.de

Die ersten Sendungen
Samstag 9.25-9.55 Uhr, hr2-kultur
• Was ist gutes Wetter? (30.10.)
• Paläoklima: Als Hessen am Äqua-
tor lag (6.11.)
• Der aufrechte Gang: Wie Klimaän-
derungen den Weg zum Menschen
ebneten (13.11.)
• Eiszeit: Ursachen und Folgen für
Menschen, Tiere und Pflanzen (20.11.)
• Wetternachhersage: Wie man die
Witterung vergangener Jahrhunderte
rekonstruiert (27.11.)
• Die Klimaforscher – eine verschwo-
rene Gemeinschaft? (4.12.)
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Mit Interesse haben wir den Beitrag
von Prof. Dr. Eveline Gutzwiller-Hel-
fenfinger zu Alternativen zum Referen-
dariat zur Kenntnis genommen (HLZ
7-8/2010, S. 25 ff.). Die Analyse im
Beitrag zu den besonderen Anforde-
rungen in der Berufseinstiegsphase
im Sinne der Erweiterung über unter-
richtliche Tätigkeiten hinaus ist rich-
tungweisend. Gerade insofern ist je-
doch der Anspruch, eine Alternative
zur pädagogischen Ausbildung zu be-
schreiben, in mehrfacher Weise irre-
führend.

Im Beitrag wird nach wie vor davon
ausgegangen, dass nach den beschrie-
benen Aktivitäten eine Staatsprüfung
abzulegen ist. Damit konterkariert die
Autorin den Begriff des Berufseinstiegs.
Gerade die treffende Beschreibung der
Situation junger Lehrkräfte (1) verdeut-
licht, dass der Status einer in Ausbil-
dung befindlichen Lehrkraft eben an-
ders ist, als der derjenigen, die sich im
Berufseinstieg befindet. Aus unserer
Sicht wird hier nicht eine Alternative,
sondern eine Umgestaltung der pädago-
gischen Ausbildung beschrieben.

Innerhalb einer Ausbildung, an de-
ren Ende eine zertifizierende Prüfung
steht, zeigt die Erfahrung, dass die
meisten angehenden Lehrkräfte eher
nach den Bedingungen fragen, unter
denen die Prüfung bestanden werden
kann, als nach den Bedingungen, die
den eigenen Arbeitsplatz im Sinne der
Schülerinnen und Schüler fokussieren.
Innerhalb eines tatsächlichen Berufs-
einstiegs ist dagegen insofern eine Be-
freiung aus abhängigen Ausbildungs-
verhältnissen zu konstatieren, als die
junge Lehrkraft ohne Blick auf eine
Prüfungssituation eigene Entscheidun-
gen treffen kann und muss, deren Fol-
gen in Unterricht und Schule und nicht
im Hinblick auf eine Prüfung wirksam
werden. Insofern muss Ausbildung Aus-
bildung bleiben und eine Begleitung
im Berufseinstieg darf nicht mit einem
Berechtigungsnachweis abgeschlossen
werden.

Unsere Arbeit mit jungen Lehrkräf-
ten zeigt, dass auch nach einem durch
die zweite Staatsprüfung zertifizierten
Einstieg in das Berufsleben die Beglei-
tung bzw. Einführung in die neue Ar-

Alternativen zum Referendariat
Eine Replik auf Professorin Gutzwiller-Helfenfinger

beitsumgebung staatlicherseits sinnvoll
und qualitätssteigernd ist, wenn denn
der Staat und Dienstherr sich im Rah-
men des lebenslangen Lernens für die
gesamte Berufsbiografie seiner Lehr-
kräfte verantwortlich fühlt. Gerade im
Juni 2010 hat die EU-Bildungskommis-
sion ein Handbuch vorgestellt, das die
Notwendigkeit einer Einführung in den
Berufseinstieg festlegt und auch Bedin-
gungen und Strukturen anschaulich
beschreibt (2).

Hier in einer echten Berufseinstiegs-
begleitung haben die Studienseminare
eine doppelt ertragreiche Aufgabe. Zum
einen haben unsere Ausbilderinnen und
Ausbilder durch die Ausbildungsauf-
gaben einen übergreifenden Blick auf
schulische und unterrichtliche Prozes-
se und können junge Lehrkräfte schul-
übergreifend hilfreich begleiten. Zum
anderen erfahren wir so wesentlich mehr
über die praktischen Herausforderun-
gen im Schulalltag und können unsere
Ausbildungsprozesse kontinuierlich op-
timieren. Gerade aus dieser Überlegung
heraus plädieren wir für eine Berufsein-
stiegsbegleitung, die eben gerade nicht
Ersatz für eine praxisorientierte Aus-
bildungsphase ist, sondern genau in der
besonderen Situation des Berufsein-
stiegs passgenaue Weiterbildung nach
einer abgeschlossenen und zertifizier-
ten Ausbildung liefert.

Angesichts der anstehenden Schul-
entwicklungsaufgaben können sich
Schulleitungen, aber auch Mentoren,
deren Hauptaufgaben immer noch der
eigene Unterricht und die Schulent-
wicklung im Berufsalltag sind, über
mangelnde Arbeit nicht beklagen. Die
Verlagerung der Ausbildung in die
Schulen, wie von Gutzwiller-Helfen-
finger vorgeschlagen, müsste daher mit
der Zuweisung von zeitlichen Ressour-
cen, aber auch mit entsprechenden
Qualifizierungsmaßnahmen einherge-
hen. Ob dies auf dem gleichen Qualitäts-
niveau geschehen kann wie im bisheri-
gen System, in dem die Studienseminare
für die Ausbildung verantwortlich sind,
bleibt zu diskutieren.

Offen bleibt auch, wie die Aus-
bildungsqualität insgesamt garantiert
werden kann, wenn die Hauptverant-
wortung der Ausbildung an die Schulen

abgegeben und somit dezentralisiert
wird. Diese staatliche Aufgabe ohne
Not abzutreten wird der historischen
Bedeutung und dem volkswirtschaftli-
chen Nutzen einer zentralen Verant-
wortung für Bildungsprozesse nicht
gerecht. Ansonsten erfindet sich Schu-
le immer nur selber und läuft Gefahr,
individuellen Interessen verhaftet zu
bleiben.

Zweifelhaft ist generell, wieso ein
erfolgreiches System verändert wer-
den soll, wenn das Problem des Berufs-
einstiegs doch auch mit einer an das
Referendariat anschließenden Beglei-
tung im „Berufseinstieg“ gelöst werden
kann. Mit einer systematischen Beglei-
tung im Berufseinstieg für eigenver-
antwortliche Lehrkräfte könnte zu-
nächst die Innovationskraft über die
Zeit der Ausbildung hinaus verlängert
werden. Zusätzlich würde ein Prozess
in den Schulen unterstützt, die Unter-
richts- und Schulentwicklung durch
eigene Vorstellungen zu prägen. Das
wäre ein Entwicklungsmoment für die
Schulen. Hier sind die Forderungen im
Handbuch der EU-Kommission, eine
Begleitung in beruflicher, sozialer und
persönlicher Dimension zu konzipie-
ren, durchaus wegweisend.

Daneben ergäbe eine solche Beglei-
tung eben auch qualitätssteigernde Im-
pulse in die Lehrerausbildung. Der
Anschluss an die lebenslange Weiter-
bildung wäre geschafft, und unsere
Schülerinnen und Schüler könnten hof-
fen, von Lehrkräften ausgebildet zu
werden, die sie auf die Herausforde-
rungen in allen Berufen und in der
Gesellschaft vorbereiten würden.
Gunnar Dussa und Martin Tetzner
Gunnar Dussa ist Fachleiter am Studienseminar
für berufliche Schulen Frankfurt, Martin
Tetzner dessen stellvertretender Leiter.

(1) Der Terminus „junge Lehrkräfte“ bezieht
sich hier nicht auf deren Lebensalter, sondern
auf die Tatsache, dass sie Anfänger in der Pro-
fession der (verbeamteten) Lehrkraft sind. Im
Einzelfall kann das Lebensalter dieser Perso-
nen durchaus 50 Jahre und mehr betragen.
(2) Europäische Kommission, Directorate-Ge-
neral for Education and Culture, SEK (2010)
538: Entwicklung kohärenter und systemweiter
Einführungsprogramme für Junglehrer - Hand-
buch für politische Entscheidungsträger
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Studieren ohne Abitur
Werkstattgespräch über Studium für beruflich Qualifizierte

Zum Thema „Studieren ohne Abitur“
fand am 27. August ein Werkstatt-
gespräch der Kooperationsstelle Hoch-
schulen und Gewerkschaften Frank-
furt-Rhein-Main, der DGB-Region
Frankfurt-Rhein-Main und der GEW-
Fachgruppe Hochschule und For-
schung statt. Impulsgeber war das An-
fang 2010 vorgestellte Leitbild „Demo-
kratische und Soziale Hochschule“ der
Hans Böckler Stiftung (HLZ 5/2010).

Vertreterinnen und Vertreter der
Hochschule RheinMain (Wiesbaden,
Rüsselsheim, Geisenheim), der Goethe-
Universität Frankfurt, der Uni Marburg,
der Industrie- und Handelskammer
(IHK), von IG Metall und GEW und aus
den berufsbildenden Schulen der Regi-
on diskutierten Chancen und Probleme
eines nachholenden Bildungsaufstiegs
für beruflich Qualifizierte.

Inputs zu dem komplexen Themen-
feld Dritter Bildungsweg gaben Kolle-
gin Karla Kamps-Haller, Leiterin des
Instituts Weiterbildung im Beruf der
Hochschule RheinMain (iwib), und Dr.
Walburga Freitag von der Hochschul-
Informations-System-GmbH (HIS) aus
Hannover.

Im März 2009 einigten sich die
Bundesländer auf einheitliche Rege-
lungen zum Studium für Berufstätige
ohne Abitur. Details regelt die „Verord-
nung über den Zugang beruflich Quali-
fizierter zu den Hochschulen im Lande
Hessen“ vom 7. Juli 2010.

Bisher gibt es an deutschen Hoch-
schulen rund 20.000 Studierende ohne
Abitur (Wintersemester 2007/2008),
das waren 1,01 % aller Studierenden. In
Hessen waren es immerhin 1,63 %, bei
den Studienanfängern sogar 1,94 %.
Damit lag Hessen auf Rang 2 aller
Bundesländer. Die individuellen Bil-
dungsbiographien dieser Studierenden
sind sehr heterogen und zeigen den
Abschluss einer beruflichen Ausbil-
dung mit mehrjähriger Berufspraxis
genauso wie den Meisterbrief, den
Abschluss der Technikerschule, von
Fachschulen für Erzieherinnen oder für
das Gesundheitswesen.

Die Teilnehmerinnen und Teilneh-
mer des Werkstattgespräches waren sich
einig, dass eine größere Durchlässig-

keit des Bildungssystems und die Ver-
besserung der Zugänge zu Hochschul-
studiengängen eine Schlüsselrolle in
der europäischen und deutschen
Bildungs- und Arbeitsmarktpolitik
spielen. Eine Erhöhung der Studie-
rendenquote ist für die gesellschaftli-
che und ökonomische Perspektive der
Republik von großer Wichtigkeit. Auch
deshalb müssen die Bedingungen an
Hochschulen für Menschen ohne Abi-
tur verbessert werden.

Die regionalen Hochschulen sind
ungenügend auf diese Studierenden
„neuen Typs“ vorbereitet. Spezielle Be-
gleit- und Unterstützungsangebote gibt
es bisher kaum. Hierin liegt auch eine
Herausforderung für die wissenschaft-
liche Weiterbildung.

Die Hochschule RheinMain bietet in
Rüsselsheim seit vielen Jahren erfolg-
reich berufsintegrierte Studiengänge
(BIS) für Maschinenbau und Elektrotech-
nik berufsbegleitend für Menschen ohne
Abitur mit Meisterbrief oder Techniker-
ausbildung an. Die Goethe-Universität
hat durch einen Beschluss ihrer Gremien
die Aufnahme beruflich Qualifizierter
abgelehnt, weil deren Studium dem ver-
meintlichen Exzellenzcharakter der Stif-
tungshochschule abträglich sein könnte.
Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer des
Werkstattgespräches sahen aber gerade
in der Öffnung der Hochschulen und in
der Verbesserung der Zugänge für Stu-
dierende ohne Abitur ein Exzellenz-
merkmal der Hochschule.

Die komplizierte „Äquivalenzdebat-
te“ über die Anerkennung beruflicher
Qualifikationen und die Vergleichbar-
keit mit dem Abitur konnte in dem
Werkstattgespräch nur angerissen wer-
den. Als Teilergebnisse lassen sich fest-
halten:
• Die Öffnung der Hochschulen für
Studierende ohne Abitur ist ein ele-
mentarer Baustein zur Chancengleich-
heit.
• Die Hochschulen müssen besondere
Informations- und Beratungsangebote
für potenzielle Studentinnen und Stu-
denten ohne Abitur bereitstellen sowie
spezifische Supportangebote entwickeln.
• Die klassischen Studienangebote
sind grundständig und als Vollzeitstu-

dium konzipiert. Sie sind in Form und
Struktur für beruflich Qualifizierte we-
nig attraktiv. Die Hochschulen müssen
flexible, berufsbegleitende Studiengän-
ge anbieten und dabei aktiv die Interes-
sen der potenziellen Studentinnen und
Studenten ohne Abitur erkunden und
berücksichtigen. Dabei sollten die alten
Traditionen der Exklusivität aufgege-
ben werden.
• Die Möglichkeiten zur Anrechnung
individuell beruflich erworbener Kom-
petenzen sind noch unterentwickelt.
• Angebote der wissenschaftlichen
Weiterbildung an Hochschulen sind
nicht hinreichend auf Studierwillige
ohne Abitur ausgerichtet und mit den
Studiengängen nicht genügend ver-
zahnt.
• Die Finanzierung des Studiums ist
für Studierende des Dritten Bildungs-
wegs von besonderer Bedeutung. Die
bisherigen Regelungen zum BAföG
(z. B. Altersbegrenzungen) verstärken
eher die Studierabstinenz beruflich
Qualifizierter.
• Akteurinnen und Akteure aus den
Bereichen allgemeiner, beruflicher und
hochschulischer Bildung sollten ge-
meinsame Perspektiven im Hinblick auf
Durchlässigkeit und Nachfrageorien-
tierung entwickeln. Eine Projektidee
war, Studierende für Beratung und Auf-
klärung in Betrieben und beruflichen
Schulen zu gewinnen.

Mit dem Werkstattgespräch der
Kooperationsstelle ist eine regionale
Plattform für die hochschul- und bil-
dungspolitische Debatte entstanden. Zu
diesem Thema wollen wir mit den Im-
pulsen des ersten Werkstattgesprächs
weitere Interessierte erreichen. Neben
den hochschulpolitisch und allgemein
bildungspolitisch Interessierten hoffen
wir, Verantwortliche und Akteure der
beruflichen Bildung für das Thema Drit-
ter Bildungsweg – Studieren ohne Ab-
itur zu gewinnen.

Karla Kamp-Haller, Josef Hoormann

• weitere Informationen und Literaturhinweise:
www.kooperationsstelle-frankfurt-rhein-main.de
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An mehr als zwei Dutzend öffentlichen
Hochschulen dieses Landes wird, von
der Öffentlichkeit weitgehend unbe-
merkt, Forschung für den Krieg betrie-
ben (1). In den natur- und ingenieur-
wissenschaftlichen Fakultäten ist die
Rüstungsforschung längst zu Hause.
An der Uni Stuttgart werden Diplom-
arbeiten zur Stabilisierung von Ge-
schossprojektilen beworben und das
Institut für Nachrichtentechnik an der
Uni Karlsruhe erforscht die Heeres-
kommunikation für den Interventions-
krieg von morgen.

Die finanzielle Austrocknung der
Hochschulen und die Drittmittelorien-
tierung lassen dabei die letzten Vorbe-
halte schwinden. „Wenn ich gezwun-
gen bin, Drittmittel einzuwerben, muss
ich sehen, wo ich die herbekomme“,
erklärt Professor Jondral, Leiter des
Karlsruher Instituts für Nachrichten-
technik (2).

Neben der Vergabe von Forschungs-
aufträgen durch das Bundesverteidi-
gungsministerium (BMVg) wird in den
letzten Jahren die direkte Kooperation
zwischen Rüstungskonzernen und den
Hochschulen vorangetrieben. Im Celler
Appell „Wirtschaft und Politik an der
Seite der Bundeswehr“ hatten Commerz-
bank und BMVg bereits 2008 erklärt,
sie wollten
„aktiv darauf hinwirken, dass der
sicherheitspolitische Dialog auch in For-
schung und Lehre, insbesondere an unseren
Hochschulen, gestärkt wird, durch die Ein-
richtung von Stiftungsprofessuren und durch
einen dauerhaften, praxisorientierten und
wissenschaftlichen Austausch zwischen
Wirtschaft und Bundeswehr.“ (3)

Rüstungsforschung in Frankfurt,
Wehrmedizin in Gießen
Ganz in diesem Sinne wurde im März
2010 an der TU München ein „EADS-
Stiftungslehrstuhl für Hubschrauber-
technologie“ geschaffen. Die Finanzie-
rung „des europaweit einzigartigen
Lehrstuhls“ hat die Firma Eurocopter
Deutschland, Tochter des Rüstungskon-
zerns EADS und einer der weltweit
größten Hersteller für Militärhelikop-
ter, übernommen (4).

So verbreitet diese Kooperationen
sind, so intransparent bleiben sie im
Einzelnen. Es gilt weiterhin die Devise:
„Es wird auf dieser Ebene nichts geheim
gehalten. Es wird nur nichts mitgeteilt –
das aber gründlich“. (5) Dementspre-
chend stellte die Hessische Landesre-
gierung im Juni 2009 einerseits klar:
„Die Goethe-Universität Frankfurt führt
wehr- und sicherheitstechnische For-
schungen durch.“ (6)
Gleichzeitig gibt sie auf die Nachfrage,
welche Hochschulen seit 2000 Dritt-
mittelzuwendungen des BMVg oder
von Rüstungskonzernen erhalten hät-
ten, eine ausweichende Antwort:
„Bei der Goethe-Universität Frankfurt be-
stehen und bestanden verschiedene For-
schungsprojekte, die von Konzernen an ver-
schiedene Fachbereiche vergeben wurden.
Eine detaillierte Aufschlüsselung ist nach
Aussage der Universität wegen fehlender
Auswertungsmöglichkeiten in der Dritt-
mittelstatistik wie auch wegen der unpräzi-
sen Fragestellung nicht möglich.“ (7)

Neben der Rüstungsforschung wird ein
erheblicher Anteil der Forschungsgel-
der des BMVg für medizinische Unter-
suchungen ausgegeben. Offiziell ver-
gab das Ministerium von 2000 bis 2007
für über 20 Millionen Euro wehr-
medizinische Projekte an 36 Hochschu-
len (8). Beispielsweise wurde an der Uni
Gießen in zwei Projekten die „Neu-
bewertung des Hörschaden-Risikos für
Knalle, Explosionen und Dauerlärm“
sowie die „Entwicklung und Prüfung
chemischer Verfahren zur Desinfektion
von Bodenflächen und Fahrzeugen un-
ter Feldbedingungen“ erforscht (9).

Goodbye Friedensforschung
Die Kriegsforschung ist jedoch keines-
falls auf die Natur- und Ingenieurs-
fächer beschränkt. Seitdem die Bundes-
wehr vom Hindukusch bis zum Balkan
eingesetzt wird, besteht der zunehmen-
de Bedarf, aktuelle und zukünftige mi-
litärische Interventionen und Okkupa-
tionen nicht nur propagandistisch zu
legitimieren, sondern mit dem Ziel zu
untersuchen, Kriege und Besetzungen
effektiver zu gestalten. An der Univer-

sität Oldenburg werden, in Kooperation
mit den Unis Marburg und Potsdam,
„die sozialen Auswirkungen von mili-
tärisch gestützten humanitären Inter-
ventionen“ (10) erforscht. Der Sprecher
der Forschungsstelle Professor Daxner
konnte nach dem Angriffskrieg auf Ju-
goslawien als Mitarbeiter der Kosovo-
Behörde UNMIK bereits praktische
Besatzungserfahrungen sammeln. Der
offizielle Name seines Forschungsver-
bands lautet „Arbeitsstelle Interven-
tionskultur“.

An der Universität Potsdam wurde
im Jahr 2007 unter massiven Protesten
von Studierenden der Masterstudien-
gang „Military Studies“ eingerichtet.
Beteiligt sind unter anderem das Militär-
geschichtliche Forschungsamt und das
Sozialwissenschaftliche Institut der
Bundeswehr. „Qualifizierte Studieren-
de können im Laufe von vier Semestern
die Themenfelder Militär, Krieg und
organisierte Gewalt studieren“, heißt es
in der Selbstdarstellung (11). Die taz
titelte: „Diplom-Feldherr in vier Semes-
tern“ (12).

Heftige Auseinandersetzungen gab
es auch um den an der FU Berlin behei-
mateten Sonderforschungsbereich „Go-
vernance in Räumen begrenzter Staat-
lichkeit“, der sich um „zerfallende Staa-
ten“, die Lehren aus der Kolonialpolitik
und interkulturelle Einsatzkompeten-
zen sorgt. Erforscht wird dabei „nicht
nur das Aufstandspotential Afghanis-
tans, sondern auch Neuköllns“ (13).

Wessen Sicherheit?
Daher ist es nur konsequent, dass 2007
ein riesiges EU-weites Sicherheits-
forschungsprogramm ins Leben geru-
fen wurde, für das alleine das Bundes-
forschungsministerium 123 Millionen
Euro zur Verfügung stellt (14). Im De-
zember 2009 legte das Europäische
Sicherheitsforum seinen Bericht vor.
Was bedroht demnach die Sicherheit
Deutschlands und Europas? Neben dem
internationalen Terrorismus und der
organisierten Kriminalität warnt der
Bericht unter anderem vor der „Radi-
kalisierung bestimmter Bevölkerungs-
gruppen“. Explizit genannt werden

Forschen für den Krieg?
Der Widerstand an den Hochschulen wächst
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Arme, Migranten und Studierende (15).
Dann werden Strategien gefordert, um
der „Radikalisierung speziell in den
Hochschulen“ entgegenzutreten. Dazu
müsse erforscht werden, so der Bericht,
„wie weit politischer Aktivismus gehen
kann und soll“ (16).

Während gleichzeitig an der Grund-
ausstattung der Hochschulen massiv
gespart wird, sind hier mehr als genug
Mittel vorhanden, um einerseits zu er-
forschen, inwieweit Studierende und
andere gesellschaftliche Gruppen poli-
tisch aktiv sein dürfen, und anderer-
seits, welche technischen Grundlagen
gegebenenfalls für Überwachung und
Repression gebraucht werden. Sowohl
die TU Darmstadt als auch die Uni
Frankfurt sind derzeit mit jeweils zwei
Projekten daran beteiligt.

Das Sicherheitsforschungsprogramm
ist dabei nicht von der offenen Militär-
forschung zu trennen, wie ein Beschluss
des ver.di-Bundeskongresses 2007 zu
Recht festhält:

„Dieses Programm folgt dem Muster des
Konzeptes der ‚vernetzten Sicherheit‘, das
ein Deckmantel für die gezielte Vermischung
von militärischen und zivilen Zwecken und
Mitteln ist. Damit soll eine umfassende
Militarisierung aller innen- und außenpoli-
tischen Tätigkeitsbereiche durchgesetzt wer-
den. Das muss auch vor dem Hintergrund der
deutschen Geschichte verhindert werden.“
(17)

Widerstand und Zivilklausel
Bundesweit beginnt sich inzwischen
Widerstand gegen die Militarisierung
der Hochschulen zu regen. In Karlsruhe
forderten Betriebsrat, Gewerkschaften
und Studierende eine Zivilklausel an-
lässlich des Zusammenschlusses von
Uni und Forschungszentrum zum
„Karlsruhe Institute of Technology“
(KIT). In einer Urabstimmung votierten
63 % der Studierenden dafür, die Klau-
sel „Das KIT verfolgt nur friedliche
Zwecke“ in das KIT-Gesetz zu überneh-
men. Das vorläufige Ergebnis des Pro-
tests ist, dass die Zivilklausel für den
Campus Nord, auf dem das ehemalige
Forschungszentrum steht, bestehen
bleibt, während sie absurderweise für
den Südteil, das Universitätsgelände,
weiterhin nicht gilt. Ein erster Erfolg
lässt sich jedoch aus der Uni Tübingen
vermelden. Dort beschloss der Senat
letztes Jahr eine Zivilklausel, während
Studierende begannen aktiv gegen die
Militarisierung ihrer Hochschule vor-
zugehen.

Als GEW-Studierendengruppe Frank-
furt organisierten wir am 30. Juni 2010
eine Veranstaltung mit dem Titel „Stoppt
Kriegsforschung an den Hochschulen –
Bundeswehr raus aus den Schulen“, die
mit mehr als 200 Zuhörerinnen und
Zuhörern außerordentlich gut besucht
war. Erster Redner des Abends war der
Politologe Peer Heinelt, der die Kriegs-
forschung in den Zusammenhang der
fortschreitenden Militarisierung der
Gesellschaft stellte. Dietrich Schulze,
ehemaliger Betriebsratsvorsitzender des
Forschungszentrums Karlsruhe, schil-
derte anschaulich den Kampf für eine
Zivilklausel am KIT. Die stellvertretende
GEW-Landesvorsitzende Karola Stötzel
berichtete, wie die Bundeswehr mit
Jugendoffizieren Einfluss auf Unter-
richtsthemen sowie die Ausbildung der
Lehrkräfte und der Schülerinnen und
Schüler nimmt. Durch Kooperations-
verträge zwischen den Kultusministeri-
en und den zuständigen Wehrbereichs-
kommandos soll der Bundeswehr der
Zugang zur Schule und zur  Referendar-
ausbildung weiter erleichtert werden
(18). Fünf Bundesländer haben bereits
solche Verträge geschlossen, in Hessen
steht der Abschluss wohl unmittelbar
bevor. Eine Broschüre mit allen Refera-
ten der Veranstaltung am 30. Juni wird
in Kürze vom Landesausschuss der Stu-
dentinnen und Studenten (LASS) in
Hessen herausgegeben und kann dort
bestellt werden.

Um weitere Aktivitäten gegen die
Militarisierung der Hochschulen und für
Zivilklauseln zu koordinieren und zu
diskutieren, ist eine hessenweite Tagung
„Kriegsforschung oder Zivilklausel?“ für
den 20. November in Frankfurt geplant.
Wer Interesse hat, kann sich unter
zivilklausel@yahoo.de oder antimilffm.
blogsport.de informieren.

GEW-Studierendengruppe Frankfurt/Main

(1) Betrachtet man die letzten 10 Jahre, waren
über 60 Hochschulen und angegliederte Insti-
tute beteiligt (vgl. Sarah Nagel, IMI-Studie, Nr.
7/2009, S.4 und Bundestag, Drucksache 16/
10156)
(2) zitiert nach Tagesspiegel, 6.4.2009
(3) www.bmvg.de. Suche: Celler Appell
(4) portal.mytum.de/pressestelle/pressemitteilun-
gen/news_article.2010-03-02.8268739046
(5) Rainer Rilling, Geschäftsführer des BdWi
1988, zit. nach Nagel (2009), S.1
(6) Hessischer Landtag, Drucksache 18/146
(7) ebenda
(8) Bundestag, Drucksache 16/10156
(9) Bundestag, Drucksache 16/13848
(10) www.interventionskultur.uni-oldenburg.de/
index.html
(11) www.militarystudies.de
(12) taz, 11.10.2007
(13) taz, 8.2.2010
(14) www.bmbf.de. Suche: Forschung für zi-
vile Sicherheit
(15) ESRIF, Final Report, S. 51, www.esrif.eu
(16) ebenda, S. 236f.
(17) ver.di-Bundeskongress 2007, Beschluss
A 074
(18) HLZ 7-8/2010, S. 18f.
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Befinden sich Lehrkräfte auf der Insel
der Seligen? Halbtagsjob, immer nette
Leute um sich und doppelt so viel Urlaub
wie andere Menschen? So sieht uns
zumindest der Chefjurist im Staatlichen
Schulamt Frankfurt, der die „Insel der
Seligen“ während einer Debatte im Ge-
samtpersonalrat zur Sprache brachte.

In Wahrheit hatten zum Schuljahres-
ende 2009 nur 241 von 3.307 ausschei-
denden Lehrkräften das Regel-Pen-
sionsalter von 65 Jahren erreicht: ein
Skandal, wenn man bedenkt, dass CDU
und FDP das Pensionseintrittsalter auf
67 Jahre erhöhen wollen. Und das,
obwohl trotz Altersteilzeit im Schuljahr
2007/08 21 % durch Tod oder Krank-
heit vorzeitig ausschieden. Höchste Zeit,
dass wir auch einmal die eigene Ge-
sundheit in den Blick nehmen!

Die GEW hat in der Nachfolge eines
inzwischen veralteten gleichlautenden
Heftes eine Broschüre „Arbeits- und Ge-
sundheitsschutz“ herausgebracht, die
sich an interessierte Kolleginnen und
Kollegen, vor allem aber auch an Perso-
nalräte wendet.

Laut Arbeitsschutzgesetz hat der Ar-
beitgeber Vorkehrungen für die Ge-
sundheit der Beschäftigten zu treffen. Er
hat Gefährdungen zu ermitteln und auf

Auf der Insel der Seligen?
Neue GEW-Broschüre zum Thema Arbeits- und Gesundheitsschutz in Schulen

ihre Beseitigung hinzuwirken. Für die
Schulen übernimmt laut Erlass die
Schulleitung die Arbeitgeberfunktion.
Es stellt sich die Frage, ob schon alle
Schulleiterinnen und Schuleiter erkannt
haben, welch hohe Verantwortung ih-
nen mit diesen Bestimmungen aufge-
bürdet wurde. Jedenfalls ist landauf,
landab nicht zu erkennen, dass das An-
liegen des Arbeitsschutzes von den ver-
schiedenen Verwaltungsebenen mit be-
sonderem Engagement verfolgt würde.
Dabei gilt das Arbeitsschutzgesetz schon
seit 1996 und ein – inzwischen überar-
beiteter – Erlass für die Schulen immer-
hin seit 2002. Dieselbe Kultusbürokratie
zeigt bei anderen Vorhaben weit mehr
Power, selbst wenn es – wie beim Start
des Quereinsteiger-Programms im Som-
mer 2008 noch nicht einmal eine gültige
Rechtsgrundlage gibt.

Vom Bohren dicker Bretter
Die Beiträge und Materialien der Bro-
schüre dokumentieren, dass der Weg zu
einem besseren Arbeits- und Gesund-
heitsschutz steinig ist. Wer gegen Schad-
stoffe oder lange Nachhallzeiten in
Schulgebäuden vorgehen will, stößt auf
Widerstände der Schulträger. Aber Kol-
leginnen und Kollegen haben auch Er-
folge erzielt, weil sie in ihrem Bemühen
um gesunde Arbeitsumgebung nicht
nachließen.

Überhaupt soll die Broschüre die
Menschen ermutigen, das, was sie quält,
aktiv anzupacken, mit Unterstützung
all jener Institutionen, die für den Ar-
beitsschutz zuständig sind, auch wenn
beim Arbeitsschutz dicke Bretter zu
bohren sind.

Das Heft enthält viele Anregungen
für Personalräte, wie sie das Anliegen
des Gesundheitsschutzes in den Schu-
len vorantreiben können. Bei Schulbe-
gehungen oder anstehenden Bau- und
Sanierungsmaßnahmen sollten die Per-
sonalräte die Anliegen der Kolleginnen
und Kollegen einbringen und einfor-
dern. Es zeigt auf, wie Personalräte
initiativ werden können, um eine Ände-
rung der Umstände anzustoßen. Im Hin-
blick auf Belastungen im psychischen
Bereich enthält das Heft den „Frankfur-

ter Fragebogen“ zur Gefährdungs-
analyse, der von den Gesamtpersonal-
räten an vielen anderen Schulämtern,
teilweise leicht abgeändert, übernom-
men wurde. Für diesen Fragebogen wird
seit Sommer 2010 auf der Homepage
des Hessischen Kultusministeriums
(„Schule und Gesundheit“) eine Online-
Auswertung angeboten.

In einem Extrakapitel werden Mög-
lichkeiten eines Nachteilsausgleichs für
schwerbehinderte und gesundheitlich
beeinträchtigte Kolleginnen und Kolle-
gen dargestellt.

Bei vielen Fragestellungen aus dem
Gesundheitsschutz ist es wichtig zu
wissen, bei welchen Institutionen man
sich Unterstützung holen kann. Die Bro-
schüre gibt hierüber Auskunft und
nennt die entsprechenden Adressen und
Telefonnummern. Dazu kommt eine
Fülle von Links zu weiterführenden
Organisationen oder Webseiten.

Im Anlageteil finden sich die An-
sprechpersonen in den Gesamtperso-
nalräten und die Verantwortlichen in
den Schulämtern und beim Medical
Airport Service und alle einschlägigen
Rechtsgrundlagen. Ein gewerkschaftli-
cher Teil fordert die Kollegien zu offen-
sivem Verhalten in Bezug auf die Be-
wahrung ihrer Gesundheit auf.

Die Broschüre enthält als Anlage
eine CD mit weiterführenden Texten
und Vorschriften (Unfallverhütungs-
vorschriften, Musterdienstvereinbarun-
gen zu Mobbing und Umgang mit Sucht,
die Integrationsrichtlinien und -verein-
barung für Schwerbehinderte sowie die
bestehenden Vorschriften zum Schutz
von Schwangeren).

Wir wünschen uns, dass die Kollegin-
nen und Kollegen in den Schulen die
Broschüre als Ermunterung verstehen,
für bessere Bedingungen an ihren Ar-
beitsplätzen zu sorgen. Wir wünschen
aber auch, dass Schulleitungen und
Schulaufsichtsbeamte das Thema Arbeits-
schutz mehr in ihren Fokus nehmen.
Marianne Friemelt

Die Broschüre kann bei der Landesgeschäftsstelle
der GEW angefordert werden (info@gew-
hessen.de) und geht allen GEW-Vertrauensleuten
zu.
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In einem durch die GEW geführten
Musterverfahren hat das Bundesver-
fassungsgericht mit Beschluss vom
27. 7. 2010 (2 BvR 616/09) entschie-
den, dass der im Beamtenversorgungs-
recht enthaltene Versorgungsabschlag
auch in den Fällen des vorzeitigen
Ruhestandes wegen Dienstunfähigkeit
verfassungsrechtlich nicht zu bean-
standen sei.

Zur Begründung führt das Gericht
im Wesentlichen aus, dass der Gesetz-
geber bei der Gestaltung der beamten-
versorgungsrechtlichen Regelungen ei-
nen weiten politischen Ermessensspiel-
raum habe, innerhalb dessen er die
Versorgung der Beamten den besonde-
ren Gegebenheiten, den tatsächlichen
Notwendigkeiten sowie der fortschrei-
tenden Entwicklung anpassen und ver-
schiedene Gesichtspunkte berücksich-
tigen könne. Dabei müsse jede gesetzli-
che Regelung generalisieren und
enthalte daher auch unvermeidbare
Härten. Der Verfassung sei kein Auftrag
zu entnehmen, zwischen den Fällen des
freiwilligen antragsabhängigen Ruhe-
stands und des unfreiwilligen vorzeiti-
gen Ruhestands aus gesundheitlichen
Gründen zu unterscheiden.

Dies gilt für alle Beamtinnen und
Beamten, die aus gesundheitlichen
Gründen in den Ruhestand versetzt
werden, es sei denn, die Dienstunfähig-
keit beruht auf einen Dienstunfall. Mit
der im Rahmen der Verfassungsbe-
schwerde aufgeworfenen Frage,  ob es
nicht besondere Regelungen für
schwerbehinderte Beamtinnen und Be-
amte geben muss, die vorzeitig wegen
Dienstunfähigkeit pensioniert werden,
hat sich das Gericht nicht befasst. Einen
Grund zur Differenzierung sieht das
Gericht hier offensichtlich nicht.

Auch wenn die Begründung des
Bundesverfassungsgerichts an vielen
Stellen nicht nachvollziehbar ist, wer-
den mit dieser Entscheidung die seit
Einführung der Versorgungsabschläge
vor mehr als einem Jahrzehnt geführ-
ten rechtlichen Auseinandersetzungen
leider  nun endgültig zu Ungunsten der
betroffenen Beamtinnen und Beamten
beendet. Ein weiterer Rechtsweg ist
nicht gegeben. Weitere Verfahren in
dieser Sache sind ohne Aussicht auf
Erfolg. Der Text der Entscheidung kann
im Mitgliederbereich unter www.gew-
hessen.de eingesehen werden.

Annette Loycke

Die GEW hat in ihren Informationen zur
Entscheidung des Bundesverfassungs-
gerichts (BVerfG) vom 6. 7. 2010
(2 BvL 13/09) darauf hingewiesen, dass
in allen Fällen, in denen für die Jahre ab
2007 noch keine bestandskräftigen Steu-
erbescheide vorliegen, kein unmittel-
barer Handlungsbedarf zur Sicherung
von Ansprüchen besteht (HLZ 9/2010).

Inzwischen hat das Bundesfinanz-
ministerium mit Erlass vom 13.8.2010
Hinweise zum weiteren Verfahren „bis
zum Inkrafttreten der gesetzlichen
Neuregelung“ an die Finanzämter ge-
geben. Bezüglich der Frage der Siche-
rung von Ansprüchen ergibt sich aus
diesem Erlass nichts Neues.

Die endgültige Klärung der Frage,
in welchem Umfang für die Zukunft
und die Vergangenheit Ansprüche in
Bezug auf die steuerliche Berücksich-
tigung des häuslichen Arbeitszimmers
gegeben sind, wird von der Entschei-
dung des Gesetzgebers abhängig ist.

Der Erlass ermächtigt jedoch die
Finanzämter, vorläufig, das heißt vor
einer endgültigen Entscheidung des
Gesetzgebers, einen Betrag bis zu 1.250
Euro als absetzbare Werbungskosten zu
berücksichtigen. Offensichtlich besteht

also von Seiten der Bundesregierung
die Absicht, mit einer vom BVerfG
geforderten gesetzlichen Neuregelung
den bis Ende 2006 bestehende Zustand
wieder herzustellen. Es ist derzeit wahr-
scheinlich, aber keineswegs sicher, dass
ein entsprechender Gesetzentwurf am
Ende der parlamentarischen Beratun-
gen genauso verabschiedet wird.

Insofern bleibt es zunächst bei unse-
rer Empfehlung, bis zur gesetzlichen
Neuregelung in Steuerklärungen, die in
dieser Zeit abgegeben werden, die Ab-
setzung der real entstandenen Kosten
zu beantragen. Sollte das Gesetz zu dem
genannten Pauschalbetrag zurückkeh-
ren, würde dies von Amts wegen von
den Finanzämtern berücksichtigt. Wer
für die Jahre 2007 und folgende Auf-
wendungen für ein häusliches Arbeits-
zimmer geltend gemacht hat, kann jetzt
einen vorläufigen Steuerbescheid unter
Berücksichtigung bis zu 1.250 Euro bei
den Finanzämtern beantragen und zur
Zahlung des sich daraus ergebenden
Erstattungsbetrages auffordern. Wer
jetzt nichts unternimmt, wird die Nach-
zahlungen nach Inkrafttreten des Geset-
zes „von Amts wegen“ erhalten.

Dr. Hartwig Schröder

Aus aktuellem Anlass müssen wir er-
neut vor einem dubiosen Service zur
Berechnung der Beamtenpension war-
nen. Unter dem Namen B/S/D (Beam-
ten/Service/Dienst) bieten alte Bekann-
te  gegen Entgelt eine Vorausberech-
nung der Pension an. Der Preis beträgt
in dem der GEW-Landesrechtsstelle
vorliegenden Fall 105,91 Euro. Dieses
Unternehmen hatte bereits 2003 unter
dem Namen Beamteninformations-
dienst  – Selbsthilfeorganisation für den
Öffentlichen Dienst e.V. Willich  seine
Dienste angeboten, damals noch für 49
Euro. Adressen und persönliche Daten
werden offensichtlich durch „Listen“ im
Lehrerzimmer abgefragt. Dann erfolgt ein
Anruf, um noch offene Daten abzufragen. 

Kostenlose Berechnungen von Pen-
sionsansprüchen führen das Regie-
rungspräsidium Kassel oder – für GEW-
Mitglieder – die   Bezirksverbände und
viele Kreisverbände der GEW durch.

Landesrechtsstelle der GEW

Im öffentlichen Dienst sind Anträge
grundsätzlich auf dem Dienstweg zu
stellen. Aus aktuellem Anlass weist
die Landesrechtsstelle darauf hin,
dass bei der Frage, zu welchem Zeit-
punkt ein Antrag gestellt wurde, nicht
entscheidend ist, wann ein Antrag auf
den Dienstweg gebracht wurde, son-
dern wann er bei der entscheidungs-
zuständigen Behörde eingegangen
ist. So ist zum Beispiel ein Antrag auf
Versetzung an eine andere Schule
nicht bereits „zugegangen“, wenn er
bei der Schulleitung abgegeben wur-
de, sondern erst, wenn er das Staatli-
che Schulamt erreicht hat. Verzögert
sich die Weiterleitung und wird da-
durch eine Frist versäumt, geht dies
grundsätzlich zu Lasten des Antrag-
stellers. Dies gilt auch bei Wider-
sprüchen gegen Bescheide der Be-
hörde, auch wenn diese auf dem
Dienstweg zu dem Beschäftigten ge-
langt sind.

Häusliches Arbeitszimmer für LehrkräftePensionierung
wegen Dienstunfähigkeit

Dubiose Pensionsberechnungen Dienstweg
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Überlastung an Schulen
Verwaltungsgerichte spielen den Ball an die Politik zurück

Hartwig Schröder, Leiter der Landesrechts-
stelle der GEW Hessen, kommentiert im
Folgenden zwei aktuelle Urteile des Verwal-
tungsgerichtes Gießen (VG) vom 19. März
2009 (Az 5 K 187/08.GI) und des Hessi-
schen Verwaltungsgerichtshofs (VGH) vom
20. Mai 2010 (Az. 1A 1686/09) zur Ar-
beitsbelastung von Beschäftigten an hessi-
schen Schulen.

In den vergangenen Jahrzehnten hat
die GEW wiederholt den Versuch unter-
nommen, – neben den in Permanenz
geführten politischen Auseinanderset-
zungen wegen der überhöhten Arbeits-
belastung von Lehrkräften – dieses The-
ma in geeigneten Fällen auch juristisch
aufzugreifen. Verfahren zur Überprü-
fung von Regelungen der Pflichtstun-
denverordnung haben wir zum Beispiel
eingeleitet, als in den der 1990er Jahren
die Pflichtstunden der Lehrkräfte er-
höht wurden, ohne dass eine Änderung
der allgemeinen Arbeitszeit für die Be-
schäftigten im öffentlichen Dienst ein-
getreten war.

Selbst bei drastischen Pflichtstun-
denerhöhungen (beispielsweise für
Lehrkräfte an Abendgymnasien um bis
zu fünf Stunden nach Streichung der
Pflichtstundenentlastung wegen des
„Dienstes zu ungünstigen Zeiten“) hat
die Rechtsprechung keinen Anspruch
auf Rücknahme dieser Arbeitszeit-
erhöhung gesehen. Trotz der erhöhten
zeitlichen Inanspruchnahme durch
Unterrichtsverpflichtungen bleibe ein
hinreichender Zeitpuffer bis zur Ober-
grenze der allgemeinen Arbeitszeitre-
gelung im öffentlichen Dienst.

Der Dienstherr habe bei der Bestim-
mung des insoweit erforderlichen Zeit-
rahmens einen weiten, gerichtlich nicht
überprüfbaren Gestaltungsspielraum.
Sei die Summe der im Prinzip anfallen-
den Aufgaben nicht im Rahmen des
vorgegebenen Zeitbudgets zu erledigen,
so hätten Lehrkräfte die Möglichkeit
(und seien hierzu auch berechtigt), Aufga-
ben nach Dringlichkeit zu ordnen und
gegebenenfalls bestimmte Aufgaben mit
geringerem Zeitaufwand wahrzuneh-
men. Soweit sich daraus unvermeidbar
Konsequenzen im Hinblick auf die Qua-
lität der Unterrichts- und Erziehungsar-
beit ergäben, sei dies hinzunehmen.

In dem Verfahren, zu dem die aktu-
ellen Entscheidungen des Verwaltungs-
gerichts Gießen (VG) und des hessi-
schen Verwaltungsgerichtshofes (VGH)
ergangen sind, ging es um die Arbeits-
zeit und die Arbeitsbelastung von
Schulleitungen. Der Schulleiter einer
hessischen Gesamtschule hatte geltend
gemacht, die von ihm zu erledigenden
Aufgaben seien in den letzten Jahren
derart angewachsen, dass sie unmög-
lich im Rahmen des durch die geltenden
Arbeitszeitvorschriften definierten Zeit-
budgets zu erledigen sind. Er hatte be-
antragt, seine Dienstpflichten so zu ge-
stalten, dass sie innerhalb der für ihn
geltenden jährlichen Gesamtarbeitszeit
zu leisten sein. Im Vorverfahren hatte er
insbesondere auch die Zuweisung zu-
sätzlichen Personals beantragt.

Erste Zweifel bei den Gerichten
Sowohl das VG Gießen als auch der
VGH haben die Klage abgewiesen, weil
sich aus den geltenden Arbeitszeitvor-
schriften ein zwingender individueller
Rechtsanspruch auf bestimmte Maß-
nahmen nicht herleiten lasse.

Nach der bisherigen Rechtsspre-
chung zur Lehrerarbeitszeit konnten
diese Entscheidungen nicht überra-
schen. Im Vergleich zu früheren Ent-
scheidungen zur „Lehrerarbeitszeit“
enthalten die Urteilsbegründungen je-
doch Ausführungen, aus denen deutlich
wird, dass beide Gerichte erhebliche
Zweifel daran haben, dass ihre formal
begründeten Entscheidungen dem real
existierenden Problem gerecht werden.

Überlastung unbestritten
Zunächst ist bemerkenswert, dass die
„Überlastung“ des klagenden Schullei-
ters in allen Stadien des Verfahrens
unstreitig war. Bereits im Wider-
spruchsverfahren hatte das Staatliche
Schulamt anerkannt, dass er die Ge-
samtheit der von ihm verlangten Auf-
gaben innerhalb der von ihm zu leisten-
den Arbeitszeit nicht erledigen könne.
Die Reaktion auf die Überlastungsan-
zeige des Schulleiters war jedoch von
atemberaubender Schlichtheit. Das

Schulamt empfahl ihm, er möge „kürzer
treten“, ohne zu konkretisieren, wie
dies praktisch zu bewerkstelligen sei.
Auch in beiden gerichtlichen Instanzen
blieb unstreitig, dass es tatsächlich aus-
geschlossen war, dass der Schulleiter
alle Aufgaben seines Amtes innerhalb
des Zeitraums der beamtenrechtlichen
Arbeitszeitregelung erbringen könne.
Unstrittig war auch, dass auch eine
Delegation von Aufgaben an andere
Schulleitungsmitglieder nicht in Be-
tracht kam, da diese ebenfalls mehr als
ausgelastet waren. Das VG bezweifelt
nicht, dass zwischen „der Zunahme der
Schulleitungsaufgaben einschließlich
deren zeitlichen Aufwandes“ und der
Entwicklung des Schulleitungsdeputats
ein klares Missverhältnis besteht. Es
spreche viel dafür,
„dass die in der Anzahl der Deputatsstunden
zum Ausdruck kommende Einschätzung des
zeitlichen Umfangs der Aufgaben eines
Schulleiters einer Schule wie derjenigen, die
der Kläger leitet, nicht der Realität ent-
spricht, sondern deutlich zu niedrig bemes-
sen ist.“
Zwar sei eine generalisierende und pau-
schalierende Deputatsregelung, die
nicht allen Besonderheiten der indivi-
duellen Arbeitsbelastung jedes einzel-
nen Schulleiters Rechnung trage, zuläs-
sig. Jedoch ergebe sich für das Gericht
aus den ihm unterbreiteten Tatsachen
„eine solche Fülle von Indizien, dass (diese)
in ihrer Gesamtheit geeignet sind, in Frage
zu stellen, dass der Dienstherr sich bei der
Schätzung des zeitlichen Aufwands für die
Wahrnehmung von Schulleitungsaufgaben
im Rahmen des ihm eingeräumten Gestal-
tungsspielraums verhalten hat.“
Indessen lasse sich daraus kein indivi-
dueller Rechtsanspruch auf bestimmte
Maßnahmen ableiten. Unbeschadet der
Verpflichtung des Klägers, die ihm über-
tragenen Aufgaben nach pflichtgemä-
ßem Ermessen zu regeln und wahrzu-
nehmen, sei dieser nicht verpflichtet,
über die regelmäßige Arbeitszeit hin-
aus seine Dienste zu erbringen. Es sei
ihm zumutbar, seine Aufgaben nach
Dringlichkeit zu ordnen und im Rah-
men des Möglichen abzuarbeiten. In
rechtlicher Hinsicht ergebe sich daraus
aber auch, dass einem Schulleiter nicht
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zur Last gelegt werden könne, wenn
wichtige Arbeiten unerledigt blieben.
Es sei dann vielmehr Sache des Dienst-
herrn, durch geeignete Organisations-
maßnahmen dafür Sorge zu tragen, dass
für die zu bewältigenden Schulleiter-
aufgaben in ausreichendem Maße Per-
sonal und sachliche Mittel zur Verfü-
gung stehen.

Politik zum Handeln gefordert
Die abschließenden Ausführungen des
VG zeigen, dass die Kammer das formale
Ergebnis selbst für unbefriedigend hält:
„Die Kammer ist sich bewusst, dass die sich
aus dieser rechtlichen Bewertung ergebenden
Handlungsperspektiven für den Kläger un-
befriedigend sind. Wird ihm der Beklagte
(das Land Hessen) bei gleichbleibender Ar-
beitsbelastung auch zukünftig keine Entlas-
tung zubilligen, wird er weiterhin die gesetz-
liche Arbeitszeit in beträchtlichem Umfang
überschreiten. Dies wird seiner Motivation
und auf Dauer seiner gesundheitlichen Sta-
bilität nicht förderlich sein. Folgt er dahin-
gegen dem Rat der für die Gesamtschule (…)
zuständigen schulfachlichen Beamtin, kürzer
zu treten, und lässt entsprechend der zitier-
ten Rechtsprechung Arbeit liegen, die er
innerhalb der gesetzlichen Arbeitszeit nicht
(mehr) zu erledigen vermag, wird dies im
Hinblick auf sein Pflichtbewusstsein und
sein Engagement als Lehrer und Schulleiter
nicht nur zu inneren Konflikten führen,
sondern zwangsläufig das Verhältnis zu
Eltern, dem Kollegium und der Schulaufsicht
negativ beeinflussen und damit den Schul-
frieden gefährden. In dieser Situation wird
der rechtliche Hinweis darauf, keine Dienst-
pflichtverletzung begangen zu haben, dem
Kläger keine wirkliche Hilfe bieten. Keine
der beiden aufgezeigten Alternativen kann
aber auch für den Beklagten (das Land
Hessen) zufriedenstellend sein. Vielmehr
besteht für diesen aus Sicht der Kammer ein
konkreter Handlungsbedarf, zumal die Si-
tuation des Klägers nach dessen plausibler
Darstellung keinen Einzelfall darstellt. War-
um das Hessische Kultusministerium als
oberste Dienstbehörde trotz der diesbezügli-
chen Eingaben aus dem Kreis der Schulleiter
und Schulleiterinnen und der Personalver-
tretung bislang keine Abhilfemöglichkeiten
aufgezeigt hat, erschließt sich dem Gericht
nicht.“

Treu und Glauben
Ähnlich hat der VGH den in der Beru-
fungsinstanz unterbreiteten Sachver-
halt beurteilt und dabei zusätzlich eine
juristische Lösungsmöglichkeit in Form
eines „Ausgleichsanspruchs“ aus dem
Grundsatz von Treu und Glauben

(§ 242 BGB) geprüft. Er führt aus, dieser
Anspruch vermöge im engen, auf Dauer
angelegten Rechtsverhältnis zwischen
Dienstherr und Beamten auch eine
Pflicht zum Ausgleich von „zu viel
Arbeit“ entstehen lassen, soweit sich die
Inanspruchnahme des Beamten über die
regelmäßige Dienstzeit hinaus als
rechtswidrig erweist und die dem
Dienstherrn obliegende Unterlassungs-
verpflichtung verletzt wird.

Letztlich haben sich die Richter des
VGH nicht dazu durchringen können,
eine Verletzung der Fürsorgepflicht
oder des Grundsatzes von Treu und
Glauben durch das Land Hessen als
nachgewiesen anzunehmen. Jedoch
hatte der VGH  eine Revision gegen sein
Urteil zum Bundesverwaltungsgericht
(BVwerG) zugelassen. Die Zulassung
der Revision wird damit begründet, es
sei grundsätzlich klärungsbedürftig, ob
sich auch Beamte in Leitungsfunktio-
nen bei deutlicher Geschäftsüberlas-
tung darauf verweisen lassen müssen,
einen Teil der ihnen obliegenden Auf-
gaben nicht oder zumindest nicht zeit-
gerecht wahrzunehmen und so zum
Beispiel den Bildungs- und Erziehungs-
auftrag der Schule zumindest nur ein-
geschränkt zu erfüllen, oder ob in solchen
Fällen nicht eine von Beamten ein-
klagbare Handlungspflicht des Dienst-
herrn auf Entlastung des Beamten be-
steht.

Leider wird es in dem geschilderten
Verfahren zu keiner weiteren gerichtli-
chen Auseinandersetzung mit  dieser
Frage  kommen. Der Kläger – es handelt
sich nicht um einen GEW-Fall – hat

bedauerlicherweise von der durch die
Entscheidung des VHG eröffneten Mög-
lichkeit der Revision keinen Gebrauch
gemacht. Auf die vom Gericht in der
Zulassungsbegründung formulierte Posi-
tion kann man in anderen Verfahren
jedoch Bezug nehmen.

Die gleiche Frage stellt sich selbst-
verständlich auch für Lehrkräfte. Auch
für sie ist grundsätzlich klärungs-
bedürftig, ob sie sich darauf verweisen
lassen müssen, bei objektiver Überlas-
tung einen Teil der ihnen obliegenden
Aufgaben nicht oder zumindest nicht
zeitgerecht wahrzunehmen und somit
nicht nur in Widerspruch zum Erzie-
hungs- und Bildungsauftrag der Schu-
le, sondern auch mit ihrem eigenen
pädagogischen Ethos geraten.

Unabhängig davon, wann und in
welcher Form die Überlastung von Be-
schäftigten im Schulbereich wieder zum
Gegenstand juristischer Auseinander-
setzungen werden wird, besteht unmit-
telbarer politischer Handlungsbedarf.
Das Verwaltungsgericht und der VGH
haben den Ball ins Feld der Politik
zurückgespielt. Sie haben eine Pflicht
des Landes Hessen zum Handeln kon-
statiert, auch soweit sie das Bestehen
individuell einklagbarer Ansprüche
überlasteter Beamter verneint haben.
Diese Signale an die Landesregierung
sind deutlich und unmissverständlich.

Hartwig Schröder

• Die Online-Fassung des Artikels wird
durch einen Bericht von Andreas Skorka
über den Verlauf der Verhandlungen vor dem
VGH ergänzt (www.gew-hessen.de)
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Wir gratulieren im Oktober und November ...

... zur 40-jährigen Mitgliedschaft:
Reinhard Abel, Aßlar

Rita Baranowski, Biedenkopf
Renate Bölts-Dettmann,

Ebsdorfergrund
Gunild Bötefür, Lohfelden
Waltraud Brand, Königstein
Reinhard Brandt, Marburg

Ulrich Bredemann, Bruchköbel
Jutta Burkard, Oberursel

Wolfgang Caspar, Immenhausen
Mara Cuibe, Wiesbaden

Elmar Diez, Hanau
Matthias Edeling, Reinheim
Ulrich Feiereis, Guxhagen

Hans-Dieter Friedrichs, Braunlage
Barbara Gardeik, Wiesbaden
Marie-Luise Geissler, Gießen

Ute Georg, Frankfurt
Wilfried Gottmann, Korbach
Hannes Hostak, Lohfelden

Hannelore Iske, Kassel
Egbert Jahn, Kelkheim

Brigitte Jahn-Lennig, Dreieich
Irene Karlowa, Otzberg

Leo Kauffeldt, Offenbach
Heinz Kilian, Bürstadt

Johanna Köhlmann, Ronneburg
Günther Lange, Göttingen

Christine Lebuser,
Mörfelden-Walldorf

Anita Lehn, Pfungstadt
Eva-Maria Lehnerdt,

Otzberg-Lengfeld
Adelheid Maser, Idstein

Wolfram Meibaum, Baunatal
Maria Mensing, Eppstein
Ilse-Lore Möller, Borken
Astrid Nahgel, Kronberg

Ellen-Ute Okan, Darmstadt
Edmund Patzer, Kirchhain

Irmi Richter, Wetzlar
Marion Rodewald, Marburg
Herbert Roessler, Wiesbaden
Rolf Ernst Römer, Melsungen

Herbert Roß, Gernsheim
Jürgen Schenderlein, Florstadt

Bodo Schneider, Hanau
Ernst Schnitzspahn, Dietzenbach

Marianne Settegast, Mücke
Edda Seyfert, Reiskirchen

Monika Spannaus, Bad König
Erich Steinfeld, Wiesbaden

Barbara Stumpf, Obertshausen
Annette Täubrich, Frankfurt
Eckhard Trautmann, Buseck

Irmgard Trost, Mainz
Brigitte Ueberschär,
Mörfelden-Walldorf

Klaus Urban, Lohfelden
Ellen Völker, Altenstadt

Dorle Voß, Oestrich-Winkel
Christa Wächtler, Niestetal

Gisela Weber, Alzenau
Lothar Weber, Riedstadt

Eckart Wilkesmann, Marburg
Klaus Zweyrohn, Rossdorf

... zur 50-jährigen Mitgliedschaft:
Günter Bergknecht, Battenberg
Elisabeth Nebling, Darmstadt

... zur 55-jährigen Mitgliedschaft:
Renate Müller, Seeheim-Jugenheim

Johannes Uthoff, Frankfurt

... zur 60-jährigen Mitgliedschaft:
Hardi Hintzpeter, Melsungen

... zum 75. Geburtstag:
Gudrun Ebert, Großalmerode

Maria-Barbara Eiermann, Offenbach
Jörg Hauf, Frankfurt

Clara Kleinschmidt, Berlin
Wilfried Koch, Bensheim

Valentin Merkelbach, Wiesbaden
Winfried Münch, Schlangenbad

Baysal Önal, Offenbach
Willi Roth, Büdingen

Karl Heinz Simshäuser, Frankenberg
Juana Soto-Estrada, Dietzenbach

Willi Wolf, Rauschenberg

... zum 80. Geburtstag:
Karl Heck, Rossdorf

Gerhard Hey, Bensheim
Sigurd Kremser, Weißenborn

Johanna Köhlmann, Ronneburg
Gerda Schnell, Kassel

Helga Straka, Bad Wildungen
Johannes Uthoff, Frankfurt

... zum 85. Geburtstag:
Maria Bachmann, Gründau

Friedrich-Wilhelm Bayerer, Nidda
Ulrich Bouness, Wolfhagen
Robert Conrad, Burghaun
Rudolf Kern, Dautphetal

Marga Klose, Heppenheim
Margret Vater, Kassel

Friedrich Wegt, Mühltal
Kurt Zeun, Gladenbach

... zum 90. Geburtstag:
Eleonora Schmidt, Düsseldorf

... zum 94. Geburtstag:
Anna Trischler, Taunusstein

Ernst Briel, Frankenberg

lea-Fortbildung in der Provence

In den Osterferien 2011 finden wieder
zwei lea-Seminare in der von Ernest
Jouhy gegründeten deutsch-französi-
schen Begegnungsstätte F.I.E.F. in La
Bégude-de-Mazenc, einem maleri-
schen mittelalterlichen Dorf der Drôme
Provençale, statt.

15. bis 22. April 2011:  Widerstand
und Verfolgung in Vichy-Frankreich
La Bégude-de-Mazenc gehört zum
Kanton Dieulefit. Wir werden eine Re-
gion kennenlernen, deren Wider-
standsgeschichte bis in die Tage der
Hugenottenkriege zurückführt. Hier
wurden im Zweiten Weltkrieg durch
zivilen Widerstand mehr als 1.500
Menschen vor dem Zugriff ihrer Ver-
folger bewahrt. Die  Geschichte ver-
steckter und deportierter jüdischer Kin-
der wird in der Gedenkstätte „Maison
d´Izieu“ (bei Chambéry) dokumentiert.

Die Kosten für Verpflegung und
Unterkunft im Doppelzimmer betragen
550 Euro, im Vierbettzimer 400  Euro
(Einzelzimmerzuschlag 120 Euro).

25. bis 30. April 2011:
Die Provence als Lernort
Kulturstätten aus der römischen Zeit
und der Renaissance, Gedenkstätten
des Widerstandes, jahrhundertealte Kul-
turlandschaften, Lavendelfelder, Wein-
und Olivenbau und die moderne Indus-
trie des Rhônetals, all das gilt es zu
entdecken. Wir wollen in angenehmer
Umgebung überlegen, wie in der Be-
gegnung mit der Region Lernprozesse
organisiert werden können. Kosten für
Verpflegung und Unterkunft im Dop-
pelzimmer 500 Euro (Einzelzimmerzu-
schlag 120 Euro). Ein Vorbereitungs-
treffen findet am 12. März 2011 in
Mörfelden-Walldorf statt.
• Ausführliche Infos: www.lea-bildung.de
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Wissenswert in hr2-kultur
Radiosendungen für die Schule
im Oktober und November

Montag bis Freitag von 8.30 bis
8.45 Uhr in hr2-kultur
Der Hessische Rundfunk bringt in seinem Bil-
dungsprogramm unter dem Titel „Wissens-
wert“ in hr2-kultur regelmäßig Radiosendun-
gen, die sich für die Verwendung im Unter-
richt eignen. Die Wissenswert-Sendungen bie-
ten vielseitige Rechercheergebnisse, Original-
töne, interessant aufbereitete Informationen
und lassen sich in voller Länge oder auch in
Ausschnitten in den Unterricht integrieren.

Politische Bildung
• Soziologie made in Frankfurt: War-
um Frankfurt? (11.10.), Die zwanziger Jah-
re (12.10.), Die Frankfurter Schule (13.10.),
1968 und die Folgen (14.10.), Eine Krisen-
wissenschaft par excellence? (15.10.)
• Frauenleben – Frauenbilder: Zeit-
zeuginnen aus dem Kaiserreich (18.10.),
Das Frauenbild der Nationalsozialisten
(19.10.), Die fünfziger Jahre (20.10.),
Frauenleben in der DDR (21.10.), Ge-
schlechterkampf der 70er Jahre (22.10.)

Naturwissenschaften
• Essen ist Leben – Die klima-
freundliche Küche: Fleisch – die Gret-
chenfrage (25.10.), Obst zwischen Wiese
und Hangar (26.10.), Kaffee, der
Plantagentrank (27.10.), Das Menü
(28.10.)
• Was ist Materie? Harald Lesch über
die Suche nach dem Unveränderbaren
(2.11.), ...über Demokrits Atome und die
Angst vor der Leere (3.11.), ...über das
Weltbild der klassischen Physik (4.11.),
...über neue Weltbilder und letzte Teil-
chen (5.11.)

Podcast-Angebote „Wissenswert“ unter
www.hr2-kultur.de; weitere Informationen,
die aktuelle Wochenübersicht und Manu-
skripte unter www.wissen.hr-online.de; Sen-
dungen der letzten Jahre „Wissenswert“ zum
Downloaden für Schule und Unterricht beim
„Bildungsserver Hessen“ als MP3-Datei unter
http://lernarchiv.bildung.hessen.de/hr/ - für
Lehrkräfte, Schülerinnen und Schüler als
Audio sofort zugänglich

M A G A Z I N

Bildung im hr-fernsehen: Wissen und mehr
Montag bis Freitag
von 9.30 bis 10.15 Uhr

Montag
• Konsum-Striptease - Eine Familie te-
stet ethisch korrektes Leben (9.30-10 Uhr):
dreiteilige Serie am 1.11., 8.11. und 15.11.
• Kelten in Hessen: 25.10., 10-10.15
Uhr

Dienstag
• Die Erde (9.30-9.45 Uhr): : ...In Böen
auffrischend (12.10.), Architekt Wasser
(19.10.)
• Mit dem Mini-U-Boot durch die
Nordsee (9.30-9.45 Uhr): vierteilige Se-
rie am 26.10., 2.11., 9.11., 16.11.
• Wissen macht Ah! jeden Dienstag,
9.50-10.15 Uhr

Mittwoch
• Der Völkermord an den Sinti und
Roma: 13.10., 9.30-10 Uhr
• Trans-Sibirien (9.30-10 Uhr): 20.10.,
27.10., 3.11. und 10.11.

• Ich mach’s: Vorstellung von Berufen
in 53 Folgen, 10-10.15 Uhr

Donnerstag
• Kant für Anfänger (10-10.15 Uhr):
fünfteilige Serie am 14., 21. und 28.10.,
am 4. und 11.11.

Freitag
• Willi will’s wissen: jeden Freitag
9.45-10.10 Uhr

Meine Ausbildung
Das hr-fernsehen wiederholt am 17. und
18.11. von 9.30 bis 10.15 Uhr die Sieger-
beiträge des Schülerwettbewerbs 2010.
Infos über den Wettbewerb 2011 in dieser
HLZ auf Seite 16.

Das vollständige und aktualisierte Programm
und Begleitmaterialien für den Unterricht
findet man im hr-Wissensportal www.
wissen.hr-online.de.

GEW-Tagung Auslandsschuldienst
Vom 19. bis 24. November 2010 findet
die nächste Tagung der GEW-Arbeits-
gruppe für Lehrerinnen und Lehrer im
Auslandsschuldienst (AGAL) statt. Sie
ist ein Forum für Erfahrungsaustausch,
Diskussionen über die gegenwärtige
Auswärtige Kultur- und Bildungspoli-
tik sowie für die Artikulation von Po-
sitionen zur deutschen schulischen Ar-
beit im Ausland. Das Treffen unter dem
Motto „Ausstrahlung ins Gastland“ fin-
det in der Heimvolkshochschule
Mariaspring (Göttingen) statt.
• Anmeldung: Karin Gaines, GEW-
Hauptvorstand, Reifenberger Straße 21,
60489 Frankfurt, Tel. 069-78973-311

Hanau: Gleichstellung an Schulen
Die Personengruppe Frauen des GEW-
Kreisverbandes Hanau lädt alle Lehre-
rinnen des Main-Kinzig-Kreises am
Dienstag, 9. November 2010, von 15.30
Uhr bis 17.30 Uhr in die Tümpelgarten-
Schule in Hanau (Akazienweg 1) ein.

Frauke Gützkow vom Hauptvor-
stand der GEW referiert zum Thema
„Gleichstellung an Schulen“.

Im Rahmen dieser Veranstaltung
haben alle Teilnehmerinnen die Gele-
genheit, Anregungen für die zukünfti-
ge Arbeit der Personengruppe Frauen
der GEW im Main-Kinzig-Kreis zu
geben. Die Veranstalterinnen freuen
sich auf eine anregende Diskussion
mit den Kolleginnen aus dem Main-
Kinzig-Kreis in einer entspannten At-
mosphäre bei Kaffee und Kuchen. Die
Teilnahme ist kostenlos.

Schulen und Kultur
Gute Ideen sind gesucht! Im Rahmen
ihrer Bildungsinitiative Kinder zum
Olymp! ruft die Kulturstiftung der Län-
der zum siebten Mal bundesweit zu
einem Wettbewerb auf. Kinder und
Jugendliche sollen die Möglichkeit er-
halten, Kunst und Kultur zu entdecken.
• Infos: www.kinderzumolymp.de; An-
meldeschluss: 30. November 2010.

Literaturland Hessen: 29. 5. 2011
Am 29. Mai 2011 findet der dritte „Tag
für die Literatur in Hessen“ statt. Auch
Schulen können sich beteiligen und
das „Märchenland“ der Brüder Grimm
in Nordhessen erkunden, die „Heimat
der Romantik“ im Rheingau entdecken
oder mit den Nibelungen durch den
Odenwald streifen. Für Schulen gilt die
Sonderregelung, dass öffentliche Ver-
anstaltungen auch am 27. oder 28. Mai
stattfinden können. Anmeldeschluss ist
der 31. 12. 2010. Alle Informationen
unter www.literaturland.hr-online.de

Neuer Antisemitismus
Mit dem „neuen Antisemitismus“ und
„globalisierten Projektionen in der
Migrationsgesellschaft“ befasst sich
eine Tagung vom 22. bis 24. Oktober
2010 für Pädagogen und Lehrkräfte
in der Evangelischen Akademie
Arnoldshain. Referentinnen und Re-
ferenten sind unter anderen Aycan
Demirel (Kreuzberger Initiative ge-
gen Antisemitismus), Gottfried Kößler
(Fritz Bauer Institut Frankfurt) und
Helga Nagel vom Amt für multi-
kulturelle Angelegenheiten der Stadt
Frankfurt.
• Anmeldung und Infos: theil@evan-
gelische-akademie.de



   lea bildet .. .

      Personalvertretungsrecht für Schulleitungsmitglieder | 26-10-10, Bad Hersfeld | 

      Streiten will gelernt sein – Spiele zum Umgang mit Aggressionen | 27-10-10, Bad Hersfeld |

      Wie viel ist viel? | 28-10-10, Gießen |  Ready-Steady-Go – Planspiel zur Berufserkundung

      | 28-10-10, Frankfurt |  Hartz IV im Überblick für Lehrkräfte | 29-10-10, Frankfurt |

      Kooperationsspiele als Konfliktprävention | 02-11-10, Offenbach |  

      Musikunterricht für fachfremd Unterrichtende | 03-11-10 Mörfelden-Walldorf |

      Soziale Spielregeln für das Zusammenleben in Klasse und Schule | 04-11-10, Marburg | 

      „Toni-L“ – Hip Hop für den Unterricht | 04-11-10, Frankfurt |  

      Schulrecht – (k)ein Buch mit sieben Siegeln? | 08-11, 23-11 und 06-12-10, Frankfurt |   

      Rechenschwäche? – Prävention und fördernde Maßnahmen | 09-11-10, Kassel |

      Von der „Bildung“ zur „Kompetenz“ - Zur Kritik der Bildungsstandards | 09-11-10, Frankfurt |

      140 Jahre Pariser Commune | 09-11-10, Frankfurt |  Vom Umgang mit „störendem“ Verhalten

      bei Kindern und Jugendlichen | 10-11-10, Bad Orb |  Unterrichtsfach Glück | 11-11-10, Darmstadt |

www.lea-bildung.de 
 
fon  069 | 97 12 93 27 / 28 
fax  069 | 97 12 93 97

Zimmerweg 12 
60325 Frankfurt/Main 

      Maschinenschein Holzverarbeitung - Intensiv  | 12-11, 13-11, 19-11 und 20-11-10, Alsfeld |

        Leben in Balance - Präventivmaßnahmen gegen Burn-out | 12-11-10, Frankfurt |

       Twittern für Anfänger | 15-11-10, Frankfurt |

                                                                      Das vollständige Programm unter www.lea-bildung.de




